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Vorwort 
 
Für die Auswahl dieses Diplomarbeitsthemas „Abbau des Eisernen Vorhangs an 
der österreichisch-ungarischen Grenze 1956 – Der 1. Abbau“ waren mehrere 
Gründe verantwortlich. Zunächst, das besondere Interesse an der ungarischen 
(Zeit-)Geschichte an sich lässt sich durch meine Familiengeschichte und einen 
dreijährigen Aufenthalt in Budapest (1993-1996) erklären.  
 
Mit großem Interesse besuchte ich daher auch die beiden von Herrn Prof. Dr. 
Andreas Oplatka an der Universität Wien gehaltenen Lehrveranstaltungen „Die 
Beseitigung des Eisernen Vorhanges an der ungarisch-österreichischen Grenze 
1989“ und „Abbruch des Eisernen Vorhangs, Grenzöffnung und DDR-Exodus über 
Ungarn im September 1989“. Infolgedessen entschied ich mich, meine 
Diplomarbeit der Auseinandersetzung mit dem Eisernen Vorhang an der 
österreichisch-ungarischen Grenze zu widmen. In unserem ersten 
Betreuungsgespräch machte mich Herr Prof. Oplatka dankenswerterweise auf die 
bislang noch wenig beachteten Ereignisse um den „1. Abbau“ 1956 aufmerksam. 
Mein Interesse war geweckt und so entschied ich mich, dieses Thema für meine 
Diplomarbeit zu wählen. An dieser Stelle möchte ich Herrn Prof. Oplatka für die 
freundliche Betreuung, die vielen hilfreichen Ratschläge und Anregungen ganz 
herzlich danken, ebenso wie dafür, dass er sich bei all seinen Wien-Aufenthalten 
immer wieder Zeit für mich genommen hat. 
 
Danken möchte ich hier auch Herrn Prof. Dr. Arnold Suppan, der mich im Zuge 
des „DiplomandInnen- und DissertantInnenseminars“ an der Universität Wien mit 
vielen wichtigen und nützlichen Hinweisen bei der Erstellung dieser Arbeit sehr 
unterstützt hat.  
 
Damit eine solche Arbeit gelingen kann, bedarf der Verfasser auch bei der 
Quellenrecherche und –sichtung manch eines offenen und geduldigen Ohres. Im 
Österreichischen Staatsarchiv fand ich dies in besonderer Weise in Herrn Rudolf 
Jeřábek, dem ich für seine vielen außerordentlich hilfreichen Informationen und 
Hinweise hier danken möchte. Ebenso danken möchte ich Frau Mag. Rita Münzer 
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für ihre freundliche Unterstützung bei meinen Recherchen im Burgenländischen 
Landesarchiv in Eisenstadt.  
 
Im Zusammenhang mit den für dieses Thema erforderlichen ungarischen Quellen 
erhielt ich wichtige Informationen und hilfreiche Ratschläge von Herrn Dr. Attila 
Pók und Herrn Dr. Lajos Gecsényi, der zu den österreichisch-ungarischen Bezieh-
ungen in der Mitte des 20. Jahrhunderts selbst eine Reihe hochinteressanter 
Publikationen veröffentlicht hat. Auch ihnen möchte ich hier meinen Dank 
aussprechen. 
 
Besonderer Dank gilt meinen Eltern, die mich während meines ganzen Studiums 
so wunderbar begleitet und unterstützt haben. Gerade in Bezug auf die 
Entstehung dieser Diplomarbeit möchte ich meinem Vater für seine große Hilfe bei 
den ungarischsprachigen Texten sowie den vielen interessanten Gesprächen über 
das Thema, die er mit eigenen Erlebnisschilderungen zu bereichern wusste, ganz 
herzlich danken. 
 
Ein großes Dankeschön möchte ich auch meinem Verlobten Gottfried sagen, der 
mir stets mit Rat und aufmunternden Worten zur Seite stand und schließlich auch 
die Korrekturlesung meiner Arbeit übernahm. 
 
 
Bettina Kussbach 
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1. Einleitung 
 
Das vergangene Jahr 2009 gab reichlich Anlass zum Feiern: 20 Jahre waren 
verstrichen, seitdem am 11. September 1989 die damalige Volksrepublik Ungarn 
die „Pforten“ für tausende Ostdeutsche in Richtung Westen geöffnet hatte. Bereits 
zuvor waren die technischen Sperren entlang der österreichisch-ungarischen 
Grenze abgebaut worden. Ebenfalls im Jahr 1989, am 9. November, war dann 
auch die Berliner Mauer unter dem Druck der Entwicklungen ihrer Zeit gefallen. 
Damit sollten die Wiedervereinigung des geteilten Deutschland und der 
Zusammenbruch der „Deutschen Demokratischen Republik“ Realität werden.  
 
Den Anfang machte Ungarn. Die Entscheidung, den ostdeutschen Flüchtlingen die 
Ausreise nach Österreich zu ermöglichen, war äußerst riskant, endete jedoch mit 
einem vollen Erfolg. Das wohl prägnanteste Symbol der Trennung, die 
technischen Hindernisse an der österreichisch-ungarischen Grenze, war zu dieser 
Zeit bereits gefallen, die Bilder der beiden Außenminister Alois Mock und Gyula 
Horn beim gemeinsamen Durchschneiden des Drahtes waren durch die ganze 
Welt gegangen.  
 
Weniger bekannt ist allerdings, dass 1989 die Grenzsperren nicht zum ersten Mal 
entfernt wurden. Bereits 33 Jahre zuvor, im Frühsommer 1956, hatten die 
damalige ungarische Regierung und die Parteispitze entschieden, an der West- 
und Südgrenze des Landes Stacheldraht und Minen zu räumen. Am 20. Oktober 
1956 schließlich waren die Abbauarbeiten abgeschlossen. Es ist jedoch nicht 
dieses Ereignis, mit dem das Jahr 1956 heute primär assoziiert wird, sondern  
vielmehr die Ungarische Revolution und ihre blutige Niederschlagung durch die 
Sowjetarmee Anfang November. Damit wurde alles andere überschattet und geriet 
spätestens mit der Wiedererrichtung der „technischen Sperren“ im Frühjahr 1957 
völlig in Vergessenheit. Nicht so jedoch bei allen: rund 180.000 Menschen war es 
dank dieses Umstandes gelungen, das Land über die von Minen und Stacheldraht 
befreite Grenze zu verlassen.  
 
Es sollten wieder 33 Jahre vergehen bis Ähnliches möglich wurde. Da wirft sich 
bei dem Einen oder Anderen vielleicht die Frage auf, „Was wäre gewesen 
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wenn...“: Was wäre gewesen, wenn die „technischen Sperren“ nicht mehr 
aufgestellt worden wären? - Das ist schwer zu beurteilen. Eines jedoch steht fest, 
die Ereignisse um den Eisernen Vorhang an der österreichisch-ungarischen 
Grenze 1956 und 1989 sind nur sehr bedingt miteinander zu vergleichen; schon 
die Voraussetzungen waren grundlegend andere. Einer der Gründe dafür liegt im 
geringeren Handlungsspielraum der ungarischen Regierung 1956. Wenn auch 
1989 immer wieder Rücksprachen mit Moskau gehalten wurden, war der 
sowjetische Einfluss auf die politischen Entscheidungen – gerade in außen-
politischen Belangen - in Ungarn 1956 noch wesentlich größer. Zudem hätten 
weder der stalinistische Parteichef Mátyás Rákosi, noch der ihm nahestehende, 
damalige Ministerpräsident András Hegedüs, Ambitionen gehabt eine mit 1989 
vergleichbare „Öffnung“ gegen den Willen der Sowjetmacht durchzusetzen. 
Insbesondere Rákosi verdankte seine Position in Ungarn zu einem Großteil der 
Unterstützung aus Moskau. Das Einverständnis der sowjetischen Führung zum 
Abbau der Grenzsperren konnte er dafür nützen, seinen eigenen Beliebtheitsgrad 
in Ungarn zumindest vorübergehend etwas zu heben.  
 
Mit der folgenden Arbeit wurde nun der Versuch unternommen, die politische und 
diplomatische Vorgeschichte dieses Beschlusses zur Räumung der Grenzsperren 
zu skizzieren. In einem Zeitraum von rund 23 Monaten, vom Dezember 1954 bis 
zum Oktober 1956, verbesserte sich die Beziehung der beiden Nachbarstaaten 
Österreich und Ungarn - von einigen Auf und Nieder abgesehen - kontinuierlich. 
Beide standen in dieser Phase vor größeren politischen Herausforderungen, 
Österreich im Zusammenhang mit dem Staatsvertrag, Ungarn in der 
Auseinandersetzung zwischen dem radikaleren „Alten Kurs“ und dem 
gemäßigteren „Neuen Kurs“. In beiden Fällen waren sowjetische Interessen stets 
mit zu berücksichtigen.  
 
In den mit der allgemeinen Entspannungsphase des Kalten Krieges nach dem Tod 
Stalins 1953 langsam wieder einsetzenden Verhandlungen um eine Verbesserung 
des bilateralen Verhältnisses zwischen Österreich und Ungarn, standen zunächst 
zwei wesentliche Hindernisse ganz oben auf der Tagesordnung: die Frage nach 
der Ausreise der in Ungarn lebenden österreichischen Staats- bzw. der 
Doppelstaatsbürger und die Frage des im Krieg enteigneten Vermögens. Schon 
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bald stellte sich allerdings in dem Mitte der 50er Jahre noch von starkem 
gegenseitigen Misstrauen bestimmten österreichisch-ungarischen Verhältnis das 
„Bollwerk Eiserner Vorhang“ entlang der gemeinsamen Grenze als eines der 
größten Hindernisse für eine Besserung heraus. Immer wiederkehrende 
Grenzzwischenfälle belasteten die Nachbarschaftsbeziehungen ebenso wie die 
durch die Sperranlagen an sich verursachten Unfälle, bei denen Menschen ums 
Leben kamen oder zumindest schwer verletzt wurden. Ein einziger offener 
Grenzübergang und die rigiden Ausreisebestimmungen erschienen angesichts der 
sich verbessernden Beziehungen als nicht mehr zeitgemäß. Über viele Jahre 
hinweg waren über die Grenze hinaus reichende verwandtschaftliche und 
freundschaftliche Bande durchtrennt worden, die nur mehr darauf warteten, wieder 
zusammenzufinden. Der sich langsam etablierende Austausch in Bereichen wie 
etwa Wirtschaft, Kultur und Sport, konnte nur mit Mühe durchgeführt werden. All 
diese Aspekte veranlassten die österreichische Regierung und Diplomatie dazu, 
sich um eine Aufhebung der Grenzsperren zu bemühen. Diese Anstrengungen 
sollen in der folgenden Arbeit auch dargelegt werden. 
 
Mit sowjetischer Zustimmung konnte im Sinne der Demonstration des „guten 
Willens“ schließlich ein entsprechender Austausch vorgenommen werden: 
Stacheldraht und Minenfelder konnten weichen, modernere und wahrscheinlich 
effizientere Maßnahmen wurden installiert. Während der Abbau in den eigenen 
ungarischen Medien propagandawirksam „ausgeschlachtet“ wurde, erfährt man 
dort über die alternativen Grenzsperren selbstverständlich nichts. Der Fall des 
Eisernen Vorhangs an der und West- und Südgrenze Ungarns hatte eine nicht 
unwesentliche symbolische Funktion, nämlich gegenüber dem nunmehr neutralen 
Österreich im Westen und gegenüber dem nach langen Jahren des erbitterten 
Streites „neu entdeckten“ Nachbarn Jugoslawien im Süden. Angesichts der 
fehlenden Eigenständigkeit der ungarischen Außenpolitik Mitte der 1950er Jahre 
sind auch diese beiden Ereignisse in Wahrheit Signale aus der Sowjetunion. In 
Bezug auf Österreich stellten sie damit ihre Wertschätzung der staatlichen 
Neutralität unter Beweis, Jugoslawien betreffend bedeutete es ein Zeichen der 
Aussöhnung zwischen Moskau und Belgrad, zwischen Chruschtschow und Tito 
gewertet werden. Die sowjetische Federführung hinter diesen Öffnungs-
entscheidungen wird ebenfalls in der vorliegenden Arbeit zu Tragen kommen.   
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Durch die Gegenüberstellung von Abbauarbeiten und neuerlichen Verriegelungs-
maßnahmen soll deutlich werden, dass die Vorzeichen 1956 andere waren als 
1989. 1956 ging es mehr um einen symbolischen Akt, als um eine echte 
Liberalisierung der Grenzsituation. Der Abbau der „technischen Sperren“ an der 
Westgrenze begann beinahe zeitgleich mit dem Räumungsbeschluss des 
ungarischen Ministerrates vom 8. Mai 1956. Die Berichte über gefallene 
Wachtürme, aufgerollten Stacheldraht und ungarische Wachsoldaten mit 
verschiedenfarbigen Fähnchen zur Markierung der Minen überschlugen sich 
beinahe. Parallel dazu hatte das Innenministerium, dem die Staatssicherheit und 
die Grenzschutztruppen angehörten, einen Plan für die neue Form der Über-
wachung ausgearbeitet. Bis spätestens Ende Dezember 1956 sollten alle 
entsprechenden Vorkehrungen getroffen und die „neue Grenze“ installiert sein. Sie 
hätte dem Plan nach mindestens so undurchlässig werden sollen wie ihre 
Vorgängerin. Es sollte jedoch anders kommen. Wie weit der Aufbau dieser 
Maßnahmen im Herbst 1956 bereits fortgeschritten war, lässt sich nur schwer 
ermessen. Fakt ist, dass auf Geheiß und unter Mithilfe sowjetischer Truppen im 
Frühjahr 1957 die „technischen Sperren“ wieder errichtet wurden. Das Verhältnis 
zu Österreich kühlte in dieser Zeit wieder massiv ab.  
 
Um dieses spezielle Thema „Abbau des Eisernen Vorhangs an der österreichisch-
ungarischen Grenze 1956“ in seinen historischen Kontext einzufügen, sind zudem 
zwei Einführungskapitel entstanden. Das Erste setzt sich mit der 
Begriffsgeschichte „Eiserner Vorhang“ und seiner Bedeutung im Kalten Krieg an 
sich näher auseinander, das Zweite beleuchtet die Eingliederung Ungarns in den 
sowjetischen Machtbereich nach Ende des 2. Weltkrieges und die sich dadurch 
verschlechternden Beziehungen zum österreichischen Nachbarland.  
 
Der Begriff „Eiserner Vorhang“ in seiner politischen Bedeutung tauchte nicht erst 
im Zusammenhang mit dem Kalten Krieg und der Trennung in eine „westliche“ und 
eine „östliche“ Welt auf. Er ist allerdings für viele zum Symbol für diese 
Auseinandersetzung in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts geworden. Die 
Sowjetunion und ihre Verbündeten sind hiervon ausgenommen.  
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Die „Verwandlung“ Ungarns in eine Volksrepublik nach sowjetischem Modell ist 
eine wichtige Voraussetzung für das Thema der vorliegenden Arbeit, da die 
Einbettung in diese Machtsphäre Erklärung für eine Reihe politischer 
Entscheidungen Mitte der 50er Jahre geben kann. Die Mitgliedschaft im 
„sozialistischen Block“ Osteuropas hatte ganz konkrete Auswirkungen auf die 
Innen- und Außenpolitik der betroffenen Länder: Die Verfolgung politisch Anders-
denkender, massive Einschränkungen der persönlichen Freiheit – darunter eben 
auch sehr restriktive Ausreisebestimmungen - steigerten den Unmut innerhalb der 
Bevölkerung und führten nicht nur in Ungarn zu Protestaktionen. Eine wichtige 
Rolle in diesem Zusammenhang spielte - gerade auch für Ungarn - der 20. 
Parteitag der KPdSU im Februar 1956, im Zuge dessen Nikita Chruschtschow sich 
vom stalinistischen Terror abwandte und damit gleichsam einen Prozess des Um-
denkens einleitete. Die Tatsache, dass der ungarische Parteichef Mátyás Rákosi 
dem nur sehr unwillig und zum Teil Folge leistete, brachte ihn in eine Aus-
einandersetzung mit Moskau und trug entschieden zur innenpolitischen Krise in 
Ungarn bei.  
 
Die Recherchen zu diesem Thema stießen heute, knapp 44 Jahre danach, in 
Bezug auf die Literatur auf manch Hindernis. Der Hauptgrund dafür ist wahr-
scheinlich, dass den Revolutionsereignissen im Herbst eine wesentlich größere 
Bedeutung beigemessen wird. Sie sind bereits weitaus umfassender aufge-
arbeitet. Bei der Erstellung dieser Arbeit war daher das zeitgenössische – öster-
reichische und ungarische - Quellenmaterial von großem Wert, das zum Teil sehr 
detailliert Aufschluss über die bewegte Vorgeschichte der Räumungsentschei-
dung, die Abbauarbeiten selbst und die Entstehung anderer, „modernerer“ Sicher-
heitsvorkehrungen gab. 
 
 14 
2. Der „Eiserne Vorhang“ – eine unüberwindliche Teilung 
Europas? 
 
2.1 Einführung des Begriffs „Eiserner Vorhang“ in den politischen Diskurs 
 
Im Zuge der Feierlichkeiten zum 20. Jahrestag der Wende 1989 stand der 
ursprünglich aus der Theaterwelt stammende Begriff „Eiserner Vorhang“ 2009 
wieder in seiner Bedeutung als Symbol des Kalten Krieges im Vordergrund. Das 
folgende Kapitel widmet sich seiner Geschichte, in der er zum wichtigsten 
sprachlichen Werkzeug für die Beschreibung des Ost-West-Konflikts in der 2. 
Hälfte des 20. Jahrhunderts wurde.  
 
Ein Blick in Meyers großes Taschenlexikon verrät betreffend seiner 
Ursprungsbedeutung Folgendes: „Feuersicherer und rauchdichter Vorhang, der 
bei Feuergefahr die Bühne gegen den Zuschauerraum abschließt“.1 In dieser 
Funktion war der „Eiserne Vorhang“ bereits Ende des 18. Jahrhunderts bekannt. 
Feuer stellte in der damaligen Zeit ein schweres und nicht seltenes Problem für 
das Theater dar. Auslöser waren in der Regel die zur Beleuchtung der Bühne 
verwendeten Gaslampen, die zwar einerseits die Möglichkeit boten, den Raum in 
schneller Abfolge beleuchten und wieder verdunkeln zu können, andererseits 
jedoch ein hohes Sicherheitsrisiko darstellten. Besonders im Zuge hektischer Um-
bauarbeiten auf der Bühne während der Vorstellung konnte es leicht passieren, 
dass eine solche Leuchte umfiel und in Windeseile ein Feuer entfachte. Die 
Flammen breiteten sich dann meist blitzschnell auch auf den Zuschauerraum aus 
und verursachten großen personellen und materiellen Schaden. Es lag daher 
nahe, einen „Schutzwall“ zu errichten, der das Feuer an seiner weiteren 
Ausbreitung hinderte. Zu diesem Zweck entstand der „Eiserne Vorhang“.2 
 
In Österreich fiel die Entscheidung zur Errichtung entsprechender Schutz-
mechanismen nach dem verheerenden Brand des Wiener Ringtheaters am 8. 
                                                 
1 Stichwort „Eiserner Vorhang“, Anette Zwahr (Red.), Meyers großes Taschenlexikon, Bd. 5, Mann-
heim 2001, S. 319. 
2 Nicole Korzonnek, Eiserner Vorhang – Brandschutz am Theater. Geschichte und Nutzen des  
Schutzvorhangs für Bühnen, URL: http://geschichte-theater.suite101.de/article.cfm/eiserner_vorhang_ 
brandschutz_am_theater (19.10.2009). 
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Dezember 1881, dem rund 440 Menschen zum Opfer fielen. Heute muss jede 
Bühne bei einer Größe von mehr als 200 Quadratmetern – neben anderen 
Sicherheitsvorkehrungen - auch über einen „Eisernen Vorhang“ verfügen. Mit 
dessen Hilfe muss es gelingen, innerhalb von 30 Sekunden die Bühne und den 
Zuschauerraum komplett voneinander zu trennen. Dazu gehört eine für die 
normalen Theaterbesucher womöglich überraschend hohe Wartungs-
regelmäßigkeit: Täglich muss der „Eiserne“, wie er im Jargon genannt wird, 
genauestens auf seine Funktionstüchtigkeit hin überprüft werden.3 
 
Seinen Einzug in den politischen Diskurs erlebte der Begriff „Eiserner Vorhang“ 
erst um einiges später, Anfang des 20. Jahrhunderts. Er behielt dabei seine 
ursprüngliche Bedeutung als „Trennwand“, die zwei Lebenswelten hermetisch von 
einander abriegeln soll, wurde aber aus der Bindung zu Bühne und Theater gelöst: 
In dem Roman „The Food of the Gods“ von Herbert George Wells diente er bereits 
1904 als Synonym für eine unüberwindbare Grenze. Ähnlich unüberwindbar 
dürften sich der belgischen Königin Valerie Marie – geborene Wittelsbach - die 
Differenzen in ihrer Familie dargestellt haben, als sie 1915 die Rolle der 
Vermittlerin mit den Worten „Zwischen meiner Familie und mir hat sich ein 
Eiserner Vorhang gesenkt“, ablehnte. Näher zu seiner heute wohl 
gebräuchlichsten Verwendung brachten ihn die Schriften von Philip Snowdon 
(GB), Vasily Rozanov (RUS) und Lev Nikulin (UKR) in der Zwischenkriegszeit. Sie 
gebrauchten ihn, um die seit der Russischen Revolution bestehenden Differenzen 
zwischen dem nunmehr bolschewistischen Russland und dem restlichen Europa 
zu beschreiben.4 
 
Während des 2. Weltkrieges geriet der Begriff „Eiserner Vorhang“ für etwa sechs 
Jahre mehr oder minder in Vergessenheit, tauchte aber 1945 in der 
nationalsozialistischen Wochenzeitung Das Reich wieder auf. Ein Artikel unter 
dem Titel „Hinter dem Eisernen Vorhang“ vom 18. Februar 1945 warnte vor dem 
steigenden Einfluss der sowjetischen Machtsphäre in Europa. Als Verfasser 
                                                 
3 Korzonnek, Eiserner Vorhang – Brandschutz am Theater, URL: http://geschichte.theater.suite101. 
de/article.cfm/eiserner_vorhang_brandschutz_am_theater (19.10.2009) 
4 Petra Mayrhofer, "Eiserner Vorhang". Bildaufsatz der Ikone „Eiserner Vorhang“, in: Online-Modul 
Europäisches Politisches Bildgedächtnis. Ikonen und Ikonographien des 20. Jahrhunderts, 09/2009, 
URL: http://www.demokratiezentrum.org/themen/europa/europaeisches-bildgedaechtnis/eiserner-
vorhang.html, (28.09.09). 
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dieses Textes wird Joseph Goebbels vermutet.5 Der Reichspropagandaleiter 
nützte die Plattform dieser Zeitung, um das militärische Vorgehen des Deutschen 
Reiches gegen die Sowjetunion zu rechtfertigen, das er als Verteidigungsaktion 
gegen den sowjetischen Vormarsch in Europa darstellte: „Wenn das deutsche 
Volk die Waffen niederlegte, würden die Sowjets, auch nach den Abmachungen 
zwischen Roosevelt, Churchill und Stalin, ganz Ost- und Südosteuropa zuzüglich 
des größten Teils des Reiches besetzen. Vor diesem – einschließlich der 
Sowjetunion – riesigen Territorium würde sich sofort ein Eiserner Vorhang 
heruntersenken“.6 
 
2.2 Der „Eiserne Vorhang“ als Symbol des Kalten Krieges 
 
Zur Festigung der Redewendung „Eiserner Vorhang“ im täglichen Sprachgebrauch 
des Kalten Krieges kam es nur wenig später. Den Anstoß dazu gab der damalige 
britische Premierminister Winston Churchill. Er kannte die Ausführungen von 
Goebbels mit hoher Wahrscheinlichkeit. Welche Entwicklungen aber veranlassten 
Churchill dazu, diesen Begriff zu gebrauchen?  
 
Nach Ende des 2. Weltkrieges und der Schrecken des Dritten Reiches zerfiel das 
ehemalige „Mitteleuropa“ in zwei Teile: Aus den von französischen, britischen und 
amerikanischen Alliierten besetzten Gebieten entwickelte sich ein westlicher 
Block, während aus den unter sowjetischer Oberhoheit stehenden Ostregionen 
Deutschlands und Österreichs gemeinsam mit der Tschechoslowakei, Polen, 
Ungarn und Jugoslawien ein östlicher Block entstand.7 Schon während des 
Krieges hatte Stalin unmissverständlich seine Absicht klar gemacht, Osteuropa 
unter sowjetische Oberhoheit zu stellen. Dazu gehörte neben der militärischen 
Kontrolle durch die Rote Armee auch die Auferlegung des sowjetisch-
sozialistischen Systems auf die Mitgliedsstaaten. Diese von ihm angestrebte 
                                                 
5 Roman Sandgruber/Norbert Loidol, Der Eiserne Vorhang. Die Geschichte – das Ende – die 
Mahnung, in: Claudia Ham (Red.), Der Eiserne Vorhang. Katalog zur Sonderausstellung, 
(Heeresgeschichtliches Museum Wien gemeinsam mit dem Militärhistorischen Museum in 
Budapest), Wien 2001, S. 16-18. 
6 Andrea Komlosy, Die Grenzen Österreichs zu den Nachbarn im RGW, in: Helga Schulz (Hg.), 
Grenzen im Ostblock und ihre Überwindung, Berlin 2001, S. 55. 
7 Arnold Suppan, Austria and its neighbours in the East, 1945-1989, in: Arnold Suppan/Wolfgang 
Mueller (Hgg.), Peaceful coexistence or Iron Curtain? Austria, Neutrality, and Eastern Europe in the 
Cold War and Détente, 1955-1989, (Europa Orientalis; 7), Wien/Berlin 2009, S. 32. 
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Nachkriegsordnung Europas führte bereits vor Kriegsende zu Kontroversen 
zwischen Stalin und den westlichen Alliierten.8  
 
Dennoch sollten die Entwicklungen in den Jahren 1945 bis 1948 zeigen, dass die 
Sowjetunion ihren Plan zu realisieren im Stande war. Mehr und mehr konnten sich 
die kommunistischen Kräfte unter dem Schutz der Großmacht in den einzelnen 
Satellitenstaaten einflussreiche Positionen sichern. Besonders davon betroffen 
waren das Polizei- und das Propagandawesen, aber sie verschafften sich auch 
ebenso schnell Einfluss auf wirtschaftliche Bereiche, wie etwa im Zuge der 
Neuverteilung von Grundbesitz über Landreformen nach dem Krieg. Mit Hilfe von 
Wahlmanipulationen und der zunehmenden Unterdrückung Andersdenkender 
konnte der stalinistische Plan für Osteuropa mehr und mehr in die Tat umgesetzt 
werden. 
 
Die Kontakte über die Grenzen der sozialistischen Gemeinschaft hinaus wurden 
strengstens kontrolliert und in den meisten Fällen völlig abgebrochen. Diese 
Abschottungspolitik gegenüber dem Westen führte nicht zuletzt zur Ablehnung des 
Marshallplanes, der von Stalin als amerikanische Einmischung in inner-
europäische Angelegenheiten verstanden wurde. Parallel aber mehrten sich die 
bilateralen Freundschafts- und Beistandsverträge unter den sozialistischen 
Staaten, sowie die Gründungen einiger größerer, multilateraler Organisationen: 
des Kominform (1947), des Rats für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW 1949) 
und des Warschauer Pakts (1955).9  
 
Die alleinregierende Kommunistische Partei beherrschte das politische, 
wirtschaftliche und kulturelle Leben des jeweiligen Staates und prägte diesen mit 
sozialistischen Charakteristika wie der Schwerindustrie, der Planwirtschaft sowie 
den Verstaatlichungen und den Kollektivierungen in der Landwirtschaft. Mit dem 
Ausbau der Schwerindustrie entstanden in großer Anzahl Arbeitersiedlungen, die 
zu kleineren Städten heranwuchsen. Die erste solche war Sztálinváros 
(Stalinstadt) in Ungarn, viele weitere folgten. Die Umrüstung des Staatswesens 
                                                 
8 Wolfgang Mueller, Osteuropa vom zweiten Weltkrieg zur Jahrtausendwende: Einleitung, in: 
Wolfgang Mueller/Michael Portmann (Hgg.), Osteuropa vom Weltkrieg zur Wende, (Zentraleuropa-
Studien; 10), Wien 2007, S. 13. 
9 Ebd., S. 16-18. 
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auf das sowjetisch-stalinistische System brachte auch die Einführung eines 
gefährlichen Personenkultes für die kommunistischen „Landesfürsten“, die 
Parteichefs, nach Stalins Vorbild mit sich. Mit Hilfe einer gezielten 
Propagandamaschinerie und der Unterdrückung kritischer Stimmen konnte sich 
auch der ungarische Parteichef Mátyás Rákosi mit der Aura des Unantastbaren 
umgeben.10 Seine organisierte Verehrung fand ihren Höhepunkt bei den 
Feierlichkeiten zu seinem 60. Geburtstag am 9. März 1952, als er sich als „Stalins 
besten Schüler“ bejubeln ließ.11 Im kulturellen Bereich wurde allerorts der 
sogenannte „Sozialistische Realismus“ eingeführt, der andere Strömungen 
untergrub und das Kunstgenre über 40 Jahre hinweg dominierte.12 
 
Schon am 5. März 1946 warnte Winston Churchill im Zuge seiner Dankesrede zur 
Verleihung der Ehrendoktorwürde an ihn und Präsident Truman durch das 
Westminster College in Fulda (Missouri/USA): „Von Stettin an der Ostsee bis 
Triest an der Adria hat sich ein Eiserner Vorhang quer durch den Kontinent 
gelegt“.13 Östlich dieser Linie, die für über vier Jahrzehnte Europa in zwei Hälften 
teilte, lagen alle Hauptstädte der Staaten Zentral- und Osteuropas: Warschau, 
Berlin, Prag, Wien, Budapest, Belgrad, Bukarest und Sofia. Sie befanden sich 
ganz, oder zumindest zum Teil – wie im Fall Wiens und Berlins -, in der 
sowjetischen Einflusssphäre und wurden zunehmend Moskauer Kontrolle 
unterworfen.14   
 
Als Folge dieser Rede Churchills bürgerte sich der „Eiserne Vorhang“ – noch 
lange vor der Errichtung der Grenzsperren – in der öffentlichen Ausein-
andersetzung ein. 1948 veröffentlichten beispielsweise die Oberösterreichischen 
Nachrichten anlässlich der Machtergreifung der Kommunisten in der Tschecho-
slowakei einen Artikel unter dem Titel „Der Eiserne Vorhang wird dichter ge-
zogen“. Ebenso wie Churchill verwendeten sie damals den Begriff als Synonym für 
eine undurchlässig gewordene Systemgrenze zwischen zwei großen Macht-
                                                 
10 Mueller, Osteuropa vom zweiten Weltkrieg zur Jahrtausendwende, S. 19-20. 
11 Ignaz Romsics, Hungary in the Twentieth Century, Budapest 1999, S. 272. 
12 Mueller, Osteuropa vom zweiten Weltkrieg zur Jahrtausendwende, S. 20. 
13 Sandgruber/Loidol, Der Eiserne Vorhang, S. 19-20. 
14 János Sallai, Vom Verlegen der Minen bis zum Entfernen der elektrischen Signalanlage. Die Ge-
schichte des Eisernen Vorhanges, URL: http://www.polizei-newsletter.de/documents/EisernerVorhang. 
pdf (24.09.09). 
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blöcken, hatten aber noch keine Vorstellung von der bevorstehenden technischen 
Abriegelung derselben. Nicht von dem Begriff Gebrauch machten die Sowjetunion 
und ihre Verbündeten, was natürlich in gewisser Weise verständlich ist.15 
 
Nur ein Jahr später wurde die Welt mit einer neuen Bedeutung konfrontiert: 
Während der „Eiserne Vorhang“ zum Einen weiterhin als Metapher für die 
Interessensdifferenzen zwischen USA und Sowjetunion verwendet werden konnte, 
kam zum Anderen Ende der 40er Jahre mit der Errichtung einer massiven 
Grenzsicherungsanlage eine neue Bedeutung hinzu. Dieses Bollwerk, das über 
mehr als 40 Jahre Angst und Schrecken verbreitete, ist es auch, mit dem heute 
der „Eiserne Vorhang“ primär assoziiert wird. Die Trennung zwischen den zwei 
politischen Einflusssphären in Europa wurde nunmehr deutlich sicht- und spürbar 
gemacht und das Leben der Menschen noch einmal massivst eingeschränkt bzw. 
ganz reell gefährdet. 
 
2.3 Der „Eiserne Vorhang“ als Grenzsperranlage 
 
Die Errichtung dieser als „Eiserner Vorhang“ bekannten Grenzsicherungsanlage 
aus Stacheldraht, Minenfeldern, Signalanlagen, Wachtürmen sowie einem 
Großaufgebot an Soldaten trennte den unter Sowjetherrschaft stehenden 
sozialistischen Block beinahe endgültig vom sogenannten „freien Westen“. Es 
handelte sich dabei nicht etwa um eine Erfindung der betroffenen Grenzstaaten 
Ungarn, Tschechoslowakei, Bulgarien und der DDR, sondern um eine groß 
angelegte Aktion der Sowjetunion, den eigenen Einflussbereich hermetisch 
abzuriegeln. Sie erreichte damit die beinahe absolute Kontrolle über alle 
Bewegungen an den eigenen Grenzen. Die Wartung und Überwachung dieser 
Sperren wurde jedoch in die Hand jener Länder gelegt, deren Außengrenzen 
damit verriegelt worden waren. Das bedeutete eine nicht von der Hand zu 
weisende Belastung für die Betroffenen, sowohl menschlich als auch finanziell.16  
 
Ende der 1940er Jahre wurde an mehreren Grenzen Europas relativ parallel mit 
dem Bau dieser Hochsicherheitsanlage begonnen: Ungarn/Österreich, 
                                                 
15 Komlosy, Die Grenzen Österreichs zu den Nachbarn im RGW, S. 56. 
16 Ebd., S. 52. 
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Tschechoslowakei/BRD, Tschechoslowakei/Österreich, Bulgarien/Griechenland, 
Bulgarien/Türkei und nicht zuletzt an der Grenze zwischen der BRD und der DDR 
– die Errichtung der Berliner Mauer erfolgte erst 1961. An den Grenzen in 
Richtung Norden, namentlich zwischen der Sowjetunion und den skandinavischen 
Ländern Finnland und Norwegen, wurde kein Grenzwall im Sinne des „Eisernen 
Vorhangs“ errichtet, jedoch gehörten hier ebenso verstärkte Kontrollen und rigide 
Kommunikationssperren zum täglichen Leben.17 Die Befestigungen und deren 
Überwachung wurden im Zuge der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts sowohl in 
technischer als auch in administrativer Hinsicht mehrfach modernisiert und 
entsprechend umgerüstet.  
 
Wie bereits erwähnt wurde die Bezeichnung „Eiserner Vorhang“ von 
sozialistischer Seite her nicht gebraucht, hier emanzipierten sich eher 
Bezeichnungen wie „Drahtzaun, Grenzverhau, Grenzbefestigung oder auch 
Technische Sperre“.  Gelegentlich wurde er auch als „antifaschistischer Schutz-
wall“ betitelt. Sollte in den Medien – hier auch die kommunistischen Zeitungen 
Westeuropas mit eingeschlossen - oder politischen Äußerungen doch der „Eiserne 
Vorhang“ eine Rolle spielen, dann im Zusammenhang mit einer Schuldzuweisung 
an den Westen, der diese Trennung herbei geführt habe. Der eigenen Be-
völkerung wurde die Bedeutung des Schutzwalls als Bollwerk gegen feindliche 
Einflüsse und Propaganda eingetrichtert. Nicht erwähnt wurde dabei natürlich 
seine ganz wesentliche Aufgabe, nämlich die Fluchtversuche zu verhindern.18 
 
                                                 
17 Mayrhofer, "Eiserner Vorhang", URL: http://www.demokratiezentrum.org/themen/europa/ 
europaeisches-bildgedächtnis/eiserner-vorhang.html, (28.09.09) 
18 Komlosy, Die Grenzen Österreichs zu den Nachbarn im RGW, S. 53. 
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3. Einbeziehung Ungarns in den sowjetischen Machtbereich 
 
3.1 Vom Königreich mit „vakantem Thron“ zur Volksrepublik Ungarn 
 
Die vorliegende Arbeit richtet ihren besonderen Augenmerk auf die Situation in 
Ungarn, daher wird auch im Folgenden näher auf die Eingliederung dieses 
osteuropäischen Staates in den sowjetischen Machtbereich eingegangen. Die 
gleichzeitige Abschottung gegenüber dem „feindlichen Westen“ bedeutete nicht 
zuletzt den Bruch mit dem österreichischen Nachbarland und damit ein 
vorübergehendes Ende einer langjährigen gemeinsamen Geschichte. 
Entscheidend für diesen Wandel zur Volksrepublik nach sowjetischem Modell 
waren die Jahre 1945 bis 1949, die durch stetig wechselnde Machtverhältnisse bei 
einem konstant anwachsenden Einfluss kommunistischer Kräfte zu charak-
terisieren sind. 
 
Ungarn gehörte im 2. Weltkrieg als Verbündeter des Deutschen Reiches zu den 
Kriegsverlieren. Den Regierungen unter dem Staatsoberhaupt Miklós Horthy war 
ein Ausstieg aus diesem Bündnis nicht mehr gelungen, zumal im März 1944 
deutsche Truppen Ungarn besetzten und damit diese Option endgültig unmöglich 
machten. Die Vorbereitungen für das „Nachkriegsungarn“ fanden in der im 
Dezember 1944 nach Einmarsch der sowjetischen Truppen eingerichteten 
provisorischen Regierung ihren ersten Niederschlag. Die alliierten Mächte 
akzeptierten diese im ostungarischen Debrecen stationierte Vertretung Ungarns 
als Verhandlungspartner.19 Das bedeutete eine wichtige Chance für einen Neu-
beginn, im Zuge dessen man sich an den westlichen Demokratien orientieren und 
demonstrativ die Vergangenheit ablegen wollte. Allerdings sollte sich schnell 
herausstellen, dass die „Befreiung“ durch die Rote Armee einen klaren Wegweiser 
für die politische Zukunft Ungarns darstellte. 
 
Ein wichtiger Indikator dafür war die hohe sowjetisch-militärische Präsenz, die im 
Frühjahr 1945 rund zwei Millionen Mann betrug. wenn sich diese Zahl auch bis 
Ende des Jahres etwa um die Hälfte reduzierte, wies sie gegenüber einer 
                                                 
19 Árpád v. Klimó, Ungarn seit 1945, (Europäische Zeitgeschichte; 2), Göttingen 2006, S. 69-70. 
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Bevölkerung von acht Millionen Menschen immer noch eine enorme Stärke auf.20 
Die Einflussnahme auf politischem Weg ging allerdings langsamer vor sich: Die 
provisorische Regierung wurde von einem ehemaligen Horthy-General, Béla 
Miklós, angeführt. Die Kommunisten waren in dieser Frühphase noch in der 
Minderheit, bekleideten lediglich zwei von elf Ministerposten. Nun mussten die 
Weichen für die Zukunft Ungarns gelegt werden. Die ersten Voraussetzungen 
dafür wurden mit der Unterzeichnung des Waffenstillstandes mit den Alliierten und 
der Kriegserklärung an das Deutsche Reich erfüllt. Darauf folgte die 
Wiederinstandsetzung der staatlichen Verwaltung und Justiz, um den Übertritt von 
Kriegs- in Friedensverhältnisse zu gewährleisten. Die Kriegsverbrecher mussten 
zur Verantwortung gezogen, Rassengesetze abgeschafft und die faschistischen 
Organisationen verboten werden.21  
 
Das Land befand sich nach dem Krieg in einem schlimmen Zustand: Die 
Zerstörungen durch die Einfälle zweier Armeen – der deutschen und der 
sowjetischen – wogen schwer, besonders in der Hauptstadt Budapest. Dazu 
kamen enorme Versorgungsprobleme, die kritische Nahrungsmittel- und 
Energieengpässe zur Folge hatten. Die hohen Opferzahlen und die vielen 
Vermissten, die von der Roten Armee verschleppt worden waren, schwächten das 
Land und seinen Wiederaufbau noch mehr. Ungarn schien jedoch diese beinahe 
auswegslose Situation auffallend schnell zu bewältigen, immer mit einem zu-
versichtlichen Blick nach vorne.22   
 
Zurück aber noch einmal in die unmittelbare Nachkriegszeit: Langsam formierten 
sich auch die ungarischen Parteien wieder. Um eine starke Position gegenüber 
den noch bestehenden faschistischen Organisationen zu beziehen, schlossen sich 
die bürgerliche Kleinlandwirtepartei, die Sozialdemokratische Partei, die 
Kommunistische Partei und die vergleichsweise kleine Nationale Bauernpartei zur 
„Unabhängigkeitsfront“ zusammen. Abgesehen von der gemeinsamen 
ablehnenden Haltung gegenüber faschistischen Bewegungen, einten sie die 
Bestrebungen Kriegsverbrecher zur Rechenschaft zu ziehen und den 
                                                 
20 v. Klimó, Ungarn seit 1945, S. 70. 
21 Miklós Molnár, Geschichte Ungarns. Von den Anfängen bis zur Gegenwart, Hamburg 1999, S. 
409-410. 
22 Andreas Oplatka, Der Eiserne Vorhang reißt. Ungarn als Wegbereiter, Zürich 1990, S. 96. 
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Wiederaufbau voranzutreiben. Gemeinsam führten sie im Frühjahr 1945 eine 
großangelegte Bodenbesitzreform durch, im Zuge derer Großgrund- und 
Kirchenbesitz enteignet und an mittellose Bauern verteilt wurden.  Misswirtschaft 
und dadurch bedingte schlechte Ernteerträge stellten das Land jedoch 1946 und 
1947 noch einmal vor ein großes Versorgungsproblem. Dieses wollte die 
Kommunistische Partei mit Hilfe einer direkten staatlichen Einflussnahme auf 
Wirtschaftsentscheidungen lösen. Die Stimmung innerhalb der „Unabhängig-
keitsfront“ begann zu „kriseln“.23  
 
Im November 1945 kam es zu den ersten relativ freien Wahlen, an denen 
nunmehr auch Frauen teilnehmen durften. Entgegen den sowjetischen 
Erwartungen gingen die Kommunisten dabei nicht als Sieger hervor, sondern 
schnitten mit 17% vielmehr ausnehmend schlecht ab. Die Kleinlandwirtepartei 
erreichte gefolgt von den Sozialdemokraten die höchste Stimmzahl. Dennoch, an 
der Aufstellung der bisher nur provisorisch eingesetzten Regierung änderte sich 
dadurch nichts wesentlich; die Sowjetunion bestand auf der Beteiligung der 
Kommunisten an der Regierung und forderte zudem für diese den Posten des 
Innenministers ein. Damit erhielten sie direkten Zugriff auf Polizei und 
Geheimdienst.24 Zu dieser entscheidenden Machtposition kamen für die kommu-
nistischen Vertreter in der neuen Regierung noch die Aufsicht über das Telefon- 
und  Rundfunkwesen, den Personen- und Güterverkehr sowie die Entscheidungs-
gewalt über das weitere Vorgehen bei der Landverteilung hinzu. Damit verfügte 
die Kommunistische Partei Ungarns beinahe unmittelbar nach Ende des Krieges 
über ein Macht- und Einflusspotential, welches angesichts des Wahlausganges in 
Wahrheit nicht gerechtfertigt war.25 
 
Was nun folgte, war eine Zeit der sukzessiven Machtergreifung durch die 
Kommunistischen Partei, die mit Hilfe der heute als „Salami-Taktik“ bekannten 
Praxis der Einschüchterung und Entmachtung politischer Gegner zur 
Alleinherrschaft gelangte. Generalsekretär der Partei war Mátyás Rákosi, der in 
dieser Phase bei all seinen Entscheidungen auf sowjetische Unterstützung hoffen 
                                                 
23 György Litván/János M. Bak (Hgg.), Die ungarische Revolution 1956. Reform-Aufstand-Vergeltung, 
(Passagen Politik), Wien 1994, S. 22-23. 
24 v. Klimó, Ungarn seit 1945, S. 61-62. 
25 Litván/ Bak, Die ungarische Revolution 1956, S. 23. 
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konnte, zumal er das Meiste ohnehin im Auftrag Moskaus durchführte. Um seine 
politische Karriere kurz zu beleuchten, ist ein Sprung in die Zwischenkriegszeit 
notwendig: Bereits 1919 war die Kommunistische Partei Ungarns – damals unter 
Béla Kun - an der Macht gewesen. Nachdem jedoch diese „Räterepublik“ nach nur 
vier Monaten im Amt gestürzt und die Partei verboten worden war, folgten rund 25 
Jahre Repressionen, in denen sich eine große Anzahl der Mitglieder zurückzog. 
Mátyás Rákosi war damals 16 Jahre lang inhaftiert gewesen und nur mit Hilfe 
eines „Tauschgeschäftes“ 1940 an die Sowjetunion übergeben worden. Als er 
nach dem Sieg der Roten Armee wieder nach Ungarn zurückkehrte, versuchte er 
mit einigen „Genossen“, namentlich Mihály Farkas, Ernö Gerö und József Révai, 
dem Kommunismus im Land zu neuer Macht zu verhelfen. Sie fanden damals 
praktisch keine Parteiorganisation mehr vor, auf die sie hätten aufbauen können. 
Mit der Unterstützung der Sowjetunion jedoch gelang es relativ schnell, wieder 
Fuß zu fassen. Einen „Makel“ konnten sie allerdings nie ganz ausräumen: Sie 
stießen als „Moskowiter“ innerhalb der Bevölkerung auf keinerlei Sympathie und 
hatten es daher schwer, eine belastbare Grundlage ihrer Herrschaft aufzubauen.26 
 
Dennoch, mit den oben genannten Befugnissen und Machtmitteln ausgestattet, 
welche Moskau für sie bereits im Rahmen der Provisorischen Regierung 
ausverhandelt hatte, konnten sich Rákosi und seine Verbündeten daran machen, 
ihre Gegner zu bekämpfen. Mit Hilfe der kommunistisch dominierten Polizeigewalt 
und Presse wurden die bürgerlichen Kräfte des Landes verfolgt, die gegnerischen 
Parteien sukzessive zersplittert und in den Untergrund gedrängt. Dieser Prozess 
dauerte bis ins Jahr 1947. Am 1. Februar 1946 wurde das ungarische Königreich, 
das nominell über tausend Jahre bestanden hatte und letztlich nur noch von 
Admiral Horthy als „Interim“ für den Habsburger König Karl IV. in Form eines 
„Königreiches mit vakantem Thron“ weitergeführt worden war, offiziell abgeschafft. 
Die Republik Ungarn wurde ausgerufen. Damals waren weder Staatsoberhaupt 
Zoltán Tildy, noch der erste Ministerpräsident Ferenc Nagy, Angehörige der 
Kommunistischen Partei. Nagy war vielmehr ein vehementer Gegner dieser 
„fließenden“ Machtübernahme der Kommunisten im Land. Die laufenden Pariser 
Friedensverhandlungen allerdings beanspruchten ihn so vollständig, dass er auf 
                                                 
26 Molnár, Geschichte Ungarns, S. 411-412. 
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das innenpolitische Geschehen nur mehr wenig Einfluss hatte. Dafür gelang es 
den Kommunisten mit Hilfe ihres Innenministers László Rajk mehr und mehr 
staatstragende Positionen für sich zu beanspruchen, während sogenannte 
„Volksgerichte“ die Anhänger Horthys aus dem Weg räumten. Mit einer groß 
angelegten Politik der Einschüchterung zerfielen die nichtkommunistischen 
Parteien mehr und mehr in untergeordnete kleinere Bündnisse ohne politische 
Einflusskraft.27 
 
In der Annahme, nunmehr stärkste politische Kraft geworden zu sein, strengten 
die Kommunisten für den 31. August 1947 Neuwahlen an. Das Ergebnis untertraf 
jedoch abermals ihre Erwartungen bei Weitem: Trotz ausgedehnter 
Wahlfälschungen gelang nur das ernüchternde Ergebnis von 22,3%. Als Lösung 
dieses Wahldebakels diente die Gründung eines „Linksblocks“ mit den 
Sozialdemokraten und der Nationalen Bauernpartei, der insgesamt rund zwei 
Drittel der Stimmen einbrachte. Diese Bündnispolitik sollte jedoch nicht lange 
anhalten, nur ein halbes Jahr später zwangen die Kommunisten die 
Sozialdemokratische Partei gegen den Willen einiger ihrer mehr bürgerlich 
orientierten Mitglieder zu einem Zusammenschluss in die „Partei der Ungarischen 
Werktätigen“ (Magyar Dolgozók Pártja – MDP). Damit war die Grundlage für die 
bis 1989 andauernde Einparteiendiktatur in Ungarn gelegt.28  
 
Ebenfalls in diesem Jahr 1947 wurden mit dem Pariser Friedensvertrag die 
Trianoner Grenzen für Ungarn neuerlich festgelegt, wobei noch weitere drei 
Gemeinden an die Tschechoslowakei verloren gingen. Siebenbürgen und einige 
Teile Ostungarns verblieben bei Rumänien. Die Revisionshoffnungen waren 
erneut nicht erfüllt worden. All jene, mit deutscher Hilfe „wiedergewonnenen“ 
Gebiete mussten abgegeben werden. Die Unterzeichnung des Friedensvertrages 
hätte dafür den Abzug der sowjetischen Besatzungsmacht – ähnlich wie im Fall 
des Österreichischen Staatsvertrages - mit sich bringen sollen. Jedoch war es 
dem sowjetischen Alliierten gelungen, in Paris eine Genehmigung für die weitere 
Stationierung der eigenen Truppen in Ungarn zu erwirken. Als Vorwand dafür 
diente die Notwendigkeit, die in der sowjetischen Zone in Österreich befindlichen 
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Soldaten jederzeit mit Nachschub versorgen zu können.29 Dass der Abschluss des 
Österreichischen Staatsvertrages 1955 auch keinen Abzug aus Ungarn bewirkte, 
wird hier später noch näher beleuchtet werden. 
  
Im Juli 1947 verzichtete Ungarn, sowjetischen Weisungen folgend, auf die 
Marshall-Plan-Hilfe. Nur zwei Monate später war Mátyás Rákosi in Polen bei der 
Gründungsveranstaltung des „Kommunistischen Informationsbüros“ (Kominform). 
Alle teilnehmenden Parteichefs wurden im Rahmen dessen noch einmal durch 
den sowjetischen „Chefideologen“ Andrej Schdanow auf die sozialistischen 
Grundsätze im Gegensatz zum westlichen Imperialismus eingeschworen. Rákosi 
nahm sich – wie es seine weiteren Entscheidungen zeigen sollten – diese 
Anweisungen sehr zu Herzen.30 Neben der Verfolgung politisch Andersdenkender 
wurde die katholische Kirche als empfindliches Hindernis auf dem Weg zur 
Alleinherrschaft erkannt und entsprechend bekämpft. Nachdem die katholische 
Kirche im Zuge der Landverteilung 1945 bereits ihre wirtschaftliche Grundlage 
verloren hatte, war sie seither ebenfalls von allerlei Repressionen betroffen. Sie 
versuchte sich so gut es ging dagegen zu behaupten: Als das Parlament am 16. 
Juni 1948 die Entscheidung getroffen hatte, das kirchliche Schulwesen komplett 
zu verstaatlichen, traten auf die Weisung Erzbischof Mindszentys rund 2500 
Priester und Ordensfrauen von ihrer Tätigkeit als Religionslehrer zurück. Nachdem 
alle Versuche gescheitert waren, das Oberhaupt der katholischen Kirche in 
Ungarn abzusetzen, wurde Kardinal Mindszenty im Februar 1949 in Folge eines 
Schauprozesses zu lebenslanger Haft verurteilt. Im Gefängnis unterzeichnete er 
gezwungenermaßen die gänzliche Übernahme des Kirchenwesens durch den 
Staat. Es folgte eine Welle von Verhaftungen von Geistlichen und Laien sowie die 
Aufhebung vieler Klöster.31 
 
1948 war das „Jahr der Wende“, es brachte die Installierung der Einparteien-
herrschaft durch die MDP. Die systematische Eingliederung Ungarns in das 
sowjetische System fand im Februar 1948 mit der Unterzeichnung des sowjetisch-
ungarischen Freundschaftsvertrages einen Höhepunkt. Im selben Jahr noch 
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konnten die neuen Volksrepubliken in Osteuropa ihre Solidarität unter Beweis 
stellen: Josef Stalin äußerte sich in einem Schreiben an die Parteiführungen über 
das titoistische Jugoslawien besorgt, das um jeden Preis seine Eigenständigkeit 
bewahren wollte. Die Möglichkeit, dabei die Loyalität und den Zusammenhalt der 
jungen sozialistischen Staatengemeinschaft zu testen, war ihm höchst-
wahrscheinlich bewusst. Das Ergebnis war dann auch aus Sicht der Sowjetunion 
„zufriedenstellend“. Besonders der ungarische Parteichef Mátyás Rákosi betätigte 
sich mit seinen öffentlichen Verleumdungen gegenüber Tito als vorbildlicher 
Schüler, wohl wissend, dass er seinen eigenen Stand in Ungarn vor allem der 
Präsenz der Sowjetarmee und ihrer Unterstützung seines politischen Weges 
verdankte.32 
 
Nachdem die außenpolitischen Entscheidungen weitgehend alleinige Domäne der 
Sowjetunion wurden, gerieten die Volksdemokratien in eine gefährliche, vor allem 
wirtschaftliche Abhängigkeit und wurden von Westeuropa völlig abgeschnitten. 
Das galt daher auch für Ungarn. Innerhalb des Landes erlebte die 
Staatssicherheitsbehörde (Államvédelmi Hatóság ÁVH) im Jahr 1948 eine 
„Hochblüte“ in der Verfolgung von angeblichen „Verschwörern“ und politischen 
Gegnern. Hohe Priorität hatte die Verdrängung der stärksten nicht-
kommunistischen Bewegung, der Kleinlandwirtepartei. Ihre führenden Mitglieder 
wurden nacheinander zum Rücktritt gezwungen, teilweise verhaftet und in die 
Sowjetunion verschleppt.33 Auch innerhalb der eigenen Partei wurde die von Stalin 
angeordnete „Säuberung“ durchgeführt. Damit sollte die absolute Loyalität der - 
verbleibenden - Mitglieder sichergestellt werden. Eine große Anzahl der 
ehemaligen Sozialdemokraten musste im Zuge dessen die Partei verlassen. Mit 
äußerst willkürlichen Beschuldigungen von Faschismus, Horthy-Gefolgschaft und 
Ähnlichem wurden auch „alte“, aus der Zeit vor und während des Parteiverbotes 
stammende, „treue“ Kommunisten ausgeschlossen. Die Folge waren zahlreiche 
Schauprozesse im Stil der stalinistischen „Säuberungen“ der 30er Jahre, unter 
Mithilfe sowjetischer Berater. Ein prominentes Opfer dieser Machtpolitik war der 
ehemalige Innenminister László Rajk (1946-1948), obwohl gerade er als Vorstand 
des damals wohl einflussreichsten Ministeriums ja wesentlich zur Umbildung 
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Ungarns in eine Volksrepublik beigetragen hatte. Im September 1949 bekannte er 
sich gezwungenermaßen in allen Anklagepunkten schuldig und wurde nur einen 
Monat später mit drei weiteren Angeklagten hingerichtet. Seine Rehabilitierung 
erfolgte 1956.34   
 
Die nach diesen Säuberungen zurückgebliebene „Rumpfpartei“ der ungarischen 
Kommunisten schwor ihre Mitglieder auf eine geradezu bedingungslose Loyalität 
ein und trat so im Frühjahr 1949 in die für lange Zeit letzten „freien“ Wahlen ein. 
Diesmal konnte die MDP auch realistischerweise davon ausgehen, alle politischen 
Gegner erfolgreich ausgeschaltet zu haben und als Sieger hervorzugehen. Am 15. 
März erreichte diese „neue“ MDP daher 71% der Sitze im Parlament. Mit dieser 
stabilen, absoluten Mehrheit wurde am 18. August 1949 das wohl entscheidenste 
Grundgesetz verabschiedet, die neue Verfassung. Sie orientierte sich im 
Wesentlichen an der sowjetischen Vorlage aus dem Jahr 1936. Ungarn war nun 
zur Volksrepublik geworden und sollte es bis 1989 bleiben. Bis 1990 gab es keine 
freien Wahlen mehr. Jede Form der nationalen Eigenständigkeit wurde sukzessive 
verdrängt, traditionell ungarische Feiertage wurden durch Revolutions- und 
Befreiungsgedenktage ersetzt und der Sowjetstern an allen öffentlichen Gebäuden 
angebracht.35 
 
Interessanterweise war dies die erste geschriebene Verfassung Ungarns 
überhaupt. Rákosi ließ sie am 20. August 1949 öffentlich verkünden, wohlwissend, 
dass es sich bei diesem Tag um einen der höchsten ungarischen Feiertage 
handelte: das Fest des Heiligen Stephan, des Landespatrons. Dieses wurde nun-
mehr überdeckt mit den Gedenkfeierlichkeiten zur Ausrufung der Ungarischen 
Volksrepublik. Dieses Beispiel zeigt deutlich den totalitären Charakter der neuen 
Führung Ungarns, ebenso wie die absolute Abhängigkeit von der Sowjetunion. So 
wurde auch in der Präambel der neuen Verfassung Folgendes festgehalten: „Die 
bewaffneten Kräfte der großen Sowjetunion befreiten unser Land vom Joch der 
deutschen Faschisten, zermalmten die volksfeindliche Staatsmacht der 
Landbesitzer und Großkapitalisten und eröffneten unserem arbeitenden Volk den 
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Weg des demokratischen Fortschritts. [...]“36 Zu dem Personenkult, der die 
Parteichefs Osteuropas nunmehr umgeben sollte, kam damit eine beinahe 
kulthafte Verehrung des „Befreiers“ Sowjetunion hinzu. Dies ungeachtet der 
Tatsache, dass sich wohl der Großteil der Bevölkerung noch allzu gut an die mit 
dem Einmarsch und der Besatzung durch die Rote Armee verbundenen 
Gräueltaten und Repressionen erinnern konnte. Hier wurden eher die USA als der 
wahre Befreier eingestuft; bis spätestens 1949 verstummten diese Stimmen aller-
dings in der Öffentlichkeit. 
 
3.2 Die Errichtung des Eisernen Vorhangs  
 
Die systematische Isolierung Ungarns von Kontakten außerhalb des sowjetischen 
Bündnissystems manifestierte sich auf besonders dramatische Weise in der 
Errichtung des Eisernen Vorhanges entlang der ungarisch-österreichischen 
Grenze. Mit Abschluss der Aufbauarbeiten Ende 1949 war die rund 370 Kilometer 
lange Grenzlinie hermetisch gegen äußere Einflüsse abgeschlossen und 
verhinderte gleichzeitig die Flucht aus dem eigenen Land. Mit einer kurzen 
Unterbrechung zwischen Oktober 1956 und März 1957 präsentierte sich dieses 
Gelände dem Betrachter bis 1989 als Bollwerk aus Stacheldrahtzäunen, 
Wachtürmen, elektrischen Signalanlagen, Spurenstreifen und Grenzpatrouillen. 
Bis in die 1970er Jahre gehörten dazu auch noch Minenfelder. Diese komplexe 
Abwehranlage wurde in regelmäßigen Abständen gewartet und modernisiert. Sie 
trieb einen schweren Keil in die österreichisch-ungarischen Beziehungen.  
 
Im Mai 1948 wurde die Verstärkung des westlichen Grenzabschnittes angeordnet 
und in Folge dessen die Grenzwache neu organisiert. Für den Aufbau der 
Grenzsperren kamen Teile der ungarischen Volksarmee und Grenzschutzein-
heiten zum Einsatz. Sie wurden in der im Komitat Somogy an der Westgrenze 
gelegenen Stadt Nagyatád auf diese Aufgabe vorbereitet. Zunächst entstand ein 
50 bis 500 Meter breiter Grenzstreifen dessen Betretung mit Sonderbestimm-
ungen verbunden war, 1952 wurde eine 15 Kilometer ins Landesinnere hineinrei-
chende Grenzzone errichtet, wobei „unzuverlässige Elemente“ umgesiedelt wur-
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(Abb. 1: József Lugosi, Keine Grenze  
wie jede andere, S. 84.) 
den.37 Das betraf jene Teile der grenznah lebenden Bevölkerung, deren „Treue 
und Loyalität“ zu Partei und Staat vom ungarischen Geheimdienst als nicht 
vertrauenswürdig eingestuft worden waren. Dieser als „Tote Zone“ bezeichnete 
Grenzraum wurde zur Hochsicherheitszone erklärt und strengen Regelungen 
unterworfen; das Betreten ohne Genehmigung hatte strafrechtliche Folgen, bzw. 
galt für die Grenzwachsoldaten der Schießbefehl. Für die Errichtung der 
technischen Grenzsperren selbst wurde durch ein Regierungsdekret ein etwa 50 
bis 100 Meter breiter Geländestreifen entlang des gesamten Grenzverlaufes 
freigestellt.38 Gleich zu Beginn entstanden die in regelmäßigen Abständen an 
dieser Strecke gelegenen Wachtürme, angeblich um die Verlegung der 
Minenfelder besser koordinieren zu können. Tatsächlich erscheint aber die 
Möglichkeit, Fluchtversuche der an der Grenze beschäftigten Soldaten früh 
erkennen und daher verhindern zu können, noch augenscheinlicher.39  
Die „technischen Sperren“ selbst be-
gannen etwa 2,5 bis 5 Meter hinter der 
Grenzlinie auf ungarischem Staats-
gebiet. Den Anfang machte, von öster-
reichischer Seite aus gesehen, ein zwei-
reihig aufgestellter, bis zu drei Meter ho-
her Stacheldrahtzaun, der von schwer-
en Holzpfeilern gestützt wurde.40 Der 
Stacheldraht wurde waagrecht, senk-
recht und diagonal übereinander ge-
spannt, um ein Durchdringen unmöglich 
zu machen.41 Dahinter lag bis hinein in 
die 70er Jahre – und daher für das The-
ma dieser Arbeit von Bedeutung - das 
Minenfeld. Es bestand aus Tret- und 
Berührungsminen, schachbrettartig verlegt. 
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Zunächst folgten auf den Stacheldrahtzaun vier bis sechs Reihen Tretminen, die in 
einem Abstand von einem Meter zueinander platziert waren. Daran anschließend 
postierte das 101. Minensuchbataillon der ungarischen Volksarmee zwei bis drei 
Reihen Berührungsminen.42 Für die Flüchtlinge stellten die auf ca. 60 Zentimeter 
hohen Holzpfählen angebrachten und mit schlecht sichtbaren Kontaktdrähten 
versehenen Berührungsminen die noch größere Gefahr dar. Diese Minen vom Typ 
POMZ-2, enthielten etwa 75 Gramm TNT Sprengstoff und hatten in einem 
Umkreis von 25 bis zu 30 Metern eine verheerende Wirkung. Die tatsächliche 
Reichweite lag jedoch noch weit darüber, innerhalb von 250 Metern Entfernung 
führten die verstreuten Splitter zu schweren Verletzungen. Nicht selten geschah 
es, dass bei „Blindgängern“ solcher Minen, die grenznah arbeitende 
Landbevölkerung und patrouillierende Grenzsoldaten getroffen wurden.43  
 
Auf die Minenfelder folgte der fünf bis sechs Meter breite Spurstreifen. Es handelte 
sich dabei um ein brach liegendes, völlig planiertes Ackerland, das in 
regelmäßigen Abständen kontrolliert und neu eingeebnet wurde und daher 
erbarmungslos jede Spur sichtbar machte. Der daran anschließende 
Patrouillenweg machte es den ungarischen Grenzsoldaten möglich, die Grenze 
rund um die Uhr zu bewachen. Je nach Gelände befand sich in einem Abstand 
von ca. 50-500 Metern vom Spurenstreifen eine Hecke, um Ankommenden die 
Sicht auf das direkte Grenzgeschehen zu versperren. Zwischen Patrouillenweg 
und Hecke lag ein brach liegendes Wiesenstück. Das Betreten dieses Grenzareals 
war ohne entsprechende Genehmigung striktest verboten und wurde dem-
entsprechend geahndet. Die Soldaten waren verpflichtet,  illegale Grenzübertritte 
mit allen Mitteln zu verhindern, es galt der Schießbefehl „wenn die 
Grenzverletzung in keiner anderen Weise verhindert werden konnte.“44 Viele 
Menschen starben bei dem Versuch, „illegal“ über die Grenze nach Österreich zu 
kommen. 
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Nach Fertigstellung der technischen Grenzsperren unterstand der ungarische 
Grenzschutz zunächst dem Verteidigungsministerium, wurde aber mit 1950 der 
Staatssicherheitsbehörde ÁVH einverleibt, womit ein erheblicher Anstieg seines 
politischen Einflusses verbunden war.45 Auf sowjetische Weisung hin wurde im 
Zuge dessen rund die Hälfte des bestehenden Offizierskorps als zu unzuverlässig 
eingestuft und entlassen, der Grenzschutz an sich grundlegend reformiert: Das 
bedeutete unter anderem eine Verstärkung um 1000 Mann an der West- und 
Südgrenze sowie eine effizientere Gestaltung der Aufklärungsarbeit durch die 
Installierung weiterer Grenzkommandaturen und Parteizentralen in den grenz-
nahen Gemeinden. Für die Kontrolle und Wartung der Sicherheitsanlagen wurden 
wiederum eigene Truppeneinheiten eingesetzt.46 
 
Angesichts dieser Voraussetzungen kann es als ein wichtiger, positiver Schritt in 
Richtung einer Deeskalation gesehen werden, dass 1956 die Grenzsperren 
inklusive der rund 700.000 dort verlegten Minen geräumt wurden. Wenn es sich 
dabei auch nicht um eine mit den Ereignissen von 1989 vergleichbare „Öffnung“ 
handelte, so wurde dennoch ein schwerer Stein des Anstoßes weggerollt, eine 
Gefahrenquelle entschärft und ein Symbol der Freundschaft gesetzt. Allerdings, 
die Sicherheit und Undurchlässigkeit der Grenze sollte dadurch keinen Schaden 
nehmen: Parallel zu den Abbauarbeiten wurden auf ungarischer Seite die 
Kontrolle und Verriegelung der Westgrenze im selben Zeitraum auf andere Art und 
Weise verstärkt, und neue, modernere Signalanlagen eingerichtet.  
 
Am 23. Oktober 1956 berichtete der österreichische Botschafter in Budapest, Dr. 
Walther Peinsipp, von einer Großveranstaltung im Zentraloffizierskasino. Drei 
Tage zuvor war hier ein wahrer „Ordensregen“ auf die an den Räumungsarbeiten 
Beteiligten niedergegangen. Präsident Dobi persönlich war diesen Verleihungen 
vorgestanden, die noch einmal der Öffentlichkeit zeigen sollten, dass dieser Schritt 
für Ungarn eine wichtige Bedeutung hatte; und dass auch die Nachbarstaaten – 
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Österreich und Jugoslawien -  erkennen sollten: Ungarn hat seinen Teil für eine 
Normalisierung der zwischenstaatlichen Beziehungen bereits geleistet.47  
 
Am selben Tag begannen in Budapest die Demonstrationen, breite Teile der 
Bevölkerung begehrten gegen die lange Zeit der Unterdrückung auf. Sie forderten 
unter anderem den Rückzug der sowjetischen Armee aus Ungarn, die (Wieder-) 
Einsetzung Imre Nagys als Ministerpräsident, ein Ende der Einparteienherrschaft 
sowie die Einführung bürgerlicher Freiheitsrechte. Dieser Eingriff der Bevölkerung 
in das politische Leben wurde von der Sowjetunion nicht gebilligt, so dass bereits 
am 24. Oktober die sowjetischen Panzer in Budapest einfuhren. Noch am 1. 
November erklärte Imre Nagy den Austritt aus dem Warschauer Pakt und Ungarns 
Neutralität. Drei Tage später, am 4. November begann die sowjetische Invasion 
und damit die blutige Niederschlagung der Revolution.48   
 
Als Folge dessen wurde im Frühjahr 1957 unter Mitwirkung und Aufsicht 
sowjetischer Offiziere der Eiserne Vorhang wieder errichtet. Seine Abwesenheit in 
der kurzen Revolutionszeit allerdings hatte eine ganz wesentliche Bedeutung: Sie 
ermöglichte rund 180.000 Menschen die Flucht in den Westen.49 
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4. Österreichisch-Ungarische Beziehungen in der Nachkriegszeit 
 
Damit der Eiserne Vorhang entlang der österreichisch-ungarischen Grenze 1956 
auch tatsächlich fallen konnte, bedurfte es langwieriger und zum Teil sehr 
mühsamer Verhandlungen. Rückschläge gehörten ebenso zur Tagesordnung, wie 
schrittweise kleinere Erfolge, die im Mai 1956 mit dem Beschluss der Regierung, 
die „technischen Sperren“ abzubauen, ihren Höhepunkt erreichten. 
 
4.1 Versuch einer Annäherung 1945-1948 
 
Aus ungarischer Sicht hatte nach Kriegsende 1945 die möglichst rasche 
Wiederherstellung der alten Kontakte zum österreichischen Nachbarland hohe 
Priorität. Das nicht nur aufgrund der geographisch gegebenen Lage und der 
bereits über Jahrhunderte währenden historischen Verbundenheit, sondern vor 
allem auch angesichts der nach dem Krieg dringend benötigten 
Wirtschaftsbeziehungen. Niemand konnte außerdem darüber hinwegtäuschen, 
dass zahlreiche verwandtschaftliche und freundschaftliche Bande über die 
Staatsgrenze hinweg existierten. 1945 befanden sich zudem noch zehntausende 
ungarische Flüchtlinge – Militärangehörige wie auch Zivilpersonen – in 
Österreich.50 
 
Österreich seinerseits versuchte ebenfalls nach Ende des 2. Weltkrieges, trotz 
einer Reihe bestehender Differenzen (vermögensrechtliche Fragen und Flücht-
lingsproblem), die alten Kontakte zum ungarischen Nachbarn wieder aufleben zu 
lassen. Auch hier standen wirtschaftliche Interessen im Vordergrund. Die ersten 
bilateralen Verhandlungen beschäftigten sich daher mit den enormen Ver-
sorgungsproblemen, mit denen die beiden Länder nach Kriegsende zu kämpfen 
hatten. Entsprechende Abkommen konnten in den Jahren 1947 und 1948 
getroffen werden. Aufgrund des eigenen Mangels konnte Ungarn Zahlungs-
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vereinbarungen nur 1947 eingehen, ab 1948 wurden Kompensationshandels-
verträge geschlossen.51  
 
Um sich diesen und anderen Aspekten der zwischenstaatlichen Beziehung besser 
widmen zu können, wurden 1945 wieder entsprechende Landes-Vertretungen 
eingerichtet. Zunächst entstand im Juli in Budapest ein „österreichisches Hilfs-
Büro“ zur Unterstützung der Interessen in Ungarn lebender österreichischer 
Staatsbürger. Im Herbst richtete Ungarn ein ähnliches Büro in den Räumlichkeiten 
der ehemaligen ungarischen Botschaft in Wien ein.52 Mit Genehmigung der vier 
Alliierten konnte Österreich ab Februar 1946 wieder politische Beziehungen (keine 
diplomatischen!) mit allen Staaten außer Deutschland und Japan anknüpfen, 
allerdings stand die Anerkennung der österreichischen Bundesregierung durch 
Ungarn noch aus. Aus diesem Grund musste die Einrichtung einer politischen 
Vertretung in Budapest noch ausbleiben, anstatt dessen entstand eine Vorstufe 
als „Vertretung der österreichischen Interessen“. Erst am 18. Jänner 1947 
erkannte die ungarische Regierung die österreichische an, so dass der Weg für 
eine „politische Vertretung“ frei wurde. Ein Jahr später gaben die alliierten Mächte 
die Erlaubnis, diplomatische Beziehungen aufzunehmen. Es hatte seit Kriegsende 
also drei Jahre gedauert, bis es den beiden Nachbarstaaten gestattet worden war, 
wieder diplomatische Gesandten auszutauschen.53  
 
Legationsrat Rudolf Seemann, der wesentlich bei der Vorbereitung mitwirkte und 
in der Zwischenkriegszeit selbst zweimal an der österreichischen Gesandtschaft 
gearbeitet hatte, stellte für die zukünftige Zusammenarbeit Folgendes fest: Man 
werde davon ausgehen müssen, dass die enorme Abhängigkeit Ungarns von der 
sowjetischen Besatzungsmacht ein - wenn nicht der entscheidende - Faktor sein 
werde. Mit dem beginnenden Kalten Krieg drifteten Österreich und Ungarn 
angesichts der ideologischen und wirtschaftlichen Differenzen wieder mehr und 
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mehr auseinander, was sich in einer rapiden Verschlechterung der bilateralen 
Beziehungen bemerkbar machte.54  
 
Mit der zunehmenden Blockbildung sah sich Österreich aufgrund seiner 
geographischen Lage „dazwischen“ vor der enormen Herausforderung, seine 
Außenpolitik gewissermaßen in beide Richtungen zu lenken. Sowohl Außen-
minister Karl Gruber, als auch sein Nachfolger Leopold Figl bemühten sich um 
eine möglichst rasche Wiederherstellung freundschaftlicher bilateraler Kontakte zu 
den nun kommunistischen Nachbarstaaten Ungarn, Tschechoslowakei und Jugo-
slawien.55 Dies war angesichts der Präsenz der Roten Armee der Sowjetunion 
innerhalb der eigenen Grenzen bis 1955 kein leichtes Unterfangen. Zur 
sowjetischen Besatzungszone gehörten Nieder- und Oberösterreich sowie das 
Burgenland und der Osten Wiens. Nach Unterzeichnung des österreichischen 
Staatsvertrages und der Verabschiedung des Neutralitätsgesetzes im Oktober 
1955 zog sich die Rote Armee zwar hinter die Staatsgrenzen – unter anderem auf 
ungarisches Territorium - zurück, blieb jedoch aufgrund der Nähe auch noch bis 
auf Weiteres ein in der österreichischen Politik berücksichtigter Unsicherheits-
faktor. 
 
4.2 „Eiszeit – Stimmung“ 1948 bis 1953 
 
Die erste Phase der Annäherung nach Kriegsende sollte allerdings nicht von 
langer Dauer sein. Sie nahm vielmehr ein drastisches Ende, als die ungarischen 
Kommunisten 1948 beherrschende Macht im Land wurden. Das gegenseitige 
Misstrauen wuchs stetig an, österreichische Politik und Medien kritisierten die 
Einschüchterungspolitik der kommunistischen Partei scharf. Im Gegenzug waren 
die Ungarn – hier auch die demokratischen Parteien inbegriffen - nicht erfreut zu 
sehen, dass einige ehemalige „Pfeilkreuzler“ [nationalsozialistische Partei 
Ungarns] in Österreich Unterschlupf gefunden hatten. Zu den immer schlechter 
werdenden Beziehungen trug noch zusätzlich bei, dass in dieser Zeit die alten 
Forderungen des Burgenlandes auf Ödenburg (Sopron) und andere seit 1921 
                                                 
54 Martin Pammer, Die Österreichische Gesandtschaft Budapest und ihre humanitäre Aktion 1956, 
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ungarisch gebliebene Gebiete, wieder wach und öffentlich laut wurden. 1948 
begann der ungarische Geheimdienst seine Aktivität auf österreichischem Gebiet 
mit Hilfe sowjetischer Experten. Seine erste Aufgabe war es, organisierte 
Verbände von Exilungarn auszuheben, die eine Bastion gegen den Machtanstieg 
der Kommunisten bilden wollten.56  
 
Aufgrund der zunehmenden „Kälte“ in der internationalen Politik und der dadurch 
entstandenen „Zwei-Block-Situation“ beendete Ungarn 1948/1949 alle Gespräche 
mit Österreich, unterband den „kleinen Grenzverkehr“, schloss eine Großzahl der 
die beiden Nachbarländer verbindenden Grenzübergänge und erbaute den 
Eisernen Vorhang. Damit endeten automatisch auch die Kontakte der 
Grenzbevölkerung dies- und jenseits des Zaunes, die ja oftmals durch verwandt-
schaftliche Wurzeln miteinander verbunden waren. Die neu eingeführte mentale 
wie auch sichtbar räumliche Trennung verlor erst nach dem Tod Stalins 1953 
allmählich an Schärfe. Ein Jahr später konnten die diplomatischen Verbindungen 
neuerlich wiederhergestellt werden, abermals standen dabei die wirtschaftlichen 
Interessen im Vordergrund. Gespräche über Vermögensfragen wurden von 
ungarischer Seite zu dieser Zeit jedoch strikt abgelehnt, offiziell aufgrund der 
fehlenden staatlichen Selbstständigkeit Österreichs angesichts der Besatzung.57 
 
Zunächst aber belastete die sich voll entfaltende Schreckensherrschaft der 
kommunistischen Einparteiendiktatur, zu der eine Reihe von Deportierungen 
sowie Um- und Aussiedlungen gehörten, die österreichisch-ungarischen 
Beziehungen zusätzlich zur „Grenzfrage“: In Ungarn lebende österreichische 
Staatsbürger und Doppelbürger gehörten hier ebenso zu den Betroffenen. 
Legationsrat Stephan Verosta, seit Ende März 1951 als Geschäftsträger in 
Budapest tätig und der ungarischen Sprache Dank seiner Mutter mächtig, 
versuchte allein im Juli 1951 mit vierzehn Interventionen, „Auszusiedelnde“ vor 
ihrem Schicksal zu bewahren, nur zum Teil mit Erfolg. Gegenseitige 
Spionagevorwürfe wurden fester Bestandteil der zwischenstaatlichen Komm-
unikation. Bewaffnete Grenzverletzungen und Minenexplosionen forderten allein 
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bis 1955 rund 200 Tote und eine noch weit höhere Zahl an Verletzten. Die 
bäuerliche Bevölkerung des Burgenlandes war bei der Bestellung ihrer Felder in 
Grenzgegend vor fast unlösbare Probleme gestellt. 1949 wurde das Collegium 
Hungaricum in Wien geschlossen. Während dieser „Eiszeit“ in den bilateralen 
Beziehungen blieb nur noch ein „Rest“ Warenverkehr erhalten, der aber dennoch 
für beide Seiten eine wichtige Bedeutung hatte.58 
 
                                                 
58 Pammer, Die Österreichische Gesandtschaft Budapest und ihre humanitäre Aktion 1956, S. 127-128. 
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5. Entspannungstendenzen nach dem Tod Stalins 1953 
 
5.1 „Tauwetter“ und „Kollektive Führung“ 
 
Das Ende der „Ära Stalin“ am 5. März 1953 erschütterte das Sowjet-System in 
seinen Grundfesten. Die Frage der Nachfolge, die zu seinen Lebzeiten nicht 
gestellt werden durfte, löste in Moskau und letztlich auch bei den Verbündeten 
schwere Machtkämpfe aus. In der von Nikita Chruschtschow angestrebten 
„Kollektiven Führung“ wurden die wichtigsten Ämter im Staat weitgehend 
aufgeteilt: Regierung, Armee, Geheimdienst, Partei, Außenpolitik und Oberster 
Sowjet. Bis 1955 war es Chruschtschow allerdings gelungen, seine politischen 
Kontrahenten auszuschalten. Es folgte jedoch keine Rückkehr zu stalinistischer 
Diktatur und den extensiven Formen des Personenkultes. Eine Reihe von 
Reformen sollten positive Signale sowohl an die Bruderstaaten als auch die 
westlichen Nationen – hierbei insbesondere die Vereinigten Staaten – senden und 
das eigene politische System aus der Krise holen. Diese Phase zwischen 1953 
und 1956 ist daher auch unter der Bezeichnung „Tauwetter“ bekannt. Die 
öffentliche Auseinandersetzung mit Stalins Person und seiner Machtpolitik schien 
nun erstmals möglich geworden zu sein. 
 
Die sozialistischen Bruderstaaten reagierten darauf sehr unterschiedlich. Viele 
erhofften sich die Durchführung längst notwendiger Reformen, andere wiederum – 
unter ihnen auch Mátyás Rákosi - wollten der stalinistischen Linie weiterhin treu 
bleiben. Im Falle Rákosis, weil er befürchtete, mit jeder Art von Selbstkritik seine 
ohnehin schon schwankende Position im Land zu gefährden. So kam es auch, 
dass sehr bald die ungarische Parteispitze eine offizielle Aufforderung zum 
Umdenken erhielt: Mátyás Rákosi wurde gemeinsam mit seinem Stellvertreter 
Ernö Gerö und einigen weiteren Parteifunktionären im Juni 1953 nach Moskau 
beordert, nur kurze Zeit nach den „Genossen“ aus der DDR. Am 13. Juni trafen sie 
dort mit der versammelten sowjetischen Machtelite zusammen: Georgi Malenkow, 
Lawrenti Beria, Wjatscheslaw Molotow, Nikolai Bulganin, Anastas Mikoyan und 
Nikita Chruschtschow. In nicht gerade zimperlicher Weise kritisierten diese die 
fehlende Bereitschaft der ungarischen Parteispitze, die Zeichen der Zeit zu 
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erkennen und entsprechend der Direktiven aus Moskau zu handeln. Ihrer Ansicht 
nach unterschätzten Rákosi und seine Parteifreunde die Krise, in der Ungarn 
steckte, und begingen daher konsequent weiterhin dieselben schweren Fehler: 
Kollektivierungen in der Landwirtschaft, die aufoktroyierte Verteilung von 
landwirtschaftlichen Gütern, die fatale Situation der Bauern, die übertriebene 
Ausrichtung auf die [Schwer-]Industrie sowie die brutalen Methoden der 
ungarischen Staatssicherheitsbehörde ÁVH. Drei Tage bekamen die Vertreter der 
MDP Zeit, entsprechende Lösungsvorschläge auszuarbeiten, um sie vor dem 
selben Gremium zu präsentierten, wobei sie neuerlich eine Abfuhr erhielten. Die 
sowjetische Führung machte daraufhin deutlich, sie erwarte – im Sinne der 
allgemeinen Auseinandersetzung mit den Fehlern des Stalinismus –, dass 
öffentlich Selbstkritik geübt werde. In erster Linie wurde Rákosi für die problem-
atische Lage Ungarns verantwortlich gemacht, besonders scharfe Kritik bekam er 
von Beria und Chruschtschow.59  
 
Dieses Treffen hatte zur Folge, dass nunmehr auch in Ungarn das System der 
„Kollektiven Führung“ zustande kam und Rákosi das Amt des Ministerpräsidenten 
abgeben musste. Auf ihn folgte ein damals der ungarischen Bevölkerung weitaus 
weniger bekanntes Mitglied des Politbüros, Imre Nagy. Dieser war jedoch bereits 
Ende der 40er Jahre im Interessenskonflikt mit den führenden Mächten der MDP 
gestanden und war daher von Anfang an kein Kandidat, der innerparteilich auf 
einer soliden Basis stand. An ihm lag es nun jedoch, die System-Reformen im 
Sinne der neuen sowjetischen Führung durchzusetzen, so zum Beispiel die 
verstärkte Förderung der Konsumgüterindustrie zu Lasten der Schwerindustrie. 
Ganz allgemein gesprochen sollte er eine abgeschwächte, weniger harte 
politische Linie einschlagen.60  
 
Wahrscheinlich recht schweren Herzens befolgte die ungarische Machtelite die 
sowjetischen Vorgaben: Im Rahmen der Sitzung des Zentralkomitees der Partei 
am 27. und 28. Juni 1953 stellten sich die vier Spitzenfunktionäre Mátyás Rákosi 
(Generalsekretär), Ernö Gerö (Innenminister und stellvertretender Parteichef), 
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Mihály Farkas (Verteidigungsminister) und József Révai (Unterrichtsminister) der 
direkten Auseinandersetzung mit den Parteimitgliedern. Auch die äußerst 
umstrittene Rolle der Staatssicherheitsbehörde ÁHV blieb dabei nicht unberührt. 
Das Zentralkomitee fasste offiziell den Beschluss, sich an die Weisungen aus 
Moskau zu halten und den „Neuen Kurs“ einzuführen. Entgegen dem üblichen 
Prozedere allerdings, drang dieser Beschluss von Seiten des Politbüros nie an die 
Öffentlichkeit. Dass die Bevölkerung dennoch davon erfuhr, verdankte sie Imre 
Nagy, der am 4. Juli 1953 offiziell zum Ministerpräsidenten ernannt worden war. In 
seiner von der Bevölkerung enthusiastisch begrüßten Antrittsrede verkündete er 
den Beginn des „Neuen Kurses“ und machte den Ungarn, auch jenen außerhalb 
der Landesgrenzen, sowie den Staaten Westeuropas und den USA Hoffnung auf 
eine bevorstehende Trendwende in der Volksrepublik.61 
 
Nagy bekam als Ersten Stellvertreter den von Rákosi unterstützten, erst 33 Jahre 
alten András Hegedüs zur Seite gestellt. Ernö Gerö blieb ebenfalls weiterhin 
Stellvertreter des Ministerpräsidenten, bekam aber das einflussreiche 
Innenministerium hinzu. Für viele unerwartet waren die beiden führenden 
Parteimitglieder József Révai und Mihály Farkas aus der Regierung 
ausgeschieden. Farkas hatte sich in seiner Funktion als Verteidigungsminister 
Anfang der 50er Jahre immer wieder gemeinsam mit Rákosi intensivst mit der 
Frage der Grenzverletzungen auseinandergesetzt. Ihre „Entlassung“ aus dem 
politischen Leben gehörte zu den ersten Zeichen der neuen politischen Linie. Sie 
waren mit Rákosi Begründer der neuen kommunistischen Partei Ungarns nach 
dem 2. Weltkrieg gewesen und hatten Teil gehabt an den „Säuberungsmethoden“ 
der späten 40er und frühen 50er Jahre. Neue Mitglieder in der Regierung waren 
István Bata als Verteidigungsminister und János Boldoczki als Außenminister, der 
in den folgenden Jahren ein wichtiger Verhandlungspartner für Österreich werden 
sollte. Abgesehen von diesen Änderungen hatte die Nagy-Regierung jedoch im 
Wesentlichen die Regierungs-Zusammensetzung aus „Rákosi-Günstlingen“ 
beibehalten, da die Sowjetunion keinen völligen Austausch der Funktionäre in Un-
garn angeordnet hatte und daher wohl auch nicht ohne Weiteres gebilligt hätte.62  
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Mit der Gewaltenaufteilung an der Spitze des Landes sollte eine Reduzierung des 
polizeilichen Terrors und der staatlichen Kontrolle einhergehen. Der erste Schritt in 
diese Richtung war bereits Anfang des Jahres mit der Entlassung des 
gefürchteten ÁVH-Chefs Gábor Péter geschehen. Nachdem die Sowjetunion 
angesichts der Unruhen in der DDR und der Tschechoslowakei 1953 ihr Interesse 
mehr auf wirtschaftliche als auf militärische Fragen ausgerichtet hatte, musste 
auch Ungarn seine für Friedenszeiten unnatürlich starke Volksarmee abbauen. 
Die Soldaten sollten ehest möglich wieder im industriellen Sektor zum Einsatz 
kommen. Diese und andere grundlegende Veränderungen wurden seitens der 
Bevölkerung vor allem mit einem Namen verbunden: Imre Nagy.63 Soviel ihm aber 
aus dieser Richtung auch Sympathie entgegenschlug, so wenig Unterstützung 
fand er in der Parteielite und in den Kreisen der Staatssicherheit. Bereits eine 
Woche nach seinem Amtsantritt, am 11. Juli 1953, versuchte Mátyás Rákosi in 
einer parteiinternen Führungssitzung, die „Genossen“ wieder auf den „Alten Kurs“ 
und damit auf seine Person einzuschwören. Was folgte, war eine rund eineinhalb 
Jahre andauernde Auseinandersetzung zweier Flügel innerhalb der MDP, 
stellvertretend zwischen den beiden Spitzenfunktionären Nagy und Rákosi. 
 
5.2 Wiederannäherung an Österreich 
 
Für die österreichisch-ungarischen Beziehungen brachte der Wandlungsprozess 
in der Sowjetunion und von dort ausgehend in Ungarn, einen wichtigen Impuls. Ein 
erstes Zeichen dafür ist das im Mai 1953 getroffene Abkommen zur 
Donauschifffahrt. Sehr allmählich wurde die Verhandlungsatmosphäre wieder 
etwas freundlicher, und das Interesse an einer Wiederaufnahme der Kontakte 
stieg. Ein wichtiger Ansprechpartner für Österreich in diesem Zusammenhang 
wurde Endre Sík, politischer Direktor des ungarischen Außenministeriums.64  
 
Die neue Annäherung brauchte aber ihre Zeit, denn die Notwendigkeit innerer 
Reformen, vor allem zur Stabilisierung der eigenen Wirtschaft, war für die 
ungarische Regierung vorrangig. Zunächst wurden der Ton und der Umgang, mit 
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dem Österreich begegnet wurde, wieder etwas freundlicher. Ein wichtiges 
positives Signal war die Tatsache, dass sowohl Imre Nagy als auch Mátyás 
Rákosi im Juli 1953 verkündeten, das Verhältnis zu Österreich habe sich 
gebessert und man könne daher sehr zuversichtlich in eine gemeinsame Zukunft 
mit dem westlichen Nachbarland blicken. Hoffnung auf tatsächliche Ver-
änderungen gab die Aufwertung der diplomatischen Vertretungen zu 
Gesandtschaften im Juni 1954. Mit Ende des Jahres begannen die ungarischen 
Politiker bei jeder öffentlichen Ansprache – wenn auch manchmal nur beiläufig - 
die sich verbessernden Beziehungen zu Österreich zu erwähnen. Der Gesandte 
Braunias wies in einem Berichten nach Wien leicht zynisch darauf hin, dass er 
verwundert sei, wie oft man dasselbe auf unterschiedliche Weise sagen könne.65  
 
Langsam wurde die Atmosphäre zwischen den beiden Staaten auch tatsächlich 
wärmer, und so gelang noch Ende des Jahres 1954 der Abschluss eines Handels-
abkommens. Es gab in dieser Phase noch keine Gelegenheit, sich über kritischere 
Themen, wie etwa das weitere Schicksal der Doppelbürger oder 
Vermögensfragen, zu unterhalten, ebenso wenig über die Zukunft der 
Grenzsituation. Das österreichische Außenministerium blieb daher anfangs noch 
eher zurückhaltend, wenn nicht skeptisch über diese Entwicklungen und nur wenig 
euphorisch. Zudem hatte die eigene Außenpolitik in den Verhandlungen zum 
Abschluss des Staatsvertrages ihre ganze Kraft aufzubringen.66  
 
Es war auch nicht unbekannt, dass Ungarn in der damaligen Zeit keine 
selbstständige Außenpolitik führte und immer  der sowjetische Einfluss mit zu 
berücksichtigen war, der ja damals auch noch auf Österreich große Auswirkungen 
hatte. An dieser Skepsis änderte sich also auch nach 1953 nichts wesentlich, trotz 
des „Tauwetters“ in den Beziehungen zwischen den USA und der Sowjetunion. So 
schrieb der damalige österreichische Gesandte Rességuier an Außenminister Figl: 
„In außenpolitischer Hinsicht hat der neue Kurs insofern keine Änderung bringen 
können, als es eine ungarische Außenpolitik nicht gibt, da die ungarische 
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Regierung, deren Existenz ausschließlich vom Willen der Machthaber in der 
Sowjetunion abhängt, eine selbstständige Politik nicht verfolgen kann“.67 
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6. Kontinuierliche Verbesserung der österreichisch-ungarischen 
Beziehungen in politischen Umbruchzeiten – das Jahr 1955 
 
Eine Wende trat 1955 ein. Der ungarische Nachbar feierte den Abschluss des 
Österreichischen Staatsvertrages als einen großen Sieg der sowjetischen 
Friedensbestrebungen. Entsprechend dem von Moskau verkündeten Ent-
spannungskurs gab Budapest seine starre Haltung in einer Reihe von bilateralen 
Sachfragen auf, willigte in vermögensrechtliche Verhandlungen ein und es kam zu 
einer Annäherung auf wirtschaftlichem und kulturellen Gebiet. Dank 
Erleichterungen bei der Grenzabfertigung spielten der Tourismus und der Sport 
bei diesem Prozess eine nicht geringe Rolle. Zum hundertsten Fußballspiel 
zwischen Ungarn und Österreich im Oktober 1955 beispielsweise begleiteten 4000 
österreichische Anhänger ihre Nationalelf nach Budapest, und das war mehr als 
die Gesamtzahl aller Österreicher, die in den fünf Jahren zuvor Ungarn besucht 
hatten.68 
 
Für die Untersuchung der Entwicklungen in den bilateralen Beziehungen hat es 
sich als sehr hilfreich erwiesen, die Korrespondenz der österreichischen 
Vertretung in Budapest mit dem Außenministerium in Wien zu studieren. Im 
Folgenden wird der Versuch unternommen, auf dieser Grundlage einen Einblick in 
die Gespräche und Verhandlungen mit ungarischen Spitzenfunktionären zu 
geben. Welche Themen wurden hier wiederholt angesprochen, welche 
Hindernisse gab es Mitte der 1950er Jahre in den österreichisch-ungarischen 
Beziehungen? Und welche Rolle spielten die technischen Sperren und die 
regelmäßig für zwischenstaatliche Spannungen sorgenden Grenzzwischenfälle 
dabei?  
 
In den zwei „neuralgischen“ Jahren 1955 und 1956 standen nacheinander drei 
österreichische Diplomaten der Gesandtschaft in Budapest vor. Namentlich waren 
das Legationsrat Oliver Rességuier (1953-1955; zunächst ständiger 
Geschäftsträger – chargés d´affaires avec lettres, ab 23.8.1954 Gesandter - 
ministre), Dr. Karl Braunias (März 1955 - März 1956; Gesandter - ministre), Dr. 
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Walther Peinsipp (März 1956-1962; Gesandter - ministre). Die österreichische 
Vertretung in Budapest wurde erst im Jahr 1965 auf Botschafterebene 
angehoben.69 Die drei eben genannten leisteten alle einen wichtigen Beitrag zu 
den Verbesserungen der österreichisch-ungarischen Beziehungen und hatten 
damit wohl auch einen gewissen Anteil an der positiven Entscheidung zum Abbau 
der Sperranlagen entlang der gemeinsamen Grenze.  
 
Nachdem sich seit Mitte 1954 seitens Ungarns die Interessensäußerungen für 
eine Wiederaufnahme der bilateralen Kontakte häuften, gedeckt durch die 
damalige sowjetische Politik der „Koexistenz“, nahmen diese Bemühungen ab 
1955 verstärkt Form an. Diese Entwicklungen sind für das Thema dieser Arbeit 
deshalb von Relevanz, da sie eine Auseinandersetzung über die bestehenden 
Hindernisse für eine gutnachbarliche Beziehung – wie etwa den Eisernen Vorhang 
- überhaupt erst möglich werden ließen.  
 
6.1  „Ernteertrag“ aus den Bemühungen der vergangenen Monate 
 
Bereits in seiner ersten Mitteilung des neuen Jahres 1955 nach Wien konnte der 
österreichische Gesandte Oliver Rességuier erfreuliche Neuigkeiten berichten: 
Der Umgang des ungarischen Gastgebers gegenüber den westlichen Diplomaten 
hatte sich spürbar gebessert. Die ehemalige Politik der Isolation hatte zugunsten 
einer stärkeren Miteinbeziehung selbiger in das öffentliche Geschehen deutlich 
abgenommen. Daraus ergab sich die Möglichkeit relativ spontan und 
ungezwungen bei den verschiedensten offiziellen Anlässen mit Partei- und 
Regierungsmitgliedern ins Gespräch zu kommen. Rességuier hielt auch 
weiterführende Erleichterungen in diesem Zusammenhang nicht mehr für 
ausgeschlossen. Die ehemals ablehnende Haltung gegenüber westlichen 
diplomatischen Vertretern hatte eine Atmosphäre der Anspannung und des 
Misstrauens geschaffen, die nunmehr offensichtlich im Sinne der von der 
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Sowjetunion und ihren Verbündeten verfolgten Politik der „Friedlichen Koexistenz“ 
aufgelöst werden sollte.70 
 
Während sich also in der Begegnung mit den westlichen Nationen Erleichterungen 
zu ergeben schienen, wurde die innenpolitische Lage allerdings immer kritischer. 
Diese neuerliche Verschlechterung stand wiederum in einem engen 
Zusammenhang mit Entwicklungen des Kalten Krieges, namentlich mit einer 
Korrekturänderung des politischen Weges seitens der Sowjetführung. Noch im 
Herbst 1954 hatte es gute Gründe gegeben anzunehmen, dass Imre Nagy in der 
innerparteilichen Auseinandersetzung als Sieger hervorgehen könnte. In der 
Sitzung des Zentralkomitees im Oktober hatte er – in Abwesenheit von Mátyás 
Rákosi und Ernö Gerö – große Zustimmung gefunden. Das Blatt sollte sich jedoch 
in kürzester Zeit wenden. Als Rákosi im November von einem langen 
Kuraufenthalt in der Sowjetunion zurückkehrte, hatte er gegenüber Imre Nagy 
einen wesentlichen Informationsvorsprung: Die Stimmung in Moskau hatte sich 
angesichts der Remilitarisierung Westdeutschlands und dem bevorstehenden 
Beitritt zur NATO massiv gewendet.71  
 
Die sowjetische Antwort darauf war eine Rückbesinnung auf Schwer- und 
Rüstungsindustrie und auf den ehemaligen hohen Stellenwert des Militärs. Damit 
war der politische Weg Imre Nagys praktisch „ad absurdum“ geführt worden. 
Mátyás Rákosi wiederum hatte im Zuge eines Kuraufenthaltes die Gelegenheit 
genützt, der sowjetischen Parteielite seine Sicht der ungarischen Verhältnisse zu 
schildern. Selbst bereits von den Entwicklungen in Ungarn beunruhigt, entschied 
man hier, den Weg Rákosis für Ungarn wieder voll zu unterstützen.72  
 
6.2 Niedergang des „Reformkurses“ – Auswirkungen auf Österreich? 
 
Als Folge dieser Entscheidung musste sich eine ungarische Delegation, angeführt 
von Mátyás Rákosi und Imre Nagy, am 8. Jänner 1955 in Moskau einfinden. Im 
Zuge des Gesprächs mit der sowjetischen Führungsspitze – Nikolai Bulganin, 
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Georgi Malenkow, Wjatscheslaw Molotow, Anastas Mikoyan, Nikita 
Chruschtschow und Michail Suslow - wurde Imre Nagy scharf kritisiert. Chruscht-
schow erklärte später rückblickend, dass zu diesem Zeitpunkt die Absetzung Imre 
Nagys als Ministerpräsident und der Ausschluss aus der Partei noch nicht zur 
Debatte standen. Allerdings habe dessen Unwillen öffentlich Selbstkritik zu üben, 
seine Absetzung beschleunigt. Nagy wurde am 8. Jänner für viele reformpolitische 
Entscheidungen kritisiert, die ursprünglich sowjetische Weisung gewesen waren. 
Chruschtschow räumte dabei zwar ein, dass „Genosse Rákosi“ selbst für eine 
Reihe Fehler verantwortlich gewesen sei, diese würden jedoch zum gegebenen 
Zeitpunkt nicht im Vordergrund stehen. „Genosse Nagy“ hingegen hätte sich mit 
seinen politischen Ideen gegen Parteiinteressen gerichtet. Aus diesem Grund 
sollte – zur Stärkung der MDP – der „Rákosi Flügel“ innerhalb der Partei jede nur 
mögliche Unterstützung aus Moskau erhalten.73 
 
Genau einen Monat später, am 8. Februar 1955, schied Malenkow als 
Ministerpräsident aus, an seiner statt setzte Chruschtschow Bulganin ein. Diese 
Entwicklung sollte für die Politik Imre Nagys das endgültige Aus bedeuten. Nicht 
weil Malenkow ein besonderer Unterstützer des ungarischen Ministerpräsidenten 
gewesen war, sondern weil auch Malenkows politischer Weg jenseits der 
alleinigen Konzentration auf Schwer- und Rüstungsindustrie lag. Wie in Moskau, 
so wurde auch in Budapest diese Politik abgestellt.74 Diese Wende löste in der 
ungarischen Bevölkerung Unruhe aus, weil befürchtet wurde, dass die ohnehin 
schon niedrigen Lebensstandards durch eine Mehrinvestition in die 
Stahlproduktion noch weiter sinken könnten. Wie Oliver Rességuier nach Wien 
berichtete, erhielten die westlichen Diplomaten über die Ereignisse in Moskau und 
die zu erwartenden Folgen seitens des ungarischen Außenministeriums keinerlei 
Auskünfte. Durch seinen jugoslawischen Kollegen Dalibor Soldatić, der als 
Vertreter eines sozialistischen Bruderstaates besser informiert war, erfuhr er aller-
dings, dass Ungarn weiterhin an der Verbesserung der Beziehungen zu seinem 
österreichischen Nachbarland festhalten wollte.75 
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Die Zeichen der Zeit blieben Imre Nagy nicht verborgen, allerdings konnte er nicht 
mehr viel dagegen tun. Anfang Februar 1955 erlitt der von vielen Seiten bedrängte 
und in der Öffentlichkeit schwer angegriffene Ministerpräsident – nicht zuletzt 
wahrscheinlich bedingt durch diese persönliche Krise - einen Herzinfarkt. Sein 
krankheitsbedingter Ausfall gab seinen Gegnern die Möglichkeit zu einem groß 
angelegten Kurswechsel, im Zuge dessen Imre Nagy völlig aus dem politischen 
Leben entfernt wurde. Als Ergebnis der Zentralkomiteesitzung vom 2. bis 4. März 
wurden er und die von ihm verfolgte Politik für die schlechte wirtschaftliche und 
politische Lage des Landes verantwortlich gemacht. Der „Neue Kurs“ musste 
neuerlich dem „Alten“ weichen: Die Bedeutung der landeseigenen Schwerindustrie 
wurde gehoben auf Kosten der von Nagy unterstützten Konsumgüterindustrie und 
Agrarpolitik. Auch die von ihm initiierten Reformen in der Vaterländischen Front, 
die allgemein als zu demokratisch und national orientiert eingestuft wurden, 
fanden damit ein jähes Ende.76  
 
In diese politische Umbruchszeit fiel auch ein personeller Wechsel an der 
österreichischen Botschaft: Dr. Karl Braunias löste im März 1955, direkt aus 
Belgrad kommend, Olivier Rességuier ab. Er sprach fließend Ungarisch und 
bemühte sich intensiv um eine weitere Annäherung der beiden Staaten. Dabei 
konzentrierte er sich insbesondere auf kulturelle Aspekte. Dies führte zu einem 
regen Austausch von Hochschulprofessoren zu diversen Gastvorträgen.77  
 
Am 5. März 1955 traf er anlässlich seines Antrittsbesuches mit Außenminister Dr. 
János Boldoczki zusammen. Dieser war ihm im Vorfeld als parteiloser Diplomat 
beschrieben worden.78 Dabei handelte es sich allerdings um einen 
Beratungsfehler: Boldoczki war ein enger Vertrauter Mátyás Rákosis und 
langjähriges Parteimitglied. Schwerlich vorstellbar hätte in der damaligen Zeit ein 
solcher Posten an Nicht-Parteimitglieder vergeben werden können.  
 
Im Zuge dieses ersten Gesprächs - das wesentlich herzlicher verlief, als der 
Botschafter es seinen eigenen Worten zufolge in einem Land hinter dem Eisernen 
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Vorhang erwartet hatte - zeigte sich Boldoczki sehr erfreut über den kurz zuvor 
zustande gekommenen Konsumgüterkredit Österreichs an Ungarn. Er betonte die 
Notwendigkeit, die bilateralen Beziehungen auf den verschiedensten Gebieten zu 
intensivieren. Als Beispiel nannte er den dringenden Ausbau der diplomatischen 
Beziehungen, die sich ja 1955 noch vergleichsweise in der Anfangsphase 
befanden. Aus gegebenem Anlass berichtete Boldoczki von der Entscheidung der 
ungarischen Regierung, den zur Zeit in Stockholm akkreditierten Gesandten 
Frigyes Puja noch im April desselben Jahres an die ungarische Vertretung in Wien 
zu schicken.79 Einen Monat später kam der ungarische Gesandte Frigyes Puja wie 
angekündigt nach Wien. Er war ein überzeugter Kommunist und versuchte daher 
bei jeder Gelegenheit die Überlegenheit des Kommunismus gegenüber anderen 
Systemen hervorzustreichen.80 Puja war auch zunächst eher skeptisch angesichts 
der Entscheidung der ungarischen Regierung, die Sperrvorrichtungen an der 
österreichisch-ungarischen Grenze abzubauen. 
 
Während es also in der ungarischen Außenpolitik mehr nach Aufbruch- und Öff-
nungsstimmung aussah, tendierte das Land innenpolitisch gesehen eher in Richt-
ung einer neuerlichen Verschärfung des Kurses: Seit der entscheidenden Sitzung 
des Zentralkomitees vom 4.-7. März, die Imre Nagy in Abwesenheit für die krit-
ische Lage des Landes verantwortlich gemacht hatte, gewannen die „Moskowiter“ 
und damit Mátyás Rákosi sukzessive wieder die Oberhand. Die Lage war derart 
angespannt, dass der Gesandte Braunias nach Wien berichtete, er rechne mit 
einer direkt bevorstehenden Umbildung der ungarischen Regierung. Damit war er 
nicht allein, die Beunruhigung innerhalb der Bevölkerung angesichts dieser 
Entwicklungen stieg in den frühen Märztagen stetig an: Würden mit der Rückkehr 
des „Alten Kurses“ auch die Repressionen und Verfolgungen wieder beginnen?81 
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6.3 Änderungen im Protokoll aufgrund unklarer Mächteverhältnisse 
 
Mitte März wurde Braunias vom ungarischen Außenministerium darauf hin-
gewiesen, er möge aufgrund der unsicheren politischen Lage eine Änderung in 
der üblichen Reihenfolge der Antrittsbesuche vornehmen. Dem nachkommend 
verschob Braunias die Gespräche mit dem Ministerpräsidenten und dem 
Parlamentspräsidenten. Statt dessen setzte er sich zunächst mit den beiden Stell-
vertretern des Außenministers, Endre Sík und Jozsef Kárpáti, sowie mit dem 
Leiter der politischen Abteilung, Jozsef Hajdu in Verbindung.  
 
Insbesondere Endre Sík sollte in der Folgezeit ein wichtiger Verhandlungspartner 
für die österreichischen Diplomaten werden. Sein politischer Einfluss war im Laufe 
der Jahre an der Seite der verschiedensten Außenminister stetig angestiegen. In 
diesem ersten Gespräch am 17. März brachte Braunias ihm gegenüber bereits 
zwei der zentralsten Probleme in den österreichisch-ungarischen Beziehungen zur 
Sprache: Die Frage nach der Ausreise österreichischer Staats- und Doppelbürger 
aus Ungarn sowie die Wiederaufnahme der im Herbst 1953 unterbrochenen 
Vermögensverhandlungen. Sík signalisierte in beiden Punkten Verhandlungsbe-
reitschaft. Der Gesandte Braunias hielt in seinem Bericht nach Wien fest: „Wenn 
es nach ihm und mir ginge, meinte Herr Sík, würde es keine Schwierigkeiten bei 
der Lösung aller zwischen den beiden Ländern bestehenden und noch 
entstehenden Fragen geben. Aber auch sonst wird es wohl keine Frage geben, 
die nicht gelöst werden kann.“82 
 
Wesentlich vorsichtiger und zurückhaltender verhielt sich hingegen der zweite 
Stellvertreter Boldoczkis, Kárpáti. Er blieb in diesem Gespräch ganz bewusst sehr 
allgemein und hielt sich nur beim Thema Fußball etwas länger auf. Dabei brachte 
er seine Hoffnung zum Ausdruck, dass sich die alte Freundschaft zwischen 
Ungarn und Österreich durch eine Verstärkung der sportlichen wie auch der 
kulturellen Kontakte wieder fördern ließe.83 Sport war für die Ungarn der 
damaligen Zeit ein sehr wichtiges Thema. Er bot eine weitere 
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„Austragungsplattform“ für Demonstrationen von Macht und Stärke der 
Kontrahenten des Kalten Krieges, und die ungarische Mannschaft feierte 
regelmäßig Erfolge, so etwa bei den Olympiaden in London (1948) und Helsinki 
(1952).84 Auch die Sportbeilagen in den österreichischen Zeitungen der 50er 
Jahre sind voll mit Respektbekundungen für die herausragenden sportlichen 
Leistungen der ungarischen Mannschaften auf beinahe jedem Gebiet. Besonders 
betroffen war Fußball, denn die „Honvéd-Mannschaft“ galt beinahe als 
unbesiegbar.  
 
Zurück zu den Gesprächen im Außenministerium: Der Unterschied im Verhalten 
zwischen den beiden Herren Sík und Kárpáti war auffällig. Während sich Sík trotz 
des wiederauflebenden „Alten Kurses“ getraute, deutliche Signale in Richtung 
Österreich zu setzen, verhielt sich Kárpáti viel zurückhaltender. Möglicherweise 
verfügte Sík damals bereits aufgrund seiner einflussreicheren politischen Stellung 
einerseits über mehr Informationen und traute es sich andererseits daher auch 
eher zu, derartige Zusagen zu machen.  
 
Das abschließende Gespräch mit dem Leiter der politischen Abteilung Hajdu, der 
Österreich aus eigener beruflich-diplomatischer Erfahrung kannte, drehte sich in 
erster Linie um die Frage „Österreichischer Staatsvertrag“. Das Thema war 
selbstverständlich im März 1955 hochaktuell: Nur drei Tage zuvor waren Molotow 
und der österreichische Botschafter Norbert Bischoff in Moskau zusammen-
getroffen. Der sowjetische Politiker hatte dabei die Möglichkeit eines Staats-
vertragsabschlusses zugestanden, unter der Vorraussetzung dass die Anschluss-
frage geklärt werde. Im Zuge ihrer Unterhaltung mussten sowohl Braunias als 
auch Hajdu feststellen, dass es den eigenen Medienberichten oftmals an 
Objektivität gegenüber dem Nachbarn mangelte. Erste Besserungen in dieser 
Hinsicht führte Braunias auf Erleichterungen in der Visa-Vergabe zurück: „[...], 
dass Ungarn durch eine großzügigere Praxis bei der Erteilung von Visa an 
Österreicher nicht mehr eine terra inkognita ist und die österreichische 
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Öffentlichkeit die Möglichkeit hat, sich über die Verhältnisse in Ungarn selbst zu 
informieren“.85 
 
Die innenpolitische Lage blieb im März 1955 weiterhin unsicher, die auf der ZK-
Sitzung vom 4.-7. März getroffenen Entscheidungen zeigten zunächst noch keine 
Folgen. Bis Ende März kam es zu keinen gröberen Veränderungen in Richtung 
des „Alten Kurses“. Imre Nagy befand sich nunmehr bereits vier Wochen lang 
offiziell im Krankenstand, war aber bis auf Weiteres amtierender Ministerpräsident. 
Ganz offensichtlich war die Frage seiner Nachfolge noch nicht geregelt, und es 
gab diesbezüglich Unstimmigkeiten in der Partei. Rákosi hielt sich aus taktischen 
Gründen mit polemischen Angriffen gegen Nagy in der Öffentlichkeit zurück. Er 
wusste, dass Nagy sich in der Bevölkerung einer weitaus größeren Beliebtheit 
erfreute als er selbst. Die Parteiführung wartete auf Nagys öffentliche Selbstkritik – 
wie es auch Molotow hatte bereits tun müssen. Er weigerte sich. Das sinkende 
Ansehen Rákosis in der Bevölkerung gab in den letzten Märztagen Grund zur 
Annahme, dass sich der Generalsekretär der „Partei der Ungarischen 
Werktätigen“ nicht mehr der Wahl zum Ministerpräsidenten stellen würde. Wenige 
Tage vor dem Nationalfeiertag, dem 4. April, steckte das Land in einer Lage 
größerer Unsicherheit über die Zukunft.86  
 
6.4 Die neue Regierung hält an den Verhandlungen mit Österreich fest  
 
Der 4. April 1955 allerdings bot für die Spitzenfunktionäre der MDP eine 
Gelegenheit, ihre Position im Land wieder ein wenig mehr zu festigen. Mit viel 
Prunk und Aufwand wurde der Ungarische Nationalfeiertag 1955 besonders groß 
gefeiert, jährte sich doch zum zehnten Mal die „Befreiung“ Ungarns von den 
deutschen Truppen durch die sowjetische Armee. Die zahlreichen geplanten 
Festakte waren von langer Hand vorbereitet und bis ins kleinste Detail geplant 
worden. Aus dem gegebenen Anlass reisten Delegationen der Sowjetunion, 
Chinas, Koreas, der Mongolei sowie aller sozialistischen Bruderstaaten Europas 
an. Bereits am Vorabend lud die MDP zu einer Galaveranstaltung in die 
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Budapester Oper ein. Festredner des Abends war Mátyás Rákosi selbst. Dabei 
versäumte er es nicht, die Beziehung Ungarns zum westlichen Nachbarn 
Österreich zu erwähnen: „Wir bemühen uns, überall zum friedlichen, ruhigen 
Zusammenleben der Völker mitzuhelfen. Dieses Bestreben leitet uns [sic!] in 
jedem Land. In Entsprechung dieses Geistes pflegen wir das gutnachbarliche 
Verhältnis mit jedem an uns grenzenden Land, so auch mit Jugoslawien und 
Österreich“.87 Für Ungarn selbst entscheidender waren wohl die Worte 
Woroschilows, des Leiters der sowjetischen Delegation. Er begrüßte in seiner 
Rede zum Jubiläum die Entscheidung des Zentralkomitees betreffend Imre Nagys 
und signalisierte damit die sowjetische Unterstützung für Rákosi.88 Damit war das 
Schicksal Nagys auch in der Öffentlichkeit besiegelt. In der Sitzung des 
Zentralkomitees am 14. April wurde Imre Nagy als Ministerpräsident abgesetzt, 
aus dem ZK und dem Politbüro ausgeschlossen. Nur kurze Zeit später verlor er 
seine Professur und die Mitgliedschaft an der Ungarischen Akademie der 
Wissenschaften. Sein Nachfolger als Ministerpräsident wurde der erst 33-jährige 
András Hegedüs aus der „Gefolgschaft“ Rákosis. Damit sollten die 
Reformbestrebungen allerdings nicht endgültig beseitigt sein, denn die 
innerparteiliche Opposition begann in den folgenden Monaten ihre Aktivitäten eher 
noch zu verstärken.89 
 
Die neue politische „Garnitur“ hatte nicht lange Zeit, sich einzugewöhnen. Vier 
Tage nach der Sitzung des Zentralkomitees, am 18. April, hielt der neue 
Ministerpräsident András Hegedüs seine Antrittsrede vor dem ungarischen 
Parlament. Aufgrund des aktuellen Anlasses, der erfolgreichen Reise der 
österreichischen Delegation nach Moskau zu den Staatsvertragsverhandlungen  
[Julius Raab, Adolf Schärf, Leopold Figl, Bruno Kreisky] - die in der ungarischen 
Presse durch eine Reihe äußerst wohlwollender und sympathiebekundender 
Leitartikel begleitet wurde – kam auch Hegedüs darauf zu sprechen: „[...] Wir 
stellen gutnachbarliche Beziehungen auch mit den beiden anderen 
Nachbarländern, Jugoslawien und Österreich her [...] Die ungarische Volksrepublik 
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begrüßt mit Freude das Übereinkommen, das zwischen der Regierung der 
Sowjetunion und Österreich im Laufe der in Moskau in diesen Tagen abgehalt-
enen Verhandlungen zustande gekommen ist. Die Verwirklichung dieses Überein-
kommens möge zur weiteren Vertiefung des gutnachbarlichen Verhältnisses zwi-
schen Ungarn und Österreich beitragen, welches für beide Völker - sowohl für das 
ungarische, als auch für das österreichische – von gleichem Interesse ist.“90 Ent-
sprechend den sowjetischen Interessen wies Hegedüs in seiner Rede auch noch 
daraufhin, dass mit dem in Moskau getroffenen Abkommen über die 
österreichische Neutralität ein wichtiges Hindernis aufgehoben worden sei: die 
Anschlussgefahr an Deutschland. Gesandter Braunias, der bei dieser Rede 
zugegen war, erinnerte sich im Nachhinein, dass der Beifall der Abgeordneten, als 
der neue Ministerpräsident auf Österreich zu sprechen kam, besonders lebhaft 
wurde. Im Anschluss bekam er die Gelegenheit, mit Endre Sík zu sprechen, der 
versicherte: „[...] dass man aus diesem Beifall ersehen möge, wie Ungarn die 
Wiederherstellung der vollständigen Freiheit Österreichs am Herzen liege. [...] die 
Einigung über Österreich in einem großen Maße zur internationalen Entspannung 
beitragen werde.“91 
 
Nur wenige Tage später, am 22. April 1955, wurde das diplomatische Corps 
neuerlich ins Parlament geladen. Grund war eine Rede Außenminister János 
Boldoczkis. Er äußerte sich weit ausführlicher über Österreich, zumal diese 
zwischenstaatlichen Beziehungen ja in sein Ressort fielen: „[...] Unsere 
Wirtschaftsbeziehungen haben sich gekräftigt, unsere Kultur- und 
Sportbeziehungen verbreitert. Die Durchführung unserer Abkommen über den 
Warenverkehr und die Donauschifffahrt ist erfolgreich im Gange. Im Ergebnis 
unserer gemeinsamen Kraftanstrengungen ist es uns auch schon bisher gelungen, 
mehrere strittige Fragen zu lösen. Von der Regierung der Ungarischen 
Volksrepublik wird die in der vergangenen Woche in Moskau zwischen den 
Regierungen der Sowjetunion und Österreich zustande gekommene Vereinbarung 
freudig begrüßt. Für Österreich erschließt sich damit eine Möglichkeit, seine 
internationale Lage zu festigen. Die erzielte Einigung trägt zur Minderung der 
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internationalen Spannung bei und fördert die Schaffung der europäischen 
Sicherheit. Die Verwirklichung dieser Vereinbarung wird die weitere Entwicklung 
des guten Verhältnisses zwischen Ungarn und Österreich in wirksamer Weise 
fördern.“92 
 
Nachdem nunmehr die neue Regierung installiert worden war, konnte Botschafter 
Braunias Ende des Monats die aufgeschobenen Antrittsbesuche absolvieren. Am 
27. April sprach er bei Ministerpräsident Hegedüs vor und war damit der erste 
Missionschef bei dem erst so kurz amtierenden Politiker. Betreffend den bevor-
stehenden Abschluss des Staatsvertrages meinte Hegedüs: „Dieser schaffe ganz 
neue Möglichkeiten zur Herstellung und Vertiefung freundschaftlicher 
Beziehungen zwischen den beiden Ländern“.93 Er ließ sich daher auch auf die 
Diskussion der noch ungelösten Probleme ein: Sowohl in der Frage der 
Ausreiseerlaubnis für Doppelbürger wie auch der noch ausstehenden 
Vermögensverhandlungen gab er grünes Licht und betonte dabei noch einmal die 
völlig neue Situation durch die Unabhängigkeit und Neutralität Österreichs. Zum 
Schluss nahm das Gespräch noch eine interessante Wendung: Im gemütlichen 
Plauderton sprachen die beiden gerade über Ungarn und seine kulturellen 
Besonderheiten, als Hegedüs seinem Gegenüber einen Besuch in Sopron 
(Ödenburg) wegen der dort befindlichen Kunstschätze vorschlug. Was er dabei 
nicht beachtete, war die streng auferlegte Sperre in diesem grenznahen Gebiet, 
die es den westlichen Diplomaten nicht gestattete, sie zu betreten. Aus 
gegebenem Anlass versicherte er dem österreichischen Gesandten eine baldigst 
bevorstehende Lösung dieses Problems.94  
 
Und tatsächlich arbeitete das ungarische Innenministerium bereits seit März 1955 
an einer neuen Form der Grenzsicherung als Antwort auf die neue 
Nachbarschaftssituation nach Staatsvertragsabschluss. Dazu aber später. 
Vielversprechender hätte der Hinweis jedenfalls nicht sein können. Sopron lag 
schließlich ziemlich unmittelbar an der österreichisch-ungarischen Grenze. Und 
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damit in einer Region, die zu den wichtigsten Sperrzonen des Landes überhaupt 
gehörte! War damit tatsächlich eine Lockerung dieser strengen Grundsätze ge-
meint, gab es dafür sowjetische Weisungen im Hintergrund? 
 
6.5 Österreichischer Staatsvertrag und Warschauer Pakt 
 
6.5.1 Ungarische Reaktionen auf den Abschluss des Österreichischen Staats-
vertrages 
 
Ein Thema, das viele Ungarn im Frühjahr 1955 besonders interessierte, waren die 
laufenden Staatsvertragsverhandlungen. Wie bereits erwähnt, veröffentlichten die 
Zeitungen zahlreiche Leitartikel zu diesem Thema, in denen die 
Sympathiebekundungen für Österreich in seinem Kampf um Freiheit und 
Unabhängigkeit oftmals herzlicher ausfielen, als es in den Parteizeitungen der 
kommunistischen Partei Österreichs der Fall war. Die Entscheidung Bundes-
kanzler Raabs, die Delegation nach Moskau persönlich anzuführen, wurde mit 
Beifall begrüßt, ebenso wie der positive Ausgang dieser Gespräche.95 Ungarn war 
der achte Staat, der die Neutralität Österreichs offiziell anerkannte und lag damit 
vor der Sowjetunion und den anderen Staaten des damaligen „Ostblocks“. Zu 
diesem Zweck wurde eine gemeinsame Erklärung des Staatspräsidenten Dobi mit 
dem Präsidialpräsidenten im Gesetzblatt aufgenommen. Sollten mit dieser 
symbolträchtigen Eile bei der Anerkennung der österreichischen Neutralität die 
Wünsche für ein ähnliches Modell in Ungarn kommuniziert werden?96 
 
Die Erklärung dafür ist naheliegend: Sollte die Sowjetunion dem Staatsvertrag 
zustimmen, musste sie ihre Besatzungszone in Österreich aufgeben und folglich 
die dort stationierten Truppen abziehen. In Folge dessen wäre auch die letzte 
Legitimation erloschen, die seit dem Pariser Friedensvertrag von 1947 in Ungarn 
als „Reserveeinheiten“ für die österreichische Besatzungszone stationierten 
Soldaten weiterhin dort zu belassen. Der Abzug der Roten Armee wurde in der 
ungarischen Bevölkerung als Befreiung wahrgenommen. Nicht so jedoch von 
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Seiten der Politik, die öffentlich einen Abzug der sowjetischen Truppen nicht 
einmal nur in Erwägung zog. Die Sowjetunion selbst sicherte sich ihre militärische 
Präsenz in Ungarn und allen anderen „Bruderstaaten“ allerdings noch vor 
Unterzeichnung des Österreichischen Staatsvertrages mittels des Warschauer 
Paktes auch für die weitere Zukunft ab.97  
 
Zu Beginn der 50er Jahre befanden sich vier sowjetische Divisionen in Ungarn: 
Zwei Artilleriedivisionen, welche zur Sicherung der Hauptverkehrsstraßen 
eingesetzt wurden, sowie eine Jagdflieger- und eine Jagdbomberdivision, deren 
Aufenthalt in Ungarn nur mehr schwierig zu rechtfertigen war.98 Jedoch ließen die 
Bestimmungen der Pariser Friedensverträge für die Sowjetunion genügend 
Spielraum, die Stärke der „Reservearmee“ in Ungarn selbst zu bestimmen. Ein 
Privileg, das sie voll ausnützte. 
 
Was der österreichische Staatsvertrag aber ganz unmittelbar für die ungarische 
Bevölkerung hatte leisten können, war, dass er Hoffnung auf ein Ende der 
Besatzung nach dem 2. Weltkrieg und der damit verbundene Abzug der Truppen 
gab. Ein Land hatte es geschafft, Österreich war frei. Die Menschen konnten 
daraus zumindest den Mut für ein „Weiter“ schöpfen, wie es sich auch nur knapp 
eineinhalb Jahre später zeigen sollte: Zu den Forderungen der Demonstranten im 
Oktober 1956 gehörte ganz wesentlich der Rückzug fremder Soldaten aus den 
besetzten Gebieten. Neben dieser Aussicht auf Selbstständigkeit und Freiheit, 
brachte das österreichische Beispiel noch die Frage nach „Neutralität“ auf. Sie 
erschien der Regierung Nagy im Herbst 1956 als die geeignete Möglichkeit, sich 
vom Warschauer Pakt zu lösen und den Sowjettruppen ihre Legitimität auf 
ungarischem Territorium zu entziehen. In Anlehnung an das österreichische, also 
ursprünglich das schweizerische, Modell der Neutralität, würde auch die 
ungarische Neutralität einen Anschluss an westliche Bündnisse verhindern.99  
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Was aber war passiert? Nur einen Tag vor der Unterzeichnung des 
Österreichischen Staatsvertrages wurde das Ende der ungarischen Hoffnungen 
besiegelt: Am 14. Mai 1955 wurde der Warschauer Pakt unterzeichnet, der vor 
allem eine Antwort auf den NATO-Beitritt Westdeutschlands darstellte. Unter 
anderem legitimierte er die Stationierung sowjetischer Truppen in den 
Satellitenstaaten unter dem Vorwand der Schutzmachtstellung gegenüber 
feindlichen Angriffen aus dem Westen. Das war dann auch das entscheidende 
Moment für die Lage in Ungarn, die Sowjettruppen durften nun doch bleiben.100  
 
6.5.2 Exkurs: Sowjetische Außenpolitik und die Neutralität 
 
Die Rolle der Neutralität in der sowjetischen Außenpolitik der 1950er Jahre wird im 
Zuge der Verhandlungen mit den Westmächten über die Zukunft Österreichs und 
Deutschlands nach dem 2. Weltkrieg erkennbar. Die „Schicksale“ der beiden 
Länder wurden nicht nur einmal quasi gegeneinander ausgespielt. Es kam 
genauer gesagt mehrfach zu einer Verschiebung des Staatsvertragsabschlusses 
für Österreich, weil die Zukunft Deutschlands noch nicht hinlänglich geklärt war. 
Mit dem Ziel vor allem Deutschland außerhalb des NATO-Bündnisses als 
neutralen Staat zu etablieren, war die Sowjetunion auch zu einigen 
Zugeständnissen bereit. Von den westlichen Alliierten wurde der Vorschlag der 
Neutralität für beide Staaten zunächst abgelehnt, weil sie nicht zuletzt 
befürchteten, es könnte sich daraus im Laufe der Zeit doch eine Hinwendung in 
Richtung Sowjetunion entwickeln. Dabei spielte ein grundlegend unterschiedliches 
Verständnis von staatlicher Neutralität eine wichtige Rolle; im Sinne der 
Sowjetunion und ihrer Verbündeten hätte sich der betreffende Staat in Form einer 
„aktiven Neutralität“ um den Weltfrieden zu unterstützen auf die Seite der „Guten“, 
sprich ihrer eigenen, schlagen müssen.101 Um diese Möglichkeit auszuschließen, 
einigten sich die vier Alliierten im Fall Österreichs schließlich auf eine „Neutralität 
nach schweizerischem Modell“. Damit sollte der Gefahr eines Bündnisses in jeder 
Hinsicht entgegnet werden. 
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In der Zeit zwischen 1945 und 1954 gab es nun mehrere Versuche seitens der 
Alliierten die noch ungewisse Zukunft der beiden von ihnen besetzten Staaten, 
Österreich und Deutschland, einer Lösung zuzuführen. Die Verhandlungen 
scheiterten allerdings immer wieder, ein wichtiger Hinderungsgrund dabei war die 
konsequente Vernetzung der beiden. Ein frühes Beispiel dafür sind die ersten 
Nationalratswahlen in Österreich, die am 25. November 1945 – noch lange vor 
den ersten deutschen Wahlen 1946/1947 – stattfanden. Stimmenstärkste Fraktion 
wurde damals die Volkspartei (ÖVP) unter Leopold Figl, zweite die 
Sozialdemokratische Partei (SPÖ) unter Karl Renner. Entgegen der sowjetischen 
Erwartungen blieb die Kommunistische Partei (KPÖ) mit nur 5,41% der 
abgegebenen Stimmen deutlich hinten. Dieses schlechte Ergebnis, es wird 
rückblickend als das „Österreichtrauma“ der Sowjetunion bezeichnet, sollte 
erheblichen Einfluss auf die sowjetische Politik in ihrer deutschen Besatzungszone 
haben: Hier kam es im April 1946 zur Fusionierung von Kommunisten (KPD) und 
Sozialdemokraten (SPD) zur Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
(SED).102 Ende 1947 sollte sich in Ungarn, wie ja bereits erwähnt, nach dem 
dortigen Wahldebakel der kommunistischen Partei eine ähnliche Vorgehensweise 
wie in Deutschland etablieren.  
 
Die Vereinigten Staaten hatten sich für die bevorstehende Außen-
ministerkonferenz in Paris im Frühjahr 1946 entschieden, einen Vertragsentwurf 
für Österreich auszuarbeiten und zur Diskussion zu stellen. Moskau lehnte dies 
jedoch noch vor Konferenzbeginn im April 1946 ab: Zum Einen sei die 
Tagesordnung für das Treffen in Paris bereits zu umfangreich und zum Anderen 
habe man – im Gegensatz zu London und Paris - den besagten Vorschlag noch 
nicht zur Einsicht erhalten.103 Schwerwiegender noch war die Kritik des sowjet-
ischen Außenministers Molotow, dass die Entnazifizierung und –militarisierung in 
den Westzonen Österreichs und Deutschlands noch zu mangelhaft durchgeführt 
worden wäre.104 Das besondere US-amerikanische Interesse an einer baldigen 
Österreich-Lösung damals lag nicht nur an dem Wunsch, die eigene Besatzung zu 
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beenden, sondern auch daran, die sowjetischen Truppen in weiterer Folge zu 
einem Rückzug aus Ungarn und Rumänien zu zwingen. Die sich ausdehnende 
Sowjetmacht sollte so bald wie möglich aus Zentraleuropa verdrängt werden. Es 
sollte aber nicht gelingen, die Vereinigten Staaten mussten in Paris der 
„Übergangslösung: Zweites Kontrollabkommen“ für Österreich zustimmen.105 
 
Aufgrund dieser „Patt-Situation“ wurde die Diskussion erst auf der nächsten 
Sitzung im Winter 1946 in New York weitergeführt. Bis dahin hatte sich das 
politische Klima allerdings noch weiter abgekühlt. Die Beratung über Deutschland 
und Österreich wurde neuerlich vertagt, auf eine weitere Konferenz im Frühjahr 
1947 in Moskau. Zu dieser Zeit war der Kalte Krieg voll ausgebrochen, und eine 
Einigung erschien bereits vor den Verhandlungen unmöglich. Mit ein Grund dafür 
war die am 12. März 1947 eröffnete „Truman-Doktrin“, quasi ein Hilfsangebot der 
Vereinigten Staaten an die von Sowjetunion und Kommunismus bedrängten 
Kleinstaaten. Auch Österreich und Deutschland waren hier wohl indirekt 
miteinbezogen. Ein weiterer Zankapfel waren die Vorbereitungen zum Marshall 
Plan, den die Sowjetunion für sich und ihre Verbündeten als „Einmischung in 
innereuropäische Angelegenheiten“ strikt ablehnte.106 Österreich betreffend 
standen in Moskau zwei Aspekte im Zentrum der Verhandlungen: die sowjetisch 
unterstützten, jugoslawischen Gebietsforderungen in Kärnten und der Steiermark 
sowie das sowjetische Interesse am „deutschen Eigentum“ im Osten des 
Landes.107 Erneut forderten die Vereinigten Staaten, gemeinsam mit Frankreich, 
die Unabhängigkeit Österreichs, die Sowjetunion lehnte jedoch ab. In Anlehnung 
an die Möglichkeit einer mit Deutschland vergleichbaren Teilung insistierten die 
Westmächte zunächst nicht weiter darauf. Enttäuscht resümierte der öster-
reichische Außenminister Karl Gruber: „Der Schatten der deutschen Frage ist auf 
Österreich gefallen“.108   
 
1948 hatte sich das Blatt gewendet, nunmehr sah es so aus, als würde die Sowjet-
union auf den Vertrag eingehen. Im Frühjahr machte sie daher einige 
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Konzessionen zu ihren früheren Forderungen, die jedoch zu spät kamen: Die 
Westalliierten wollten nicht mehr einlenken. Einer der Hauptgründe dafür war der 
kommunistische Umsturz in Prag am 27. Februar 1948. Die scheinbar nicht 
aufzuhaltende sowjetische Expansion brachte alte Kriegsbefürchtungen zurück. 
Auch das Angebot Stalins eines finnisch-sowjetischen Freundschaftsvertrages 
trug zur allgemeinen Beunruhigung im Westen bei. Was bedeutete das für 
Österreich? Der britische Botschafter in Moskau, Maurice Peterson, fasste 
zusammen: „Es sieht ganz so aus, als ob nach Finnland Österreich (zusammen 
mit Italien) das nächste Land ist, auf das sich die Sowjets konzentrieren 
werden“.109 Die Reaktion Westeuropas ließ nicht lange auf sich warten: Im 
Brüsseler Pakt vom 17. März 1948 schlossen sich Großbritannien, Frankreich und 
die drei Beneluxstaaten zu einem Beratungsgremium zusammen, zur gleichen Zeit 
begannen mit den USA Gespräche, die zur Gründung der NATO 1949 führen 
sollten. Auch in Wien machte sich die Angst vor einer sowjetischen Übernahme 
breit, der Wunsch nach einem Abzug aller, also auch der westlichen, 
Besatzungstruppen schwand merklich. Im Mai 1948 endeten die interalliierten 
Verhandlungen, im Juni begann die Berlinblockade. Ebenfalls im Sommer wurde 
Österreich in geheimer Mission durch die USA und Großbritannien langsam 
wieder bewaffnet. Im September 1948 hielt der amerikanische Botschafter in 
Moskau, Walter Bedell Smith fest, dass eine Aufgabe Berlins nicht nur eine 
Katastrophe für Westeuropa im Allgemeinen sondern ganz explizit „auch ein 
schlechtes Omen für die Wiener sein wird, die möglicherweise als nächstes dran 
sind.“110 Die enge Verbindung Wien-Berlin seitens der vier Alliierten bestand 
sichtbar weiterhin. 
 
Bedrängt durch die Vorbereitungen der NATO hatte es im Juni 1949 kurzfristig 
den Anschein, als ob der Abschluss eines österreichischen Staatsvertrages in 
Reichweite gerückt wäre: Der neue sowjetische Außenminister Andrej Wyschinskij 
ließ auf der Außenministerkonferenz in Paris die Unterstützung für Jugoslawien in 
dessen Forderungen gegenüber Österreich fallen und versicherte seinem 
amerikanischen Kollegen Dean Acheson, „er habe keinen Wunsch, den Abschluss 
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des österreichischen Vertrages zu verzögern“.111 Als Konsequenz für ihre 
Jugoslawien-Entscheidung erfuhr die Sowjetunion ein Entgegenkommen der 
westlichen Alliierten bezüglich des „deutschen Eigentums“. Stalin hatte damit 
durch Wyschinskij in Paris klar signalisiert, er wäre mit einem Abschluss der 
„Österreich-Frage“ einverstanden. Gründe dafür waren einerseits wirtschaftliche 
Notwendigkeiten, andererseits der Versuch dadurch ein Einlenken der 
Westmächte in Bezug auf Deutschland und die NATO zu erreichen.112 Als Folge 
dieser Verhandlungen der vier alliierten Außenminister im Frühsommer in Paris 
entstand ein heftiger inneramerikanischer Konflikt zwischen State Departement 
und Pentagon. Nachdem der Konflikt vor Präsident Truman gebracht worden war, 
entschloss sich dieser erst am 26. Oktober 1949 zu einer Reaktion.113 Er 
entschied sich für den Vertragsabschluss im Hinblick auf den damit verbundenen 
Rückzug sowjetischer Streitkräfte aus Österreich und anderer möglicher 
politischer Vorteile, jedoch kam dies wiederum zu spät. Im Herbst 1949 war Stalin 
nicht mehr an einem Vertragsabschluss interessiert, die Entwicklungen seit dem 
Sommer hatten seine Meinung geändert: Die Gründung der BRD, die Zündung der 
ersten sowjetischen Atombombe am 29. August sowie die Ausrufung der 
Volksrepublik China durch Mao Tse-Tung.114 
 
Im März 1952 legten die Westmächte den sogenannten „Kurzvertrag“ vor, der für 
Österreich die Möglichkeit der Wiedererlangung der vollen Souveränität vorsah, 
allerdings unter der Bedingung des Verzichts der Sowjetunion auf das „deutsche 
Eigentum“ - eine Klausel, die von Moskau nicht akzeptiert wurde. Das primäre 
sowjetische Interesse in dieser Phase des Kalten Krieges hielt der amerikanische 
Botschafter in Moskau, George F. Kennan, folgendermaßen fest: „Für die Sowjets 
ist Österreich eine Trumpfkarte, die sie möglicherweise erst ausspielen werden, 
wenn die Lösung der deutschen Frage definitiv ansteht.“115 Dennoch, mit dem 
Jahr 1952 kam Bewegung in die Auseinandersetzung um Österreich und zwar mit 
dem Aspekt der Neutralität. Im September 1952 berichtete die österreichische 
Botschaft in Washington von zwei Gesprächen zwischen Legationsrat Platzer und 
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dem sowjetischen Botschaftsrat Grigorev. Dieser plädierte für ein Ende der 
Besetzung Österreichs  unter der Voraussetzung „Österreich solle sich auch 
später nicht durch andere beschützen lassen“ und empfahl daher als 
Zukunftslösung für Österreich eine „strikte Neutralitätspolitik ähnlich Schweden, 
Schweiz“.116 
 
Das wahre „Tauwetter“ begann allerdings erst 1953, nach Stalins Tod. In den 
österreichischen Bemühungen tat sich nunmehr der neue Bundeskanzler Julius 
Raab besonders hervor. Zunächst versuchte Wien die Botschaft nach Moskau zu 
übermitteln, dass man nicht gedenke der NATO, beizutreten sondern eine 
militärische Neutralität anstrebe. Von amerikanischer und britischer Seite fand 
diese Feststellung keine Zustimmung, einerseits weil damit ein Bündnispartner 
und ein strategisch wichtiger NATO-Stützpunkt verloren gehen würde und 
andererseits aus der Sorge, die Neutralität Österreichs könnte einen Präzedenzfall 
für Deutschland ergeben. Von sowjetischer Seite wiederum wurde die Festlegung 
der österreichischen Neutralität im Staatsvertrag gefordert. Auf der 
Außenministerkonferenz im Februar 1954 in Berlin wurde abermals keine Einigung 
gefunden. Allerdings, am Rande der Konferenzgespräche signalisierte der 
amerikanische Außenminister Dulles gegenüber seinem sowjetischen Kollegen, 
dass eine Neutralität nach „schweizerischem Modell“ für Österreich von den 
Vereinigten Staaten akzeptiert werden würde.117  
 
Der „große Knall“ folgte im Herbst 1954. Im Rahmen der Pariser Verträge wurde 
seitens der Westmächte der Beitritt Westdeutschlands zur NATO beschlossen. 
Die folgende Zeit war geprägt von Versuchen der Sowjetunion, die Ratifizierung 
dieser Verträge zu verhindern, sowohl mittels Drohungen als auch 
Kompensationsangeboten.  Bei der um einen Monat vorgezogenen Sitzung des 
Obersten Sowjets am 8. Februar 1955 präsentierte Molotow Lösungsvorschläge 
für die Zukunft Österreichs. Er verlangte neuerlich die Festlegung der Neutralität 
und die Einberufung einer neuerlichen Viermächte-Konferenz zur Klärung. Die 
Westmächte erkannten damals nicht, dass er es ernst meinte und die Möglichkeit 
einer Österreich-Lösung  - unabhängig von der deutschen Frage - anbot. Auch in 
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Österreich war man der Ansicht, dass es sich um eine propagandawirksame Rede 
gehandelt hätte und die Sowjetunion einem Staatsvertrag nur unter gleichzeitiger 
Neutralisierung Deutschlands zustimmen würde.118 
 
Am 25. Februar empfing Molotow den österreichischen Botschafter in Moskau, 
Norbert Bischoff. Er betonte, dass es für die Sowjetunion nunmehr die Möglichkeit 
eines positiven Abschlusses für Österreich gäbe, auch wenn die deutsche Frage 
noch nicht gelöst war. Im Zentrum des sowjetischen Interesses stand die 
Verhinderung eines neuerlichen Anschlusses Österreichs an Deutschland. Die 
beiden trennten sich mit der Vereinbarung, dass Konzepte für eine solche Lösung 
vorzubereiten sind. Aus dem sowjetischen Außenministerium erhielt Bischoff 
wenige Tage später die Information, dass das Neutralitäts-Modell angestrebt 
werde; vergleichbar mit dem Schwedens, Finnlands, der Schweiz und 
Jugoslawien. Beim nächsten Treffen Bischoffs und Molotows am 14. März 1955 
stand erneut die Gefahr eines Anschlusses im Mittelpunkt der Diskussion. Die drei 
westlichen Alliierten zeigten sich über die bilateralen Verhandlungen zwischen 
Österreich und der Sowjetunion wenig erfreut; sie hatten derlei Kontakte seit 
Kriegsende vielmehr zu verhindern versucht. Als sie nun im März 1955 von den 
Ergebnissen dieser Gespräche erfuhren, reagierten sie abweisend. In London 
etwa war man davon überzeugt, dass die Sowjets keinen Abschluss eines 
Staatsvertrages wollten, der für den Westen akzeptabel sei: „Die Russen wollen 
keinen Staatsvertrag; von Zeit zu Zeit bauen sie lediglich Propanz [Gespenst] 
auf“.119 Dennoch begannen sich die Sowjets damals in ihrer Außenpolitik auf 
Lösungen nach Abschluss der Pariser Verträge einzustellen, um dem Westen 
zumindest den Zugriff auf Westösterreich zu versperren und die Remilitarisierung 
Westdeutschlands zu erschweren.  
 
Am 24. März 1955 machte Molotow neuerlich den Vorschlag, die Österreichfrage 
separiert auf einer Viermächtekonferenz zu besprechen. Gleichzeitig bat er 
Bundeskanzler Raab und andere Mitglieder der österreichischen Regierung nach 
Moskau. Diese beiden sowjetischen Angebote lösten international Unruhe aus: 
Hatte man in Moskau tatsächlich die österreichische von der deutschen Frage 
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getrennt, oder aber: „Sagen die Sowjets Österreich und meinen Deutschland?“120 
Als jedoch Bundeskanzler Raab, gemeinsam mit Vizekanzler Schärf, 
Außenminister Figl und Staatssekretär Kreisky im April 1955 in Moskau weilte, 
wurde tatsächlich der Durchbruch für den Staatsvertrag geschafft. Molotow hob 
dabei die Neutralität als einzigen Garant für die Verhinderung eines neuerlichen 
Anschlusses oder eines Beitritts zur NATO klar hervor. Um die verbliebenen 
Bedenken der Westmächte auszuräumen wurde das „schweizerische 
Neutralitätsmodell“ gewählt, die westlichen Alliierten blieben allerdings skeptisch. 
Nachdem die österreichische Delegation wieder zuhause angelangt war, schienen 
die Medien der Sowjetunion und der DDR diese Vorbehalte noch zu bestätigen: 
Sie betonten, dass das, was für Österreich in nur wenigen Wochen möglich war, 
auch für Deutschland möglich sein könnte. Meinte die Sowjetunion also jetzt doch 
wieder Deutschland? Der Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU im Bundestag, 
Heinrich Krone, hielt in seinem politischen Tagebuch fest: „Moskau will 
klarmachen, dass, wer mit den Russen verhandelt, auch zu einem Ergebnis 
kommt, dass man aber die Macht spüren werde, wenn man den Weg nach 
Moskau ablehnt“.121 Für Adenauer jedoch kam eine Neutralisierung Deutschlands 
keinesfalls in Frage. Seine deutliche Westorientierung allerdings kann, wenn man 
so will, auch als eine Art „treibende Kraft“ für den Österreichischen Staatsvertrag 
angesehen werden. 
 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Schicksale Österreichs und 
Deutschlands nach Kriegsende wohl über viele Jahre hinweg miteinander in 
Verbindung gebracht und gegeneinander ausgespielt wurden. Es ist anzunehmen, 
dass die Bemühungen der Sowjetunion um Österreich mit dem Beginn der 
„Tauwetter-Periode“ 1953 zumindest auch eine Symbolwirkung in Richtung 
Deutschland und den Westmächten haben sollten. Daraus folgt weiters, dass auch 
die von Ungarn ausgehenden Bestrebungen in Richtung dem österreichischen 
Nachbarland starke sowjetische Rückendeckung hatten. Und es ist vorstellbar, 
dass die verstärkten Bemühungen ungarischer Politiker um „gutnachbarliche 
Beziehungen“ seit Winter 1954 zumindest auch in Verbindung mit der NATO-
Einladung der Westmächte an Westdeutschland zu sehen sind. Wenn auch 
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seitens der Sowjetunion bis 1955 Versuche unternommen wurden, den NATO-
Beitritt Westdeutschlands noch abzulenken – so etwa über Verhandlungsangebote 
in der österreichischen Frage und den Vorschlag der Neutralität – mussten die 
Nachkriegsschicksale der beiden Staaten in dieser Zeit langsam von einander 
getrennt und unabhängig gemacht werden. Nach dem erfolgten NATO-Beitritt 
Westdeutschlands wurde der außenpolitische Fokus der Sowjetunion endgültig 
verschoben, was zur Folge hatte, dass der politische Vergleich zwischen 
Österreich und Deutschland zugunsten Österreichs entschieden wurde und der 
Staatsvertragsabschluss folgen konnte. Das militärstrategische Interesse der 
Sowjetunion konzentrierte sich nunmehr auf die Trennung der NATO-Staaten 
Deutschlands und Italiens durch einen neutralen Schutzgürtel Schweiz-Österreich. 
Womöglich verfolgte die Sowjetunion ohnehin den – größer angelegten – 
Sicherheitsplan, einen „Schutzgürtel“ aus neutralen Staaten um die eigene Macht- 
und Einflusssphäre zu erwirken, um sich dadurch noch mehr gegenüber den 
NATO-Mitgliedsstaaten abzusichern. Diese Pro-Neutralitäts-Politik der 
Sowjetunion dürfte auch ein nicht unwesentlicher Urheber für den Entschluss zur 
Räumung der Grenzsperren entlang der österreichisch-ungarischen Grenze sowie 
die weiteren Erleichterungen im bilateralen Verhältnis der beiden Staaten 
gewesen sein. Dabei bot sich ihr gleichzeitig auch die Gelegenheit, ein öffentlich 
wirksames Zeichen für ihren außenpolitischen Weg zu setzen. Bezeichnend ist in 
diesem Sinne auch, dass 1956, nachdem die Abbauarbeiten an der 
österreichisch-ungarischen und ungarisch-jugoslawischen Grenze bereits im 
Gange waren, auch Anstrengungen für den Abbau der technischen Sperren an 
der tschechoslowakisch-österreichischen Grenze unternommen wurden.  
 
6.6 Das Politbüro plant eine Verstärkung des Schutzes entlang der West-
grenze  
 
Ende April 1955 hatte Parteichef Mátyás Rákosi im Rahmen einer Politbüro-
Sitzung darauf hingewiesen, dass der Abschluss des österreichischen Staats-
vertrages einige Veränderungen auf politischem, wirtschaftlichem und mili-
tärischem Gebiet mit sich bringen werde, auf die man vorbereitet sein müsse. Er 
forderte daher die betroffenen Fachminister dazu auf, entsprechende Konzepte 
auszuarbeiten.  
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Am 31. Mai legte Innenminister László Piros dem Politbüro seinen Bericht über die 
notwendige Verstärkung des Grenzschutzes entlang der Westgrenze vor. Der 
Meinung des Innenministeriums nach müsse unter anderem mit einer verstärkten 
Tätigkeit „imperialistischer Nachrichtendienste“ über die Westgrenze gerechnet 
werden. Der Grenzschutz sei daher dringend personell zu verstärken – 
mindestens um 1000 Mann - sowie die „politische und moralische Einstellung“ der 
Wachsoldaten zu verbessern. Im Laufe der ersten Jahreshälfte - bedingt durch die 
unklare politische Lage Ungarns - hatten sich zudem die Versuche des „illegalen 
Grenzübertritts“ zahlenmäßig wieder gesteigert.122  
 
Im Gegensatz zu vielen anderen Spitzenpolitikern Ungarns wurde er nach der 
Absetzung Imre Nagys als Ministerpräsident - zu diesem Zeitpunkt war Piros noch 
nicht Mitglied des Politbüros - im Amt belassen. Er hatte es bereits seit dem 
Sommer 1953 inne. Die Erklärung dafür liegt außerhalb Ungarns, denn auch noch 
Mitte der 50er Jahre unterstand die Besetzung des Innenministeriums – und damit 
des Vorsitzes über Polizei und Staatssicherheit - den Moskauer Entscheidungs-
trägern.123  
 
Zwei Wochen später legte das Außenministerium ein 22-Punkte-Konzept vor, das 
eine Verbesserung und Vertiefung der bilateralen Beziehungen zu Österreich zur 
Folge haben sollte. Vieles davon war bereits Teil der Verhandlungen des 
vorhergehenden Jahres gewesen. Nunmehr sollte eine Überprüfung aller zwi-
schen den beiden Ländern noch anhängigen Angelegenheiten (Doppelstaats-
bürgerschaften, Ausreisen, Gnadengesuche) folgen sowie die möglichst rasche 
Erledigung der begründeten Fälle. Außerdem sollten alle bilateralen Verträge aus 
der Zwischenkriegszeit kontrolliert und, wenn nötig, erneuert werden. Das Außen-
ministerium trat weiters für einen Ausbau des Warenverkehrs zwischen den 
beiden Ländern ein sowie für die Wiedereinführung der Flugverbindung Budapest-
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Wien. Für die Bevölkerung der wohl interessanteste Punkt in diesem Konzept war 
die Planung der Wiedereröffnung der Grenzübergänge bei Strem und Lutz-
mannsburg. 124  
 
Nachdem diese Pläne von der Partei gesichtet worden waren, entschloss sich das 
Politbüro bei seiner Sitzung im Juli 1955, den Vorschlägen nachzukommen. Für 
die Verbesserung der Situation an der westlichen und südlichen Landesgrenze 
hatte das Innenministerium gemeinsam mit der Kommandantur der Grenzschutz-
truppen entsprechende Maßnahmen vorzubereiten. Diese Arbeiten dauerten 
beinahe ein Jahr. Am 18. Mai 1956 legte Innenminister László Piros dem Politbüro 
der MDP seine Vorschläge für den Schutz der österreichisch-ungarischen Grenze 
vor.125 
 
Die ersten Auswirkungen des Abzuges der Sowjettruppen aus Österreich zeigten 
sich in Ungarn bereits im Mai 1955. Die verlegten Einheiten wurden nun in Ungarn 
untergebracht, wobei in den grenznah liegenden Dörfern die Bevölkerung dazu 
angehalten wurde, für die Soldaten Quartiere zu schaffen und bei der 
Lebensmittelversorgung behilflich zu sein. Vor allem jene Sowjetsoldaten, welche 
südlich der Donau um den Stützpunkt Steinamanger stationiert gewesen waren, 
wurden nach Ungarn gebracht. Ende Mai gab es daher schon vielerorts wieder 
einen derartigen Versorgungsengpass, dass sich die Menschen nicht mehr nur um 
Fleisch, sondern auch wieder um Brot anstellen mussten. Gemeinsam mit den 
Soldaten kamen auch einige österreichische kommunistische Familien, die sich in 
Ungarn niederlassen wollten. Für sie war sogar eine eigene deutsche Schule im 
Gespräch, da sie in der Region um die Stadt Raab die deutschsprachige 
Minderheit zahlenmäßig enorm verstärkten.126  
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Die Umquartierung der sowjetischen Soldaten und der Versorgungsbefehl machte 
die Lage nur noch prekärer. Ende Juni 1955 kam es zu einer bewaffneten 
Auseinandersetzung zwischen ungarischen und sowjetischen Truppen, die gerade 
neu nach Ungarn gekommen waren. Nachdem diese ihre ungarischen Kameraden 
dazu aufgefordert hatten, ihnen die vorhandene Verpflegung sofort 
auszuhändigen, stießen sie auf heftigen Widerstand, eine tatkräftige 
Auseinandersetzung mit Waffeneinsatz war die Folge.127 
 
In der ungarischen Bevölkerung wuchs in dieser Zeit die ablehnende Haltung 
gegenüber der Sowjetunion weiter. Immer öfter traute sich jemand öffentlich die 
Hoffnung zu äußern, dass die Genfer Verhandlungen der vier Siegermächte des 2. 
Weltkrieges vom 18. bis 23. Juli 1955 ein Erfolg würden. Die Ungarn rechneten 
sich darausfolgend die Chance aus, selbst einmal unabhängig werden zu können.  
 
6.7 Keine weitere Verbesserung der österreichisch-ungarischen Bezieh-
ungen ohne Abbau des Eisernen Vorhangs 
  
Wenn der Österreichische Staatsvertrag auch die Hoffnungen vieler Ungarn nach 
einem Abzug der Sowjettruppen nicht hatte erfüllen können, so brachte er doch 
zumindest einen Aufschwung in den Verhandlungen um bessere nachbarschaft-
liche Beziehungen mit sich. Nur fünf Tage nach den historischen Stunden im 
Wiener Belvedere traf der Gesandte Braunias mit dem Ersten Stellvertreter des 
ungarischen Außenministers, Endre Sík, zusammen. Nachdem ja bereits seit über 
einem Jahr führende ungarische Politiker wiederholt das Interesse an einer 
Verbesserung bilateraler Kontakte bekundet hatten, sollten nunmehr Worte in die 
Tat umgesetzt und Detailfragen angegangen werden. Die Themen die im Zuge 
dieser Unterredung Ende Mai zur Sprache kamen, waren nicht neu, vielmehr 
hatten sie in den vergangenen Monaten die Gespräche mit den ungarischen 
Politikern dominiert: Da war einerseits die Frage der Ausreiseerlaubnis für 
österreichische und österreichisch-ungarische Staatsbürger sowie andererseits die 
Frage nach der Entschädigung österreichischen Eigentums. Hinzu kam anhand 
eines konkreten Beispiels, die untragbare Grenzsituation.  
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In Bezug auf die Ausreiseerlaubnis wusste Braunias einige konkrete Beispiele 
anzuführen, die auf österreichischer Seite auf einige Verwunderung stießen. 
Aktenkundig war beispielsweise der Fall einer Frau, die nach jahrelangen 
Bemühungen aus der ungarischen Staatsbürgerschaft entlassen worden war. Ent-
gegen den Erwartungen hatte sie bislang dennoch keine Ausreisegenehmigung 
erhalten. Andere Fälle wiederum zeigten, dass auch bei vorhandener 
Ausreisegenehmigung weitere bürokratische Umwege die Menschen zum Bleiben 
zwangen. Sík versprach, mit den entsprechenden Behörden in Kontakt zu 
treten.128 War das ein Zeichen für einen ersten Erfolg gewesen? Die ungarischen 
Entscheidungsgremien dürften sich damals selbst noch nicht genau im Klaren 
über die weitere Vorgehensweise gewesen sein. Angesichts der noch unklaren 
neuen Nachbarschaftssituation wurden keine „voreiligen“ Entscheidungen ge-
troffen. Gerade die Grenzfrage und eine mögliche Ausreiseerlaubnis gehörten zu 
den besonders kritischen Themen. Inwieweit kann beispielsweise die Visapraxis 
noch erleichtert, dem westlichen Nachbar getraut werden und vor allem, wie 
handelt die Sowjetunion in der neuen Situation? 
 
Auch die Grenzsituation war Teil des Gesprächs zwischen Braunias und Sík am 
20. Mai 1955. Wie so oft hatte Braunias von Wien den Auftrag erhalten, wegen 
eines Grenzzwischenfalls bei der ungarischen Regierung Protest einzulegen. Als 
er Sík die entsprechende Note überreichte, gab er „der Hoffnung Ausdruck, dass 
dies wohl der letzte Schritt dieser Art sein möge, da die Erklärungen der 
zuständigen ungarischen Staatsmänner [Rákosi, Hegedüs und Boldoczki] über die 
Schaffung gutnachbarlicher Beziehungen zu Österreich sich in erster Linie so 
auswirken müssten, dass an der Grenze die Schießereien aufhörten.“129  
 
Sík stimmte auch an dieser Stelle zu und versprach, dass von ungarischer Seite 
alle Anstrengungen unternommen werden würden, derlei Vorfälle in Zukunft zu 
verhindern. Diese Zustimmung nahm Braunias zum Anlass, um die Situation an 
der Grenze ausführlicher zur Sprache zu bringen. Zum ersten Mal machte er in 
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einem Gespräch mit einem ungarischen Funktionsträger deutlich, dass eine 
Weiterführung der „gutnachbarlichen Beziehungen“ - wie es in den Reden der 
Spitzenpolitiker besonders in den vorangegangenen Wochen so oft angesprochen 
worden war - nur möglich sein werde, wenn sich die Situation an der Grenze 
bessert. Diese „hermetische Abriegelung“, wie er es bezeichnete, könne nicht 
mehr mit dem Vorhaben des gegenseitigen Austausches auf politischer und 
kultureller Ebene vereint werden. Die bereits erfolgten Reformen und 
Erleichterungen bei der Visavergabe hatten der Grenzsituation zwar bereits etwas 
an Schrecken genommen, doch waren sie nur „ein Tropfen auf den heißen Stein“. 
Braunias kritisierte, dass zwischen den beiden Ländern, die einander offenbar 
freundschaftlich gesinnt waren, nur ein Grenzübergang [Hegyeshalom – Straß-
Sommerein] – sowohl im Straßen- als auch im Bahnverkehr - geöffnet war. 
Aufzuheben sei auch die rigide kontrollierte Sperrzone entlang der Grenze 
gewesen, die für westliche Diplomaten ein Zutrittsverbot für ein Gebiet von 200 
Kilometern Breite bedeutete. Dem österreichischen Gesandten war aus diesem 
Grund etwa ein Besuch der ehemalig burgenländischen Gemeinden, inklusive der 
alten Hauptstadt Ödenburg (Sopron), nicht möglich.130 Noch einmal musste Sík 
hier sein Gegenüber hinhalten, er wusste zu diesem Zeitpunkt offensichtlich selbst 
noch nicht, wie es weitergehen würde.  
 
Eine positive Wendung brachte Ende Juni die Entscheidung zur Wiederaufnahme 
der 1953 abgebrochenen ungarisch-österreichischen Vermögensverhandlungen. 
Bei der Aufstellung der ungarischen Delegation, welche die Verhandlungen führen 
sollte, wurde klar, dass das Angebot ernst gemeint war: Niemand geringerer als 
der politisch anscheinend bereits außerhalb seines außenpolitischen Ressorts 
hoch angesehene Endre Sík, wurde als Leiter eingestellt. Damit sollte ein weiterer 
wichtiger Schritt zu einer Verbesserung des österreichisch-ungarischen 
Verhältnisses getan werden: Die Überwindung einer der großen Barrieren in der 
Beziehung der beiden Länder wurde somit endlich in Angriff genommen. Bei 
dieser Entscheidung handelte es sich um eine der ersten sichtbaren Reaktionen 
auf die Unterzeichnung des Staatsvertrages, da die „Unmündigkeit“, also die 
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fehlende Selbstständigkeit Österreichs, bis dahin immer als Grund für das 
Aussetzen der Vermögensverhandlungen genannt worden war.131 
 
Der nächste entscheidende Schritt folgte Anfang Juli und betraf die Regelung der 
Sperrzonen für die westliche Diplomatie. Das Land Ungarn wurde auf diese Weise 
in drei Teile gegliedert: Die Pester Seite der Hauptstadt Budapest, östlich der 
Donau, wurde zur „Freien Zone“ erklärt, der Großteil des Landes aber – mit nur 
wenigen weiteren Ausnahmen – durfte nur mittels einer eigenen Bewilligung 
betreten werden. Die absoluten Sperrgebiete erstreckten sich vor allem in einem 
breiten Streifen entlang der Landesgrenzen. Nur in Richtung Rumänien und der 
Tschechoslowakei wurden diese strikten Vorgaben etwas durchlässiger. Das 
Grenzsperrgebiet zu Österreich reichte rund 100 km weit ins Landesinnere und 
war damit genauso groß wie jenes zur Sowjetunion. Es reichte genauer gesagt bis 
hin zum Plattensee (Balaton) und grenzte in nördlicher Richtung direkt an die 
Sperrzone gegenüber Jugoslawien.132 Während der Gesandte Braunias auf seine 
diesbezügliche Anfrage im Außenministerium Anfang Juli 1955 noch keine positive 
Antwort erhielt, konnte ihm Ministerpräsident Hegedüs mehr Hoffnung machen. Er 
meinte, es wäre durchaus vorstellbar, auch die Sperrzonen mit der höchsten 
Sicherheitsstufe bei entsprechender Erlaubnis zugänglich zu machen. Das 
diplomatische Corps reagierte abwartend, es wurde aber allgemein angenommen, 
dass es sich in der Frage der Sperrzonen um klare sowjetische Anweisungen 
handelte. Im Grenzraum in österreichischer Richtung beispielsweise befanden 
sich auf ungarischem Territorium für die Sowjetunion militärisch interessante 
Stützpunkte, so dass eine Liberalisierung im Umgang mit dieser Sperrzone zum 
damaligen Zeitpunkt noch eher unwahrscheinlich erschien.133 
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6.8 Erstes Treffen zwischen dem österreichischen Gesandten Braunias und 
Parteichef Rákosi 
 
Der Juli brachte dennoch eine Art Trendwende. Nach all den bisherigen Ver-
sprechungen sollten nun Handlungen folgen. Die Botschaft war klar: Die Probleme 
werden direkt angesprochen und nicht mehr vertagt. Unbeeindruckt von den 
weiter schwelenden Konflikten innerhalb der Kommunistischen Partei sowie der 
Wiedereinführung des „Alten Kurses“, begann nun endlich die 
Auseinandersetzung mit den Themen und ihrer Lösung. In nur kurzer Zeit kam 
Bewegung in die Debatten sowohl in Bezug auf die Vermögensverhandlungen als 
auch die Aus- und Einreisebestimmungen.134 
 
Einblick in die ungarischen Überlegungen erhielt Braunias am 6. Juli 1955 bei 
seinem Treffen mit Parteichef Rákosi. Das Gespräch zwischen den beiden ließ 
keines der Probleme in den zwischenstaatlichen Beziehungen unberührt, die 
Braunias mit wenig Höflichkeitsfloskeln nacheinander ansprach. Diese 
Aussprache führte dazu, dass nunmehr ein echter Normalisierungsprozess in die 
Wege geleitet wurde.135 
  
Der Besuch an sich hatte eine protokollarische Verpflichtung als Hintergrund, der 
Einfluss Rákosis war in den vorhergehenden Monaten wieder derart gestiegen, 
dass es an ihm kein Vorbeikommen gab. Wenn er auch kein Amt in der Regierung 
hatte, so war Rákosi als Erster Parteisekretär doch jener, der die höchste 
Machtposition im Staat innehatte. Nicht zuletzt der amerikanische Gesandte hatte 
Braunias dringend zu diesem Schritt geraten. 
 
Bereits drei Monate zuvor hatten sich die beiden Männer am Rande der 
Zehnjahresfeier der „Befreiung“ durch die Rote Armee gesprochen und einen 
Termin in näherer Zukunft vereinbart. Dass es nun doch so lange mit der 
Realisierung gedauert hatte, dürfte damit zusammenhängen, dass Rákosi 
zunächst die ersten Ergebnisse der österreichisch-ungarischen Verhandlungen 
abwarten wollte. Anfang Juli konnte er sich bereits auf die Wiederaufnahme der 
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Vermögensverhandlungen berufen, sowie auf einige weitere in Aussicht gestellte 
Wirtschaftsabkommen. Damit ließ sich das Interesse an „gutnachbarlichen“ 
Beziehungen mit handfesten Ergebnissen untermauern. Ein anderer Grund für die 
fast viermonatige Wartezeit vor diesem Gespräch war die neuerliche 
innenpolitischen Krise, in welche Rákosi persönlich ja involviert gewesen war. Es 
hatte zunächst einer Stabilisierung seiner eigenen politischen Position bedurft, 
bevor er sich zu derartigen Unterredungen bereit erklären wollte.136  
 
Am 6. Juli aber war es dann soweit, und es gab kaum ein die beiden Länder 
betreffendes aktuelles Thema, das hier nicht besprochen wurde. Dazu gehörte: 
die Bedeutung des Staatsvertrages für die bilateralen Beziehungen ebenso wie 
die aufblühenden Wirtschaftsbeziehungen, welche Mitte der 50er Jahre einen 
Höchststand seit 1918 erreicht hatten. Rákosi der die deutsche Sprache 
beherrschte, versprach, die jüngste Regierungsumstellung in Ungarn würde keine 
Negativauswirkung auf die Beziehungen zu Österreich haben. Der neue 
Verbindungsarm der beiden Staaten war nunmehr die Donau, nicht mehr die 
Monarchie. Rákosi sprach sich daher für eine intensivere Zusammenarbeit in der 
Donauschifffahrt aus.137  
 
Nach diesem eher freundlichen und zuversichtlichen Beginn wurde das Gespräch 
allerdings hitziger. Braunias brachte die Grenzsituation zur Sprache, die aus 
österreichischer Sicht unhaltbar geworden war. Eine Normalisierung der 
Verhältnisse wäre oberstes Gebot der Stunde, vor allem ein Ende der 
Schießereien. Deutlich erregt gab Rákosi zu bedenken, dass die Schießereien 
bereits gestoppt worden wären. Offenbar hatten die ungarischen Grenzorgane 
kurz zuvor eine entsprechende Weisung erhalten. Weniger aufgebracht reagierte 
Rákosi auf die Kritik, dass ein offener Grenzübergang den Bemühungen um ein 
freundschaftlicheres Miteinander nur im Wege stand und daher die baldige 
Öffnung neuer Übergänge notwendig war. Er versprach, sich darum zu kümmern. 
Auch im nächsten Punkt, der Frage nach einer neuerlichen Reform der Visapraxis, 
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um den geplanten Austausch von Wissenschaftlern, Künstlern, usw. zu 
ermöglichen, zeigte der Parteisekretär Verständnis.138 
 
6.9 Die „bilaterale Entspannungsphase“ überdauert die Sommermonate  
 
Aus gegebenem Anlass musste Mitte August 1955 die Vorgehensweise bei der 
Überstellung bzw. Rückstellung von Flüchtlingen neu überdacht werden. Grund 
dafür war die deutliche Zunahme des Flüchtlingsstromes aus Ungarn, seitdem 
diese nicht mehr an die Sowjetkommandanturen übergeben werden mussten. Der 
erste Stellvertreter des ungarischen Außenministers Endre Sík schlug daher vor, 
es bei einem „formlosen Gentlemen Agreement“ zu belassen. Er begründete seine 
Anregung damit, dass die möglichst rasche Beseitigung aller die 
nachbarschaftlichen Beziehungen belastenden Punkte vorrangig sei. Tatsächlich 
befürchteten beide Seiten einen Anstieg der Grenzübertritte krimineller Personen 
bei denen die bisherige Anwendung des Asylrechts fragwürdig war. Von 
ungarischer Seite etwa wurde mit einer steigenden Anzahl illegal einwandernder 
Österreicher gerechnet, welche sich unter dem Deckmantel der kommunistischen 
Überzeugung Eintritt nach Ungarn verschaffen, jedoch kriminelle Absichten hätten. 
Die Idee Síks für ein entsprechendes Sonderabkommen könnte sich aus den 
Erfahrungen mit Jugoslawien nähren: Der Kominformkonflikt 1949 zog einen 
massiven Flüchtlingsstrom nach sich, und die weitere Behandlung dieser Men-
schen stellte Mitte der 50er Jahre ein Problem in den ungarisch-jugoslawischen 
Beziehungen dar.139  
 
Am 24. August kamen Rákosi und Braunias bei einem Empfang anlässlich des 
rumänischen Nationalfeiertages noch einmal ins Gespräch. Dank des seit 
Jahreswechsel entspannteren Umgangs mit der westlichen Diplomatie konnten 
Gespräche mit ungarischen Spitzenfunktionären auch in einem solchen, 
entspannteren Rahmen stattfinden. Rákosi äußerte sich erfreut über den 
stattfindenden Ausbau der Beziehungen zwischen den beiden Ländern Österreich 
und Ungarn. Gleichzeitig drückte er seine Hoffnung aus, in den Folgemonaten 
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zwei österreichische Minister in Ungarn begrüßen zu dürfen. Im Gegenzug würden 
zwei ungarische Minister nach Österreich entsandt werden. Im Zusammenhang 
mit den Handelsbeziehungen signalisierte Rákosi besonderes Interesse Ungarns 
an Strom aus Österreich. Abschließend drückte er jedoch sein Bedauern aus, 
dass die historischen Bande zwischen Österreich und Ungarn, gerade auch im 
Bereich des wirtschaftlichen Austausches, von der jüngeren Generation nicht 
mehr derart verstanden und geschätzt werden würden.140  
 
An dem selben Abend sollte es noch zu einem weiteren Zeichen der Entspannung 
kommen. Während noch am 4. April, dem ungarischen Nationalfeiertag, die 
westlichen Diplomaten aufgefordert waren, stehen zu bleiben, während ihre 
Kollegen aus den Warschauer Pakt Staaten an einer gedeckten Tafel Platz 
nehmen konnten, sollte es diesmal anders sein. Alle Diplomaten, westliche und 
östliche untereinander gemischt, saßen gemeinsam an einer Tafel. Unter ihnen 
befanden sich auch Mitglieder der ungarischen Regierung sowie der 
Parteiführung. Entgegen den bisher üblichen Gewohnheiten eröffnete der 
rumänische Botschafter den Abend zudem nicht nur in russischer, sondern auch in 
französischer Sprache.141 
 
Auch im Herbst sollten die Verbesserungen der Beziehungen Ungarns zu seinen 
Nachbarländern Österreich und Jugoslawien nicht abreißen. Dies lässt sich unter 
anderem bei der Umstellung auf den Winterfahrplan im Bahnverkehr Anfang 
Oktober erkennen: Die seit Sommer bestehende, täglich geführte Verbindung 
Budapest-Wien und zurück wurde auch im Winter weiterhin beibehalten. 
Zusätzlicher Vorteil dessen war, dass damit der in der kalten Jahreszeit oft nur mit 
Verspätung arbeitende „Orient Express“ aus Bukarest nicht mehr die alleinige 
Verbindung nach Österreich darstellte. Die neue Linie wurde einstweilen noch 
sehr unterschiedlich stark frequentiert, verkehrte aber das ein oder andere Mal 
bereits voll ausgebucht über die Grenze. Im Rahmen der Flugverbindung hatten 
sich noch keine Neuerung ergeben, Budapest-Wien blieb auch in dieser Saison 
weiterhin nur eine Fortführung der Strecke Budapest-Moskau und wurde dreimal 
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in der Woche durchgeführt. Die Flüge von und nach Moskau gingen 
demgegenüber allerdings täglich.142  
 
Am 17. Oktober 1955 schrieb Botschafter Braunias einen Bericht nach Wien, der 
als Zusammenfassung für alle in diesem Jahr im Bereich der Beziehungen 
zwischen Österreich und Ungarn erreichten Ergebnisse gesehen werden könnte. 
Er gab darin ein Gespräch mit Endre Sík wieder, wobei die beiden bei diesem 
Anlass Mitte Oktober noch einmal alles revue passieren hatten lassen: Von großer 
Bedeutung war dabei, nach wie vor, die Ausreise der Doppelbürger aus Ungarn, 
die zu einem Teil bereits erreicht werden konnte. In der Frage der 
Eigentumsverhandlungen sei Österreich, so versicherte Braunias seinem 
Gegenüber, sehr erfreut über die Vorreiterrolle Ungarns unter den Oststaaten, ein 
Beweis dafür seien unter anderem die Artikel der Österreichischen Presse und der 
Arbeiterzeitung vom 15. Oktober. An dieser Stelle räumte Sík ein, er werde 
möglicherweise die Leitung der ungarischen Delegation abgeben müssen, falls er 
mit den Verhandlungen im Rahmen der Vereinten Nationen betraut werde. Ungarn 
dürfte voraussichtlich zur gleichen Zeit in diese internationale Organisation 
aufgenommen werden, wie auch Österreich. Äußerungen zu den weiteren 
ungarischen Plänen hinsichtlich der Vermögensverhandlungen machte er 
allerdings nicht.143 Im Hinblick auf die gemeinsame Grenze bekräftigte Braunias, 
dass Österreich sehr erfreut über das Ende der Schießereien sei. Dennoch stelle 
die „Anbringung höchstexplosiver Minen“ eine enorme Gefahr für die Grenzbe-
völkerung dar. Dabei kündigte er auch an, am folgenden Tag dem Politischen Dir-
ektor des Außenministeriums eine Note vom 4.10.1955 in dieser Sache zu 
überreichen. Im Hinblick auf eine Öffnung weiterer Grenzübergänge zur Verstärk-
ung der bestehenden Nickelsdorf (Autostraße) und Straß-Sommerein (Bahn) er-
hoffte man sich eine baldige Einlösung dieses ungarischen Versprechens. Seitens 
des Burgenlandes sei weiters der Wunsch zum Ausdruck gekommen, dass der 
„Kleine Grenzverkehr“ wieder aufgenommen werde.144  
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Die Visa-Regelungen betreffend sei eine Vermehrung der an Österreicher 
ausgegebenen ungarischen Visa erkannt worden, besonders im Zusammenhang 
mit sportlichen Belangen. Sík bemerkte, dass bei dem großen Ländermatch 
Österreich:Ungarn, an dem rund 4.000 österreichische Fans vor Ort teilgenommen 
hatten, mehr Österreicher nach Ungarn gekommen waren, als in den vergangenen 
fünf Jahren insgesamt.145 Im wirtschaftlichen Bereich, so Braunias, müsste noch 
an der vereinbarten Steigerung des Warenverkehrs gearbeitet werden. Der Grund 
für die Unterbrechung der für Ungarn sehr wichtigen Verhandlungen über den 
Holzimport aus Österreich, so versicherte Braunias, wäre rein wirtschaftlicher und 
nicht politischer Natur gewesen. Eine Auffassung, die auch Sík teilte. 
Verkehrstechnisch seien Verbesserungen auf ungarischer Seite erkennbar, 
sowohl im Bereich des Postwesens wie auch des Rundfunks oder des Handels 
per Frachtschiffen. Auf kultureller Ebene schließlich versicherten sich die beiden 
gegenseitig den Willen ihrer Länder zu einer Vertiefung der Zusammenarbeit und 
des Austausches. Sík zeigte sich zudem sichtlich erfreut über die nun doch 
eingelangte Zusage des Nationalrates auf die ungarische Einladung.146 
 
6.10 „Grenzzwischenfall von Luising“ (18.10.1955) 
 
Bis in den Oktober 1955 gab es keine einheitliche Bearbeitung von 
Grenzzwischenfällen, die Untersuchungen geschahen meistens aufgrund einer 
vorher eingegangenen Protestnote der österreichischen Regierung und wurden 
bis dahin wenig zufriedenstellend abgeschlossen. Es bedurfte eines 
„Präzedenzfalles“, um die Vorgangsweise zu institutionalisieren. Mit den positiven 
Entwicklungen der ungarisch-österreichischen Freundschaft auf anderen Gebieten 
wurde die Frage nach einem effizienteren Umgang mit Grenzzwischenfällen 
immer akuter, von österreichischer Seite mehrten sich die Forderungen nach 
entsprechenden Reformen. Bei den besagten Grenzzwischenfällen handelte es 
sich nicht ausschließlich um Fluchtaktionen, sondern auch um Übertritte durch 
ungarische Grenzsoldaten oder um Minenexplosionen, die aufgrund ihrer enormen 
Reichweite auch die österreichische Grenzbevölkerung trafen.  
                                                 
145 ÖStA, AdR, BKA/AA, II-Pol, GZ. 288-Pol/55, Zl. 325.539-Pol/55, „Zur Normalisierung der 
Beziehungen zwischen Österreich und Ungarn“, 17.10.1955, S.1-2. 
146 Ebd., S. 2-3. 
 80 
Ein solcher Grenzzwischenfall, der Furore machte, ereignete sich am 18. Oktober 
1955 in der Nähe der Ortschaft Luising, Bezirk Güssing. Wie kein anderer zuvor 
führte dieser zu Folgedebatten und schließlich zur Gründung der sogenannten 
„Ständigen Gemischten Grenzkommission“. Ihr oblag es, in Zukunft möglichst 
rasch und effizient derartige Vorfälle zu klären und damit grobe Hindernisse in den 
Verhandlungen um eine verbesserte Nachbarschaft aus dem Weg zu räumen. Im 
Folgenden wird hier kurz über den sogenannten „Grenzzwischenfall von Luising“ 
berichtet: Etwa um 9.30 Uhr morgens am 18. Oktober 1955 haben acht 
bewaffnete ungarische Soldaten die Staatsgrenze in der Nähe der 
burgenländischen Ortschaft Luising übertreten, um das Gelände dort nach einem 
Flüchtling zu durchsuchen. Im Zuge dessen kamen sie mit Personen aus der sich 
gerade dort aufhaltenden österreichischen Zivilbevölkerung in Kontakt. Dabei 
handelte es sich um sieben Männer und Frauen, welche sich zur Stunde vor allem 
mit der Landarbeit beschäftigten. Den Zeugenaussagen dieser zufolge wurden sie 
von den Soldaten mit der Waffe bedroht und nach dem Verbleib des Vermissten 
befragt. Nur mit Mühe, vor allem aufgrund sprachlicher Schwierigkeiten, konnten 
die burgenländischen Bauern versichern, den Flüchtigen nicht gesehen zu haben. 
Daraufhin wurden sie mit Handzeichen aufgefordert, sich umgehend weiter ins 
Landesinnere zu begeben. Sobald die Nachricht über diesen Vorfall die 
österreichische Gendarmerie in Güssing erreichte, brach der Bezirkskommandant 
gemeinsam mit zehn Mann zur Grenze auf. Als sie jedoch nach 11 Uhr dort 
eintrafen, hatten die ungarischen Soldaten bereits das österreichische Territorium 
verlassen.147  
 
Zunächst ging alles seinen gewohnten Weg, die österreichische Regierung über-
reichte zwei Protestnoten, die eine an den in Wien akkreditierten ungarischen 
Gesandten Frigyes Puja und die andere an den eigenen Gesandten in Budapest, 
Braunias, zur Weitergabe an das ungarische Außenministerium. Sie forderte darin 
die sofortige Ergreifung entsprechender Maßnahmen zur Vorbeugung ähnlicher 
Zwischenfälle in der Zukunft.148 Auch die Reaktion der ungarischen Administration 
blieb zunächst die Gleiche: Die Abteilungsleiterin für den Bereich „Beziehungen 
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zum Nachbarland Österreich“ im Außenministerium, Frau Rozsa, konfrontierte den 
Gesandten Braunias mit dem Ergebnis, dass die bisherigen Untersuchungen auf 
ungarischer Seite keine Entsprechung der österreichischen Anschuldigungen er-
geben hätten. Sollte sich daran noch etwas verändern, so würden selbst-
verständlich Vorkehrungen für die Zukunft getroffen.149  
 
Beide aus Österreich kommenden Protestnoten wurden negativ beantwortet. Wie 
es im Schreiben der ungarischen Regierung hieß, konnte der beschriebene 
Vorgang nicht verifiziert werden. Aber das war noch nicht alles; sonst hätte dieser 
Vorfall keinerlei Symbolwirkung gehabt. Dem Schreiben war aber noch das 
Angebot zur Schaffung einer österreichisch-ungarischen Kommission beigefügt, 
welche an Ort und Stelle Nachforschungen über die tatsächlichen Begebenheiten 
anstellen sollte. Österreich stimmte diesem Vorschlag zu.150  
 
Noch einmal dauerte es beinahe einen Monat, bis Näheres bekannt wurde. Am 6. 
Dezember überbrachte Frigyes Puja der österreichischen Bundesregierung 
folgende Vorschläge: Das erste Treffen der Grenzkommission finde am 12. 
Dezember in St. Gotthard statt, von wo aus jederzeit die betroffenen Stellen in 
Augenschein genommen werden könnten. Als Mitglieder der ungarischen 
Delegation waren Dénes Kovács, Oberstleutnant beim Grenzschutz, Ödön 
Szepes, ebenfalls vom ungarischen Grenzschutz und István Beck, Sektionschef 
im ungarischen Außenministerium, vorgesehen.151 Österreich stimmte auf diesen 
Vorschlag hin zu, machte aber die volle Bewegungsfreiheit der ungarischen 
Kommissionsmitglieder zur Bedingung. Zu einer lückenlosen Ermittlung würde 
mehrmals die Grenze überschritten werden müssen, daher dürfte niemand von 
Ein- oder Ausreisebestimmungen daran gehindert werden. Für das erste Treffen 
veranlasste Ministerialrat Pammer die Stationierung der sieben Zeugen am 
Gendarmerieposten in Heiligenkreuz, um sie jederzeit für eine allfällige sofortige 
Befragung durch die Kommission heranziehen zu können. In die österreichische 
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Delegation wurden Leopold Schwarz, Sicherheitsdirektor für das Burgenland, 
Josef Mayer, Bezirkshauptmann von Güssing – nicht zuletzt aufgrund seiner 
Ungarischkenntnisse – und Franz Haromy, Legationssekretär aus dem 
Außenministerium, berufen. In der Funktion des Dolmetschers wurde zusätzlich 
noch Revierinspektor Alexander Lancsak eingesetzt.152 
 
Diese erste Sitzung der österreichisch-ungarisch gemischten Kommission wurde 
in höflicher, freundschaftlicher Atmosphäre geführt. Die Ergebnisse waren 
allerdings ident mit jenen der vorhergehenden Untersuchungen: Von 
österreichischer Seite wurde der Vorfall vom 18. Oktober als Grenzverletzung 
verurteilt, eine Ansicht, die von ungarischer Seite her negiert wurde. Die nach dem 
Flüchtling fahndenden Soldaten hätten zwar wohl die technische Sperre, den 
Draht, überschritten, definitiv jedoch nicht die Grenze. Die Zeugenaussagen 
konnten hierbei nicht geltend gemacht werden. Zudem verhinderte die Wetterlage 
eine Untersuchung vor Ort, die daher auf den 20. Dezember vertagt wurde. Aus 
den Gesprächen ergab sich für die österreichische Delegation der Eindruck, dass 
von Seite der ungarischen Politik an sich der Wille bestand, die Untersuchungen 
möglichst objektiv zu führen, während dies vom Grenzschutz selbst blockiert 
wurde.153  
 
Die Situation veränderte sich hingegen schlagartig, als ein weiterer Zeuge 
auftauchte. Am 22. Dezember machte der ehemalige ungarische Grenzsoldat 
Gábor Kun in Gerersdorf seine Aussage. Er gab an, an diesem 18. Oktober im 
Dienst gewesen zu sein. Ihm zufolge hatte der damalige Kommandant, Leutnant 
Farkas, seinen Soldaten jegliche Äußerung über den Vorfall untersagt. Kun und 
seine Kameraden gingen davon aus, Farkas befürchtete, für das Geschehene 
verantwortlich gemacht und inhaftiert zu werden.154 Diese Aussage Kuns, der nur 
kurze Zeit später nach Österreich flüchtet, fand scharfe Kritik in kommunistischen 
Kreisen. Sie konnte daher für die weiteren Verhandlungen im Sinne der „gut-
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nachbarlichen Zusammenarbeit“ nicht mehr herangezogen werden. Dennoch hatte 
der „Grenzzwischenfall in Luising“ Signalwirkung. Die „Gemischte Grenzkomm-
ission“ war gegründet und sollte sich von da an aller weiteren Grenzzwischenfälle 
sofort, unabhängig und möglichst unbürokratisch annehmen. Zumindest in der 
Theorie war damit einmal ein ganz wesentlicher Stein des Anstoßes weggerollt 
worden.  
 
Den „Grenzzwischenfall von Luising“ zum Anlass nehmend, führte Karl Braunias 
im Rahmen eines der Arbeitsgespräche mit Endre Sík an, dass derartige Vorfälle 
die Bemühungen um ein besseres Miteinander stark gefährden würden. Zudem 
seien die entlang der Grenze verlegten Minenfelder, wie es erneut seitens der 
österreichischen Regierung betont wurde, eine ernste Gefährdung für die Grenz-
bevölkerung. Man schlage daher vor, eine „Ständige Gemischte Grenzkomm-
ission“ zu gründen. In diesem Zusammenhang erbat Braunias auch Auskunft über 
die bisherigen Erfahrungen der bestehenden ungarisch-jugoslawischen 
Kommission. Sík versicherte, dass diese sehr erfolgreich tätig sei und er daher die 
Schaffung einer vergleichbaren österreichisch-ungarischen Einrichtung als sehr 
vorteilhaft einstufen würde. Aus diesem Grund versprach er, den österreichischen 
Vorschlag an die verantwortlichen Stellen in Ungarn weiterzuleiten.155 
 
6.9. Wird die Grenze durchlässiger? 
 
Im Herbst 1955 beschäftigte sich eine interministerielle Kommission des 
ungarischen Innen- und Außenministeriums intensiv mit der Möglichkeit der 
Öffnung weiterer Grenzübergänge, namentlich bei Ödenburg (Sopron), Güns 
(Köszeg) und St. Gotthard (Szentgotthard). Dazu mussten neue Richtlinien für den 
internationalen Verkehr und den ungarischen Grenzschutz erarbeitet werden. 
Aktualität hatte dieses Thema im Herbst 1955 nicht nur wegen der Bestrebungen 
in Richtung Österreich, sondern ganz klar auch wegen der bevorstehenden 
Aufnahme Ungarns in die Vereinten Nationen. Es wurde gleichzeitig mit diesem 
Ereignis ein spürbarer Anstieg des Reiseverkehrs über die Grenze erwartet, teils 
aufgrund von offiziellen Besuchen, aber genauso auch von privaten Kontakten und 
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reinem Fremdenverkehr. Die ungarische Regierung war sich bewusst, dass ein 
großer Teil der Bevölkerung von Soprons, Köszeg und Szentgotthárd Verwandte 
auf österreichischer Seite hatte und der Wunsch nach einem Wiederaufleben 
dieser Kontakte groß war. Gleichzeitig rechnete Ungarn damit, dass im Zuge der 
baldigst beginnenden Vermögensverhandlungen mit Österreich die Sprache auch 
auf die Öffnung des „Kleinen Grenzverkehres“ kommen würde. Bereits im 
Zusammenhang mit sportlichen Großveranstaltungen, wie etwa den 
Fußballmatches der vergangenen Zeit, hatte sich gezeigt, dass der Reiseverkehr 
enorme Größen annehmen konnte und die Grenzstelle Hegyeshalom nicht mehr 
allein den gesamten PKW-Verkehr aus Österreich bewältigte. Eine Installierung 
weiterer Grenzübergänge bedeutete gleichzeitig auch die Sanierung der dorthin 
führenden Straßen sowie der Grenzposten selbst. Die Kommission schlug nun 
daher vor, an den drei Grenzübergängen, insbesondere in Sopron, Reisepass-
kontrollen der Ausländerbehörde (KEOKH) einzurichten.156 
 
Im Oktober 1955 begannen in Ungarn neue Entwicklungen im Tourismusbereich. 
In den entlang der Straße Budapest-Wien liegenden Ortschaften wurden 
Informationsveranstaltungen abgehalten. Die Bevölkerung erhielt dabei den 
Auftrag, den von der Regierung verfolgten Entspannungskurs gegenüber dem 
westlichen Nachbarn Österreich tatkräftig zu unterstützen. Mögliche Gäste aus 
Österreich müssten mit besonderer Höflichkeit behandelt werden. Einzige 
Einschränkung: Darunter waren keine privaten Gespräche zu verstehen. Im Falle 
des technischen Gebrechens bei einem österreichischen Fahrzeug sei sofortige 
Hilfe zu leisten. Selbiger Vorfall müsse jedoch mindestens ebenso unverzüglich 
bei der Polizei gemeldet werden.157 Das kommunistische Regime Ungarns wollte 
die neue Lage ebenso unter Kontrolle haben wie zuvor. Wieder einmal sollten 
Realität und Schein nebeneinander existieren. Dasselbe Vorgehen zeigte sich 
auch im Folgejahr ganz massiv im Zusammenhang mit dem Abbau der tech-
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nischen Sperren. Nach Außen getragene Freundschaft bei gleichzeitigem Miss-
trauen.  
 
Einen wertvollen Beitrag in Richtung eines besseren Verhältnisses mit dem 
östlichen Nachbar schaffte der österreichische Bundeskanzler Raab bei seiner 
Rede vor dem Nationalrat am österreichischen Nationalfeiertag, dem 26. Oktober. 
Das Vertrauen der ungarischen Politik in die Bemühungen der vergangenen 
Monate war durch einige Pressemeldungen gesunken, und so konnte wieder eine 
günstigere Basis für Verhandlungen geschaffen werden. „Mit Befriedigung haben 
wir Österreicher auch zur Kenntnis genommen, dass unsere Beziehungen zur 
Tschechoslowakei und zu Ungarn sich weiter bessern. Genau so wie diese beiden 
Staaten sind auch wir an einer Intensivierung unserer wirtschaftlichen 
Beziehungen interessiert. Wir wollen weiters auch die menschlichen Beziehungen 
pflegen, leben doch, zurückgehend auf die einstige staatliche 
Zusammengehörigkeit, hüben und drüben der Grenze zahlreiche Verwandte, die 
wieder miteinander in Kontakt treten wollen. Mit diesen beiden Staaten wird in 
nächster Zukunft über die Frage des österreichischen Eigentums zu verhandeln 
sein, wobei wir auf Verständnis für unser Recht hoffen. Ich begrüße unsere beiden 
Nachbarstaaten im Norden und Osten und versichere sie der Bereitschaft 
Österreichs zu verständnisvoller nachbarlicher Zusammenarbeit“.158 In ähnlichen 
Tönen klang auch die Rede András Hegedüs´ am 6. November vor der Ungar-
ischen Nationalversammlung.  
 
Schon am darauffolgenden Tag veröffentlichte das Organ der MDP Szabad Nép 
(Freies Volk) einige Auszüge der Rede unter dem Titel „Das neutrale Österreich“. 
Weit weniger Raum darin fanden allerdings die Worte des Vorstandes der 
österreichischen kommunistischen Partei. Am Ende des Artikels wurde resümiert, 
dass „das ungarische Volk darüber erfreut sei, dass durch die Regelung der 
österreichischen Frage an den westlichen Grenzen die Spannung aufgehört hat 
und die Vorbedingungen für die Gestaltung eines soliden, gutnachbarlichen 
Verhältnisses gelegt worden sind. Im Zeitpunkt der Annahme des einen neuen 
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Abschnitt im Leben des österreichischen Staates eröffnenden Neutralitätsgesetzes 
beglückwünscht in der Reihe der friedliebenden Völker das ungarische Volk 
Österreich und sieht mit Vertrauen der weiteren günstigen Gestaltung der 
ungarisch-österreichischen Beziehungen entgegen.“159 
 
Am 15. Dezember 1955 erging ein Telegramm seitens des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen, Dag Hammerskjöld, an die österreichische Bundesregierung. 
In diesem wurde die Mitteilung gemacht, dass anlässlich der am Vortag 
abgehaltenen Sitzung der Generalversammlung in New York tatsächlich Öster-
reich, gemeinsam mit Albanien, Jordanien, Irland, Portugal, Ungarn, Italien, 
Rumänien, Bulgarien, Finnland, Ceylon, Nepal, Lybien, Kambodscha, Laos und 
Spanien als Mitglieder in die Vereinten Nationen aufgenommen worden war.160 
 
Die sich innerhalb des Landes Ungarn formierenden Reformkräfte erhielten im 
Dezember 1955 einen starken Dämpfer. Im Rahmen einer Versammlung der 
höchsten Parteifunktionäre in Budapest am 6. Dezember wurde die vor allem aus 
Schriftstellerkreisen stammende oppositionelle Gruppe in ihre Schranken ge-
wiesen. Mátyás Rákosi persönlich hielt eine vernichtende Rede, die von den 
anwesenden Genossen mit Zustimmungsrufen begleitet wurde. Die Angegriffenen 
erhielten keinerlei Möglichkeit, ihre Ansichten klarzulegen. Noch Ende Dezember 
wurde der Ausschluss Imre Nagys aus der Partei beschlossen und damit auch der 
innerparteilichen Reform- und Oppositionsbewegung Einhalt geboten.161  
 
Parallel dazu wurde seitens des Innenministeriums weiter der intensivere Schutz 
der Westgrenze zur Vorbeugung größerer Fluchtaktionen oder dem Eindringen 
feindlicher Spione und Propaganda als Nachwehe des Staatsvertrages 
vorbereitet. Ein Bericht des Innenministeriums vom 16. Dezember 1955 stellte 
fest, dass sich die in Grenznähe lebende Bevölkerung sich Hoffnungen im 
Zusammenhang mit dem Abschluss des Österreichischen Staatsvertrages 
machte. Namentlich erwarteten sie wichtige Zugeständnisse der ungarischen 
Regierung, etwa die Wiedereinführung des „Kleinen Grenzverkehres“ betreffend. 
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Außerdem äußerte der Bericht sich über Gerüchte, dass einige der nach 
Österreich geflohenen Ungarn sich nunmehr verstärkt im Grenzgebiet ansiedelten, 
um zum geeigneten Zeitpunkt ihren Verwandten über die Grenze zu helfen. Durch 
die Kontrolle des Briefverkehres hatte sich ergeben, dass die Post nach Österreich 
seit dem Abschluss des Staatsvertrags zahlenmäßig wesentlich zugenommen 
hatte. Inhaltlich sei zu entnehmen, dass die jeweiligen Absender in nächster 
Zukunft mit der Möglichkeit eines Zusammentreffens rechneten. Der Fluchtwille 
war noch dadurch gestärkt worden, dass sich in der Grenzzone Ungarns das 
Gerücht verbreitet hatte, die österreichischen Behörden würden keinen Flüchtling 
zurückschicken.162  
 
                                                 
162 MOL, LXV.tv.28, Jelentés az I., II. határ kerület, valamint a megyei fõosztályok (Györ-
Sopron,Vas/együttmüködése a nyugati határszakasz védelmének biztositására (Bericht des 
Innenministeriums der Ungarischen Volksrepublik über die Zusammenarbeit des 1. und 2. 
Grenzschutzbezirks sowie der Komitatshauptabteilungen (Györ-Sopron, Vas) zur Sicherstellung 
des westlichen Grenzabschnittes), 10.1.1956. 
 88 
7. Frühjahr und Sommer 1956 – Der Abbau 
 
7.1. Politischer „Klimawandel“ – Ein Kälteeinbruch 
 
Das neue Jahr begann innerhalb Ungarns ähnlich krisenträchtig wie das vorherige 
geendet hatte. Obwohl außenpolitisch gesehen der Kurs scheinbar weiterhin auf 
„Vorwärts“ stand, wurde in der Innenpolitik immer stärker ein „Rückwärtstrend“ 
bemerkbar. Was aber bedeutet in diesem Zusammenhang „rückwärts“? - Genau 
genommen eine neuerliche Machtergreifung der Reformgegner, begleitet von 
einer Wiederbesinnung auf den „Alten Kurs“. In kürzester Zeit kamen – an 
stalinistische Praktiken erinnernde – Formen der Repression zum Einsatz, die nur 
wenige Monate zuvor mit viel Mühe abgeschafft worden waren. Dazu gehörten 
neuerliche politische Verhaftungen sowie das strikte Vorgehen gegen 
reformistische Kräfte inner- und außerhalb der Parteikreise. Dadurch verloren 
diese mehr und mehr an Einfluss, und in der Bevölkerung sank die Hoffnung auf 
bessere Zeiten. Allein, der Gedanke an den im Februar bevorstehenden 20. 
Parteitag der KPdSU ließ noch an positive Veränderungen glauben.163 
 
Diese Verschlechterung der politischen Lage hatte auch wesentliche 
Auswirkungen auf die ungarische Medienlandschaft. Seit der Absetzung Imre 
Nagys und seines Kurses verloren die Zeitungen mehr und mehr ihre spezifische 
Persönlichkeit zugunsten einer systemkonformen, einheitlichen Berichterstattung. 
Die ehemals deutlich aus den anderen Zeitungen als die Parteizeitung 
hervorstechende Szabad Nép (Freies Volk), unterschied sich nun kaum noch von 
den anderen. Allein die Namen und gewisse Schwerpunktsetzungen in der 
Auswahl der Beilagen ermöglichten noch eine Art „Individualität“. Der Magyar 
Nemzet (Ungarische Nation) beispielsweise, die ursprünglich als bürgerlich-
liberale Zeitung mit dem Willen gegründet wurde, gegen die Nazifizierung Ungarns 
zu kämpfen, unterschied sich nur noch durch den besonders ausführlichen 
Kulturteil. Kurz zuvor war diese Zeitung von Imre Nagy quasi als Sprachrohr 
verwendet worden, um der Bevölkerung die politischen Vorstellungen des „Neuen 
Kurses“ zu vermitteln. Nagy legte besonderen Wert darauf, hier möglichst viele 
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selbstständige Journalisten zu beschäftigen, die durch ihre sehr volksnahe 
Schreibweise ein breites Publikum erreichten.164 
 
7.2. Beziehungen zu Österreich und Grenzfrage im Frühjahr 1956 
 
Um die Zeit bis zu Revolutionsbeginn im Herbst 1956 zu beschreiben, könnte man 
sagen, in diesem Jahr wurden all jene bisher mehrfach diskutierten Punkte in die 
Tat umgesetzt. Unterstützt wurden diese Entwicklungen durch die allgemeine 
Aufbruchsstimmung nach dem 20. Parteitag der KPdSU. Sowohl die 
Vermögensverhandlungen als auch die Frage der Ausreise von Doppel-
staatsbürgern konnten vorangetrieben, Letztere sogar weitgehend gelöst werden. 
Mit dem Abbau des Eisernen Vorhangs zwischen Mai und Oktober 1956 konnte 
ein Meilenstein in den zwischenstaatlichen Beziehungen gesetzt werden. Die 
Freude darüber währte allerdings nicht lange, nach der blutigen Niederschlagung 
der Revolution durch die sowjetische Armee wurden die technischen Sperren bis 
März 1957 wieder vollständig aufgebaut.165  
 
Von dem deutlichen Kälteeinbruch in der ungarischen Innenpolitik scheinbar 
unbeeinflusst, erlebten die Beziehungen zu Österreich weiterhin einen starken 
Auftrieb. Die Bevölkerung erhoffte sich, derartige außenpolitische Erfolge könnten 
auch positive Auswirkungen auf die innenpolitische Lage haben. Nicht selten 
hoben schließlich wichtige Persönlichkeiten von Partei wie auch der Regierung in 
ihren öffentlichen Reden die Fortschritte in den Verhandlungen mit Österreich 
hervor. Ein solches Signal etwa setzte Ministerpräsident Hegedüs bei einem 
Interview der „Szabad Nép“ am Neujahrstag: „Besonders gebessert hat sich – und 
sie entwickelt sich glücklicherweise weiter – unsere Verbindung mit dem 
benachbarten Österreich, das im vergangenen Jahre seine Unabhängigkeit wieder 
gewonnen hat“.166 Auf die Bedeutung des Österreichischen Staatsvertrages für die 
ungarisch-österreichischen Beziehungen ist ja bereits hingewiesen worden. Damit 
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machte Hegedüs gleich zu Beginn des neuen Jahres klar, dass sich Ungarn auch 
weiterhin um eine Verbesserung der bilateralen Beziehungen bemühen werde. 
 
Durch diese Aussage in der eigenen Einschätzung der aktuellen politischen Lage 
bestätigt, wurde auf österreichischer Seite mit Jahresanfang ein neuer Schritt in 
der Grenzfrage vorbereitet. Am 4. Januar begann das – damals formell noch mit 
dem Bundeskanzleramt verbundene – Außenamt mit der Sammlung dafür 
relevanter Informationen. Von Interesse waren alle durch Minenexplosionen oder 
den Abschuss von Leuchtraketen verursachten Zwischenfälle im Grenzgebiet seit 
1949. Mit Hilfe dieser Angaben sollten in weiterer Folge Gespräche über einen 
vollständigen Abbau der umstrittenen Grenzsperren begonnen werden. Die fertige 
Aufstellung wurde Botschafter Peinsipp übermittelt, dem die Aufgabe zukam, die 
ungarische Regierung entsprechend zu informieren. In den besagten Listen 
wurden nur die schwersten Fälle geführt, zahlenmäßig stammten die meisten aus 
den Jahren 1951 und 1953. Zu den Betroffenen gehörten neben den Flüchtlingen 
in der Gegend ansässige Landwirte, die beim Bestellen ihrer Felder durch 
Minenexplosionen zum Teil tödlich verletzt wurden, ebenso wie die Wachsoldaten. 
Mit dieser Statistik konnte bewiesen werden, dass sich alle, die sich aus 
beruflichen oder privaten Gründen in der Grenzregion aufhielten, in einer 
ständigen, untragbaren Gefahrensituation befanden. Öfter noch fielen Hühner, 
Jagdhunde und andere Tiere den plötzlichen Explosionen von durch Regen 
herüber geschwemmten Minen zum Opfer.167  
 
Beinahe gleichzeitig sollte die Frage im Rahmen der Gemischten 
Grenzkommission angesprochen werden. Die seit dem „Zwischenfall von Luising“ 
im Frühjahr 1955 tätige Kommission, der in dieser Zeit bereits einige 
Verhandlungserfolge gelungen waren, schien den rechten Rahmen dafür zu 
bieten. Daher stellte die österreichische Delegation gleich bei der ersten Sitzung 
im neuen Jahr die Notwendigkeit der Sperren entlang der gemeinsamen Grenze 
direkt in Frage. Zu dieser Zeit war der Vorsitzende der ungarischen Delegation, 
Kovács, nicht anwesend, woraufhin sein Stellvertreter, Sektionschef Beck – 
erstaunlich offenherzig, - seine persönliche Meinung diesbezüglich äußerte: Er 
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warnte davor, seine Einstellung zu verallgemeinern, verurteilte jedoch die Existenz 
dieser Sperren und sprach sich für einen möglichst raschen Abbau selbiger 
aus.168 Es stellte sich nun die Frage, ob es sich dabei wirklich ausschließlich um 
seine Privatmeinung handelte oder ob er bereits – aufgrund der innerhalb der 
ungarischen Administration schon länger verlaufenden Verhandlungen - zu einer 
derartigen Aussage autorisiert worden war. Spiegelte er damit ein politisches 
Klima wider, das ein weiteres Vorgehen in dieser Richtung rechtfertigte? 
Tatsächlich unterzeichneten nur wenige Tage später Botschafter Peinsipp und 
Sektionschef Beck die Erklärung zur Begründung einer „Ständigen Gemischten 
Grenzkommission“. Sie sollte als stabiles Instrument für eine möglichst rasche 
Aufklärung von Zwischenfällen dienen. Alle Beteiligten erhofften sich dadurch eine 
effizientere Behandlung von derartigen die bilateralen Beziehungen enorm 
belastenden Problemen. Sowohl die Zuständigkeiten dieser Kommission wie auch 
ihre Rolle im Rahmen der Verhandlungen um gutnachbarliche Beziehungen 
unterlagen im Laufe des Jahres 1956 allerdings noch einigem Wandel.169 
Zunächst brachte sie einen wichtigen Fortschritt in den Bemühungen um ein gutes 
Miteinander und wurde von beiden Seiten als solcher angesehen. Die ehemals 
über lange Zeiträume andauernden Verhandlungen und Untersuchungen 
derartiger Vorkommnisse sollten damit ein Ende haben. Außerdem stellte die 
Kommission wie ja bereits im Zuge der Diskussion um einen völligen Abbau der 
Grenzsperren bewiesen, eine Plattform dar, in der sich Delegationen der beiden 
Länder abseits von Politik über alle möglichen Fragen des gemeinsamen Lebens 
unterhalten und die Meinung ihres Gegenüber zu einer bestimmten Frage 
abtasten konnten.  
 
Am 25. Februar schließlich konnten jene beiden Aufstellungen an die 
österreichische Gesandtschaft in Budapest weitergeleitet werden, welche Anfang 
des Jahres vom Außenministerium in Auftrag gegeben worden waren. Die eine 
stellte eine „Zusammenstellung der im österreichisch-ungarischen Grenzgebiet 
durch Minenexplosionen verursachten Zwischenfälle“ dar. Sie erfasste Datum und 
Ort sowie Namen, berufliche Tätigkeit und Verletzungsgrad der dabei zu Schaden 
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gekommenen Personen seit dem Jahr 1949. Die andere, eine „Zusammenstellung 
von Wald- und Wiesenbränden im österreichisch-ungarischen Grenzgebiet, die auf 
Abschuss ungarischer Leuchtraketen bzw. Explosion ungarischer Grenzminen 
zurückzuführen sind“, beinhaltete – ebenfalls beginnend im Jahr 1949 – Ort und 
Datum sowie die Größe des dabei entstandenen Schadens in Fläche oder 
finanziellem Wert. Die folgende Tabelle soll mittels einiger Beispiele diese 
Situation verdeutlichen, um die dauernde schwelende Gefahr durch die Minen 
aufzuzeigen: 
 
Tabelle 1: Minenschäden170 
Datum Sachverhalt 
30.6.1949 Minenexplosion im Grenzgebiet bei Apetlon, wodurch der österr. Staatsbürger 
Nikolaus Strantz, der in Grenznähe mit Feldarbeiten beschäftigt war, tödlich 
verletzt wurde. 
20.7.1949 Der Probegendarm Rupert Vukovits des Grenzgendarmeriepostens 
Hammerteucht, Bezirk Oberpullendorf, wurde während eines Dienstganges durch 
Minensplitter am Kopf schwer verletzt. 
1.11.1949 Der 71-jährige Maurergehilfe Johann Schaller, wurde während eines 
Gräberbesuches am Friedhof in Schattendorf durch Explosion einer Mine des 
ungar. Stacheldrahtverhaus, der knapp neben dem Friedhof verläuft, schwer 
verletzt. 
20.9.1951 Beim Beerenpflücken im Grenzgebiet wurde Maria Konik im Bezirk Oberwart 
durch Minenexplosion, die durch frei herumlaufende Hühner verursacht worden 
war, verletzt. 
27.10.1953 Minenexplosion im Bezirk Jennersdorf, wodurch eine Fensterscheibe der in 
Grenznähe befindlichen Wohnung des Karl Land in Deutsch-Minihof zertrümmert 
wurde. 
21.5.1954 Minenexplosion im Grenzgebiet bei Klingenbach, Bezirk Eisenstadt, wodurch die 
Landwirtin Maria Scmarits am linken Arm verletzt wurde. Die Explosion war durch 
wechselndes Wild ausgelöst worden. 
 
Diese Liste erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, soll jedoch zeigen, wie 
verheerend die Grenzsituation tatsächlich war. Tagtäglich konnten Minen-
explosionen geschehen, wie man erkennen kann, bereits aufgrund von Wild-
wechsel. Nicht zu vergessen, dass die Witterung in all den Jahren diesen 
Minenfeldern schon reichlich zugesetzt hat und sicherlich auch für manch 
Fehlzündung verantwortlich war. Ähnlich betroffen waren auch die ungarischen 
Grenzsoldaten, weniger vielleicht die Bevölkerung, da aufgrund der Einrichtung 
von Sperrzonen diese gar nicht so nah an die Grenze herankam. Flüchtlinge, die 
bei ihrer Überquerung der Grenze eine solche Minenexplosion auslösten, 
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überlebten das in der Regel nicht. Gelang es ihnen jedoch, unbeschadet durch 
Minenfeld und Stacheldraht zu kommen, waren sie lang noch nicht sicher. Die 
Grenzsoldaten nahmen den Schießbefehl sehr ernst, wie ja bereits 1955 in Luising 
ersichtlich, sie überquerten oft ebenfalls die Grenze, um den Flüchtigen noch auf 
österreichischem Territorium weiter zu „jagen“. Die Angst vor den Reaktionen ihrer 
Vorgesetzten spielte hier sicherlich auch eine Rolle. Die Minen also richteten an 
der ganzen Grenzsituation sicherlich den größten Schaden an. Nicht zu 
unterschätzen ist allerdings auch der materielle Schaden, der ebenfalls durch 
Minenexplosionen, ebenso wie durch Leuchtraketen – Signalvorrichtungen an der 
Grenze um den Standort eines Flüchtlings zu markieren - in Form von 
Großbränden angerichtet wurde. Was aber unerwarteterweise bei der Sichtung 
der Materialien auffällt, ist, dass eine Reihe von Bränden durch 
Unaufmerksamkeit, bzw. leichtsinniges Handeln ungarischer Grenzsoldaten 
entstanden ist.  
 
Tabelle 2: Wald- und Wiesenbrände171 
Datum Sachverhalt 
9.3.1949 Waldbrand bei Neckenmarkt, Bezirk Oberpullendorf, wodurch 6 Hektar Jungwald 
vernichtet wurden. 
2.9.1952 Wiesenbrand bei Andau, Bezirk Neusiedl am See, mit einer Brandfläche von 
44.000m2, wodurch 20 österreichische Besitzer einen Schaden von 58.000 ATS 
erlitten haben. Der Brand war darauf zurückzuführen, dass von ungarischen 
Grenzorganen auf ungarischem Boden Schilfrohr angezündet wurde.  
7.12.1952 Wiesenbrand bei Rechnitz, Bezirk Oberwart, wobei ein Gebiet von 1400 m2 
vernichtet wurde. Der Brand ist auf eine von ungarischer Seite abgefeuerte 
Leuchtrakete zurückzuführen.  
15.4.1953 Waldbrand bei Schandorf, Bezirk Oberwart durch Abschuss ungarischer 
Leuchtraketen. Schaden: ca. 5 Hektar Wald im Wert von etwa 10.000 ATS. 
2.4.1954 Waldbrand bei Mörbisch am See, Bezirk Eisenstadt, ca. 2 Hektar Schaden, 
Brandursache: Leichtsinniges Hantieren mit Feuer seitens ungarischer 
Grenzorgane.  
 
Besonders betroffen von diesen Brandkatastrophen war, den Aufzeichnungen des 
Außenministeriums zufolge, der Bezirk Oberwart. Mit deutlichem Abstand 
ereigneten sich die meisten Brände im Jahr 1953. Der Schaden war jedes Mal 
groß. Gemeinsam mit den Minenunfällen machten diese Brände das Leben in 
Grenznähe zur Qual. Ständige Unsicherheit und Angst vor möglichen 
Zwischenfällen mit Grenzsoldaten prägten das tägliche Leben. Ohne Frage 
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stellten diese Grenzsperrvorrichtungen eines der größten Hindernisse für einen 
Misstrauensabbau und den Beginn einer bilateralen Freundschaft dar. Das dürfte 
beiden Seiten klar gewesen sein. Es erscheint daher wahrscheinlich, dass einer 
der Hauptgründe für den Abbau der Sperren auf ungarischer Seite eine 
Deeskalation dieser Grenzsituation war. Österreich sollte sehen, dass die 
Anstrengungen um ein besseres Miteinander ernst gemeint waren. Dieses Symbol 
sandte Ungarn nach Österreich und mit ihm die Sowjetunion an ihr ehemaliges 
Besatzungsgebiet und an die westliche Welt. Denn es blieb 1956 nicht unbemerkt, 
dass in den Eisernen Vorhang ein Loch gerissen worden war.  
 
7.3 „Vorwärts immer, rückwärts nimmer“? 
 
Die ersten Verhandlungserfolge Anfang des Jahres waren auch von einigen 
Rückschlägen begleitet. War es sowohl seitens Österreichs als auch Jugoslawiens 
gelungen, eine spürbare Deeskalation an den Grenzen zu erreichen, mussten 
beide Mitte Jänner einen Dämpfer hinnehmen: Auf beiden Seiten wurden die 
Grenzvorrichtungen überprüft, ausgebessert und zum Teil sogar noch zusätzlich 
verstärkt. Das betraf zu einem Großteil gerade auch die Minenfelder, den „Stein 
des Anstoßes“. Die Suche nach den Gründen dafür gab den Beobachtern Rätsel 
auf. Wichtig erscheint hier besonders die Frage nach dem sowjetischen Einfluss. 
Sah sich die Sowjetunion aufgrund der durch den Österreichischen Staatsvertrag 
geschaffenen neuen Situation dazu veranlasst, ihre neue Westgrenze besser und 
stärker zu verriegeln? - Dagegen spricht die weitere Verstärkung entlang der 
ungarisch-jugoslawischen Grenze. Diese widersprach doch anscheinend dem 
neuen, allgemeinen pro-titoistischen Trend der Sowjetunion.172 War dies ein 
Zeichen dafür, dass Ungarn hier eigenmächtig handelte? - Das wohl eher nicht, 
aber es dürfte zu dieser Zeit einfach noch keine endgültigen Anordnungen 
betreffend der technischen Sperren gegeben haben, und so wurden diese weiter 
nach Plan gewartet.  
 
Demgegenüber gelang am 23. Januar 1956 ein weiterer positiver Schritt im Sinne 
eines besseren Miteinanders: An diesem Tag begannen nach einer dreijährigen 
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Pause die österreichisch-ungarischen Vermögensverhandlungen in Wien erneut. 
Sie sollten einen wesentlichen Anteil an der weiteren Deeskalation der Lage 
haben und indirekt damit auch an den Vorbereitungen zum Abbau der technischen 
Grenzsperren. Die Burgenländer, so ergeht es aus dem Bericht des 
Sicherheitsdirektors, legten großen Wert auf einen positiven Ausgang der 
Verhandlungen im Bezug auf die Doppelbesitze hinter der Grenze. Seit Jahren 
konnten sie diese schon allein aufgrund der bestehenden Grenzsituation nicht 
mehr bewirtschaften. Die Frage des Doppelbesitzes erhielt auch von ungarischer 
Seite besonderes Gewicht; niemand Geringerer als der Erste Stellvertreter des 
Außenministers, Endre Sík wurde zum Leiter der ungarischen Delegation 
bestimmt. In Anbetracht seines politischen Einflusses und diplomatischen 
Geschicks erhoffte man sich schließlich auf beiden Seiten eine baldige Lösung der 
noch verbliebenen Fragen. Bei einem diesbezüglichen Gespräch zwischen Endre 
Sík und Leopold Figl machte Letzterer die Entlassung Paul Esterházys aus der 
Haft zu einer wichtigen Bedingung für einen positiven Ausgang. Dem konnte Sík 
im Interesse seiner Regierung nicht zustimmen. Er versuchte im Gegenzug jedoch 
einen ungarischen Anspruch auf das Eszterházy´sche Vermögen im Burgenland 
geltend zu machen. Diese bereits seit längerem schwelende Problematik hatte 
unter anderem zu einer hitzigen Debatte innerhalb der burgenländischen 
Regionalzeitungen geführt. Figl lehnte in diesem Falle ab. Allein die Tatsache, 
dass die Gespräche zu den Vermögensverhandlungen wieder aufgenommen 
waren, ist ein Beweis für das wesentlich verbesserte politische Klima zwischen 
den beiden Nachbarländern. Dieser Wandel zeigte sich auch bei anderen 
„altbekannten“ Themen, die plötzlich neuen Wind bekamen: Es wurde über die 
Öffnung weiterer Grenzübergänge gesprochen wie auch über die Entwicklung des 
bilateralen Tourismus und die Eröffnung eines neuen ungarischen Konsulats in 
Graz.173 
 
Diese Punkte ließen sich nicht von heute auf morgen klären, dennoch war es 
schlussendlich das Glück, dass sie von dem positiven Ausgang der Vermögens-
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betreffend das Schicksal der Esterházy´schen Güter sowie die Freilassung von Paul Esterházy, 
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verhandlungen abgekoppelt wurden. Da die Bündnispolitik zu Jugoslawien in 
gewisser Weise parallel dazu verlief, ließ Sík gegenüber Botschafter Soldatić 
zuweilen Details über die österreichisch-ungarischen Verhandlungen durchblicken. 
Noch im Februar 1956 mutmaßte er beispielsweise, dass aufgrund der be-
stehenden Meinungsverschiedenheiten zwischen den beiden Delegationen eine 
lange Verhandlungsdauer zu befürchten wäre. Dafür machte er in erster Linie den 
Unterschied zwischen den beiden Wirtschaftssystemen verantwortlich. Genauer 
gesagt, solange von österreichischer Seite die Besonderheiten des ungarischen 
Wirtschaftssystems und die damit notwendigerweise verbundenen Enteignungen – 
welche die gesamte Bevölkerung in gleicher Weise beträfen – nicht respektiert 
werden, könne mit keiner Einigung gerechnet werden. Aus seiner Sicht sollten 
sich daher die betroffenen österreichischen Staatsbürger mit ihren 
Entschädigungsforderungen an Österreich und nicht an die Volksrepublik wenden. 
Lobend hob er allerdings die Person Außenminister Figls hervor, von dem sich die 
ungarische Seite eine den positiven Ausgang der Verhandlungen förderliche 
Haltung erwartete.174 
 
Während also diese Entwicklungen im Februar noch eher schleppend voran zu 
gehen schienen, kam es in anderen Gebieten zu kurzfristigeren Entscheidungen. 
Dazu gehörte beispielsweise der Eisenbahnverkehr. Hier wurden Erleichterungen 
für das durchreisende österreichische Personal geschaffen: An einigen 
ausgesuchten Grenzbahnhöfen konnte nunmehr Essen und Trinken erworben 
werden – was impliziert, dass die entsprechenden Personen aussteigen und damit 
ungarisches Territorium betreten durften. Diese Regelung hatte jedoch einen nicht 
unwesentlichen Schönheitsfehler, nämlich den für die Österreicher äußerst 
ungünstigen Wechselkurs, der dabei zur Anwendung kam.175  
 
7.4 Der 20. Parteitag der KPdSU 
 
Es hatte den Anschein, dass für eine klare politische Linie in Ungarn der richtige 
Antrieb noch fehlte. Die Partei war in sich uneins, die Direktiven aus Moskau 
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betreffend den neuen Umgang mit Österreich fehlten noch. Solange von dort der 
vorgegebene Weg fehlte, stellten „kleinere Reformen“ die Übergangslösung dar. 
Was bedeuteten die Vorgaben über Entspannung und Verbesserung der inter-
nationalen Kontakte konkret für jede einzelne Volksrepublik? Hier sollte mit dem 
20. Parteitag der KPdSU vom 21. bis 25. Februar 1956 Klarheit geschaffen 
werden. Er gab vielen einen Grund zur Hoffnung auf eine tiefgreifende Reform des 
sozialistischen Systems. Die damit eingeleitete Politik der „Entstalinisierung“ sollte 
in allen Volksrepubliken Wirkung zeigen, wenn auch in unterschiedlichem 
Ausmaß. Während in Polen beispielsweise die Umsetzung der neuen Direktiven 
bald funktionierte, wurden sie in Ungarn gebremst. Mátyás Rákosi, der als 
„getreuer Diener Stalins“ seine politische Karriere gemacht hatte, sah dadurch – 
nicht ganz zu Unrecht – seine Position gefährdet. Tatsächlich sollte es noch bis 
zum Sommer dauern bis im Zuge seiner Absetzung in Ungarn der Weg frei wurde 
für neue Perspektiven. Dass sein Nachfolger und ehemaliger Stellvertreter Ernö 
Gerö diese Chance nicht nutzen konnte, wird hier später noch erläutert werden. 
 
Zunächst aber zurück in den Februar 1956. Entscheidend war die „Geheimrede“ 
Chruschtschows vor seinen Genossen am 25. des Monats, die jedoch nicht lange 
geheim bleiben sollte. Chruschtschow sprach hier offen aus, was sich viele schon 
lange gedacht, aber nie zu formulieren gewagt hatten. Er brach ein schweres 
Tabu und versetzte damit den gesamten Ostblock in Unruhe. Am 25. Februar zog 
Chruschtschow mit dem Diktator Stalin ins Gericht, kritisierte seine 
Terrorherrschaft, die unzähligen Verbrechen und den maßlos übertriebenen 
Personenkult.  
 
Die Rede Chruschtschows wurde in Ungarn nie veröffentlicht. Rákosi setzte sich 
nur im kleinen Kreis der höchsten Parteikader näher mit den Inhalten auseinander, 
und sie kamen dabei zum fälschlichen Schluss, dass kein Handlungsbedarf be-
stand. Trotz dieser „Vertuschungsmethode“ gelangte Chruschtschows Botschaft 
auch nach Ungarn. Im März 1956 mehrten sich die Gerüchte, dass der General-
sekretär der KPdSU die stalinistischen Verbrechen verurteilt habe und damit eine 
radikale Neuordnung innerhalb des sozialistischen Lagers ihren Anfang 
genommen hatte. Im Gegensatz zu vielen seiner Amtskollegen wehrte sich Rákosi 
standhaft gegen die Befolgung der neuen Grundsätze. Der 20. Parteitag bestärkte 
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damit die immer aktiver werdende innerparteiliche Opposition Ungarns und führte 
zum Anfang vom Ende der „Ära Rákosi“.176  
 
Die von Chruschtschow als „begrenzte Vielfalt in der Einheit“ beschriebene neue 
Ordnung sollte für die jeweiligen Regierungen in den Satellitenstaaten eine –
begrenzte – Freiheit für eigene Entscheidungen bedeuten. Dabei handelte es sich 
nicht um den Freibrief zur völligen Selbstständigkeit nach jugoslawischem Modell, 
jedoch hatte die sowjetische Führung erkannt, dass die aus Moskau diktierte 
Ordnung so nicht mehr funktionierte. Um das System aus der Krise zu holen, sah 
Chruschtschow diese Zugeständnisse als einzige Lösung an. Sich abwendend 
von einer Herrschaft, die auf Schrecken und Terrormaßnahmen basierte, sollten 
nunmehr wirtschaftliche Kontakte und die gemeinsame Ideologie Basis der Einheit 
sein. Dennoch sollte dabei die Vorherrschaft der Sowjetunion als „primus inter 
pares“ bestehen bleiben, ohne die bisherigen Einschüchterungsmethoden. 
Chruschtschow sah sich nach seiner Rede mit reichlich Kritik konfrontiert, 
besonders in den eigenen Reihen, wo ihm vorgeworfen wurde, durch diese 
Reformen das gesamte Sowjetsystem empfindlich geschwächt zu haben. Nicht 
minder verurteilt wurde seine Politik der Annäherung an das titoistische 
Jugoslawien sowie die beginnende Zusammenarbeit mit den 
sozialdemokratischen Parteien Westeuropas.177 
 
Für die Bruderstaaten ergab sich nach dem 20. Parteitag zunächst die 
Unsicherheit, inwieweit diese neue „Freiheit“ zu verstehen sein könnte. Diese 
Frage wurde nicht nur intensiv im Politbüro der KPdSU diskutiert, sondern auch 
unter den verschiedenen Delegationen der Volksrepubliken, die zum 20. Parteitag 
angereist waren. Ihnen war eine Kopie der „Geheimrede“ überreicht worden, für 
den „internen Gebrauch“. Es lag nunmehr in ihrer Entscheidung, wie sie damit 
umgehen würden, sodass dabei zum Teil sehr unterschiedliche politische Wege 
entstanden. Mátyás Rákosi weigerte sich, auch nur einen Teil der Rede öffentlich 
zu machen und sich der Auseinandersetzung mit der Bevölkerung und der Opp-
osition zu stellen. Als Gegenbeispiel hat die polnische Arbeiterpartei im Zuge einer 
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Umstrukturierung nach dem Tod des Parteisekretärs Boleslaw Bierut am 12. März 
1956 rund 3000 Exemplare dieser Rede bis in die untersten Parteistrukturen 
hinein verteilt, wo sie von da an heftig debattiert wurden.178  
 
Zunächst bedeutete die „Geheimrede“ Chruschtschows für die kommunistischen 
Parteien Westeuropas gröbere Probleme. Ihre ohnehin schon schwierigere 
Position in Staaten, wo sie im Gegensatz zu den Schwesterparteien in Osteuropa 
stimmenmäßig eher weit abgeschlagen in der Minderheit waren und auch nicht auf 
die selbe Unterstützung und den Halt durch die Sowjetunion zählen konnten, 
wurde dadurch noch zusätzlich verschärft. Davon nicht ausgenommen war die 
Kommunistische Partei Österreichs. 
 
7.5 Die Grenze wird geräumt! – Aber nicht geöffnet! 
 
In dieser politisch äußerst sensiblen Zeit im Frühjahr 1956 kam es zu einem 
personellen Wechsel an der österreichischen Gesandtschaft in Budapest: 
Botschafter Braunias wurde von seinem Kollegen Walther Peinsipp abgelöst und 
begann daher Ende Februar mit den offiziellen Abschiedsbesuchen. Das bot ihm 
die Gelegenheit, mit den führenden Politikern des Landes den aktuellen Stand der 
österreichisch-ungarischen Beziehungen zu erörtern. Während das Gespräch mit 
dem Ministerpräsidenten sich eher auf die Vermögensverhandlungen 
beschränkte179, konnte mit Außenminister Boldoczki am 1. März auch die aktuelle 
Situation an der Grenze besprochen werden. Zu dieser Zeit bestand aller Grund 
zur Hoffnung, dass die „Ständige Gemischte Grenzkommission“ ihre Aufgabe 
erfüllen und eine Entspannung herbeirufen würde. In näherer Zukunft, so der 
Minister, sollte sich selbige auch konkrete Gedanken über eine Öffnung weiterer 
Grenzübergänge machen.180 Es lag nunmehr auch an dem Verhandlungsgeschick 
des neuen österreichischen Gesandten, Dr. Walther Peinsipp, diese Entwicklung 
voranzutreiben. Mit großem Einsatz, wie man in den folgenden Monaten 
bemerken sollte, machte er sich an die Arbeit und urgierte bei den 
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verschiedensten Stellen der ungarischen Administration ein möglichst baldiges 
Ende der Politik der Abriegelung. Einen besonderen Schwerpunkt bildete bei ihm 
der Abbau des Eisernen Vorhanges, der als logische Schlussfolgerung der sich 
verbessernden Beziehungen zwischen den beiden Ländern immer mehr 
unausweichlich blieb.  
 
Zu dieser Zeit, Mitte der 50er Jahre, war die österreichische Gesandtschaft in 
Budapest aufgrund der unsicheren politischen Lage in dem jungen 
österreichischen Außenamt ein nur wenig beliebter Posten. Ein Beweis dafür ist, 
dass es beinahe jährlich zu einem personellen Wechsel kam. Bruno Kreisky, seit 
1953 Staatssekretär im Außenamt, bemerkte rückblickend in seinen Memoiren, 
dass er der ungarischen „Entwicklung und [den] Verhältnissen bis zum Aufstand 
wenig Aufmerksamkeit geschenkt“ hatte.181 Peinsipp erkannte die Dimension 
seiner Aufgabe und versuchte mit großer Mühe gegenseitiges Misstrauen 
abzubauen und die beiden Länder wieder einander näher zu bringen. 
 
Hinter den Mauern der Parteizentrale der MDP begann sich zur Zeit dieses 
Wechsels auch mehr zu regen, als es zunächst den Anschein hatte. Am 7. März 
1956 präsentierte Mátyás Rákosi dem Politbüro einen Brief der Kommunistischen 
Partei Österreichs (KPÖ). Darin ersuchte die österreichische Schwesternpartei um 
einen möglichst baldigen Abbau der technischen Grenzsperren entlang der 
gemeinsamen Grenze. Ob diese besondere Aufforderung abseits der 
österreichischen Außenpolitik Anfang März etwas mit der bevorstehenden 
Nationalratswahl zu tun hatte, muss hier offen bleiben. Fest steht allerdings, dass 
die Dringlichkeit dieser Frage in Österreich Anfang des Jahres 1956 
parteiüberschreitend erkannt worden war und verfolgt wurde. Und tatsächlich 
fasste das ungarische Politbüro im Zuge der Sitzung am 7. März den Beschluss, 
die Drahthindernisse sowie die Minenfelder an der Westgrenze zu räumen.182 Seit 
fast einem Jahr wurde ja, wie bereits erwähnt, an einer neuen Form der 
Absperrung der Grenze seitens des Innenministeriums und des Grenzschutzes 
gearbeitet. Folglich handelte es sich bei diesem Entschluss nicht um eine 
„Öffnung“ im Sinne von 1989, sondern wohl eher um eine Geste der 
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„Freundschaft“ und einer bereits länger notwendigen Umstrukturierung und 
Modernisierung des ungarischen Grenzschutzes, insbesondere an der 
Westgrenze. 
  
Verwunderlich wirkt allerdings die Vorgehensweise: Bei der selben Sitzung legte 
das Politbüro fest, dass sich die beiden kommunistischen Presseorgane, 
Österreichische Volksstimme und Szabad Nép in aufeinander abgestimmten 
Artikeln für einen Abbau der Grenzvorrichtungen aussprechen sollten. 
Infolgedessen legten die beiden Zeitungen eine dreitägige Artikelserie an und 
veröffentlichten diese in der Zeit vom 8. bis zum 10. Mai 1956.183 Damit konnte die 
Kommunistische Partei gemeinsam mit ihren Freunden in Österreich den Erfolg 
einer solchen Entscheidung für sich verbuchen, der ihnen zur damaligen Zeit von 
westlicher Seite her bestimmt viele Freunde brachte. Und ganz offensichtlich war 
damals sowjetisches Einverständnis vorhanden. Die KPdSU war mit Bestimmtheit 
von den neuen Abriegelungsmechanismen informiert und muss einer solchen 
Umformung des ungarischen Grenzschutzes zugestimmt bzw. diese vielleicht 
sogar selbst angeordnet haben. Anders ist eine solche Öffentlichmachung kaum 
vorstellbar. Im Land selbst waren ja schließlich weiterhin mehrere Einheiten der 
Roten Armee stationiert, und nur wenige Monate später, mit Ausbrechen der 
Revolution im Oktober sollte schnell klar werden, wie die Sowjetunion auf 
Entwicklungen reagierte, die ihr zuwider liefen.  
 
Der Zustand der technischen Grenzsperren war zu dieser Zeit tatsächlich bereits 
denkbar schlecht. Die Vorrichtungen waren derart desolat, dass etwa die 
Sicherheitsdirektion für das Burgenland Ende Mai berichtete: „Der 
Stacheldrahtverhau war durch die Dauer seines Bestehens bereits ein im Großen 
und Ganzen ungeeignetes Hindernis für aus Ungarn flüchtende Personen 
geworden.“184 Die Witterung hatte ihm hart zugesetzt, Rostschäden an Zaun und 
Minenanlage, wie auch Fäulnis an den Holzpflöcken machten sich mehr und mehr 
entlang der Grenzsperren bemerkbar. Das eigentliche Sicherheitssystem stellten 
die regelmäßig patrouillierenden Grenzsoldaten dar, so dass die technischen 
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Sperren ihre Bedeutung mittlerweile weitgehend eingebüßt hatten. Sie waren im 
Gegenteil Ursache für eine Reihe von Grenzzwischenfällen. Die Freude auf 
österreichischer Seite ob dieser Entscheidung war verständlicherweise zunächst 
sehr groß, wurde sie doch als Zeichen des Erfolges von Verhandlungen und 
Freundschaftsbekundungen gesehen. Auch aus ungarischer Sicht schien diese 
Form der Abriegelung nunmehr obsolet und die Kontrolle allein den 
Grenzbeamten überlassen worden zu sein.185 Es sollte allerdings nicht allzu lange 
dauern, bis sich herausstellte, dass diese Vermutungen nicht ganz der Wahrheit 
entsprachen.  
 
7.6  Maßnahmen zur Sicherung der Grenze nach Abbau der „technischen 
Sperren“ 
 
Kern aller Überlegungen für neue Formen der Grenzsicherung war die durch die 
österreichische Unabhängigkeit und Neutralität eintretende bzw. zu erwartende 
Veränderung der Sicherheitslage an der 370 Kilometer langen ungarisch-
österreichischen Grenze. Über eines ist man sich auf ungarischer Seite bereits zu 
Beginn der Planungen einig: Der Abbau der technischen Hindernisse dürfe mit 
keinerlei Lockerung der Grenzsicherung einhergehen. Ganz im Gegenteil sei es 
nunmehr das Ziel, die bisherige Undurchlässigkeit der Grenze mit anderen, 
modernen Mitteln aufrechtzuerhalten und die ganze Region noch strengeren 
Kontrollen als bisher zu unterziehen.  
 
Die Vorschläge für mögliche neue Abwehrmechanismen und Kontrolleinrichtungen 
kamen in erster Linie vom Innenministerium und dem ihm unterstehenden 
Grenzschutzkommando. Beim Studium der entsprechenden Dokumente fällt der 
beinahe kriegerisch-kämpferische Wortlaut, ebenso wie eine beinah verbissene 
Vorgehensweise bei dem Versuch ideologische Prinzipien aufrechtzuerhalten, auf. 
Dabei schien es kaum eine Rolle zu spielen, dass gewisse Feststellungen und 
Regelungen nicht mehr der Realität entsprachen bzw. diese bewusst verdrehten.  
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Zunächst aber ein kurzer Einschub, was ist denn überhaupt schon passiert seit 
Beginn der Überlegungen im Frühjahr 1955? Die Anzahl der Grenzschutzbezirke 
entlang der ungarischen Westgrenze war von zwei auf vier verdoppelt worden. 
Diese wurden mit zusätzlichen 11 Wachtposten zu je 60 Mann deutlich verstärkt. 
Die nunmehr kleineren, mit mehr Grenzposten ausgestatteten Kontrollbezirke 
erlaubten eine weitaus effizientere Überwachung. Zur weiteren Verstärkung 
kamen hier militärisch und politisch höher geschulte Offiziere zum Einsatz, ebenso 
wie eine Reihe von „Kämpfern“, die sich ob ihrer bisherigen militärischen 
Leistungen bereits Ansehen errungen hatten. Die bereits an der Westgrenze 
tätigen Kommandanten und ihre Stellvertreter wurden auf Verlässlichkeit hin 
überprüft und im Zweifelsfall durch erfahrenere Vertrauenspersonen ersetzt. Im 
Mai 1956 wurde bereits jeder Posten an der Westgrenze von drei Offizieren 
betreut.  
 
Bereits Anfang des Jahres 1956 wurden die in den grenznahen Regionen aktiven 
Parteiorganisationen der Kreise und – über ihnen stehend – der Komitate [Kreis ≈ 
österr. Bezirk; Komitat ≈ österr. Bundesland], im Rahmen ihrer Wahlkampagnen 
unterstützt und durch erfolgreiche, vertrauenswürdige Kader verstärkt. Sie sollten 
in Zukunft die Zusammenarbeit mit dem Grenzschutz fördern und ihn bei der 
Verhinderung von Grenzverletzungen, der Fahndung nach Grenzverletzern und 
deren Aufgreifung unterstützen. Um sich von den Umsetzungen der neuen 
Regelungen zu überzeugen, sowie zum Austausch über das weitere Vorgehen, 
besuchte eine Kommission des Innenministeriums und der Grenzwache im März 
die Parteisitzungen in den grenznahen Komitaten Györ-Sopron und Vas.186 
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7.6.1 Befürchtungen der ungarischen Staatssicherheit angesichts der neuen 
Grenzsituation 
 
Schon an den vom Ersten Stellvertreter des Innenministers, Mihály Gábri im Mai 
1956 zusammenfassend festgehaltenen Befürchtungen187 wird ersichtlich, dass 
ideologische Grundsätze eine höhere Rolle spielen, als die Erfassung der 
Wirklichkeit:  
 
Hohe Priorität hatte die Sorge vor einer Zunahme der Aktivitäten „imperialistischer 
Nachrichtendienste“. Diese mag begründet sein, jedoch hat „Radio Free Europe“ 
beispielsweise lange zuvor in Ungarn Fuß gefasst. Der Sender wurde von Amerika 
aus, namentlich vom „Nationalkomitee für ein Freies Europa“ mit Sitz in München, 
gegründet und ging 1950 auf Sendung. Zielpublikum waren mittel- und 
osteuropäische Länder, ausgenommen die Sowjetunion. Zur Zeit des Kalten 
Krieges wurden viele fremdsprachige Sendungen, so auch die von Radio Free 
Europe mit Störsendern boykottiert. Sie wurden als Bedrohung des Sowjetsystems 
gesehen, da über ihr Medium westliche Ansichten direkt in die Haushalte getragen 
wurden. Weiters wurde ihnen vorgeworfen, Verbindungen zu westlichen 
Geheimdiensten zu haben, was letztlich die Existenz von Radio Free Europe und 
anderer Sender gefährdete.188  
 
Die Ursache für vermehrte Fluchtversuche sah Gábri in den verwandtschaftlichen 
Beziehungen über die Grenze hinweg. Diese Vermutung entsprach allerdings nur 
zur Hälfte der Realität: Grundsätzlich versuchten die erfolgreich über die Grenze 
gekommenen Ungarn sicher ihren Verwandten bei der Flucht zu helfen. Das aber 
nicht erst seit Abschluss des Staatsvertrages. Und gerade auch den 
Beobachtungen des ungarischen Geheimdienstes zufolge schien die neue 
Situation vielmehr den Menschen die Hoffnung zu geben, die Situation könnte sich 
in nur kurzer Zeit quasi „von selbst regeln“. Wie bereits erwähnt, hatte sich ja 
schon Ende des vorhergehenden Jahres bei der Kontrolle des Briefverkehres über 
die Grenze gezeigt, dass durch die erwartete baldige Einführung des „Kleinen 
                                                 
187 MOL, LXV.tv.28, Bericht des Innenministeriums der Ungarischen Volksrepublik über die 
Zusammenarbeit des 1. und 2. Grenzschutzbezirks sowie der Komitatshauptabteilungen (Györ-
Sopron, Vas) zur Sicherstellung des westlichen Grenzabschnittes, 10.1.1956. 
188 http://de.wikipedia.org/wiki/Radio_Free_Europe (10.12.2009) 
 105 
Grenzverkehres“ ein Zusammentreffen beinahe unmittelbar bevorstünde. Nicht 
zuletzt betonten auch die eigenen Politiker öffentlich regelmäßig ihre Freude über 
die Erfolge in der Verbesserung der österreichisch-ungarischen Beziehung. 
 
Die Befürchtung eines Anstiegs des Menschenschmuggels bestand auf beiden 
Seiten. Während allerdings der ungarische Bericht davon ausging, dass es „aus 
Kreisen der beiderseitigen Grenzbevölkerung“189 anzunehmen sei, machte sich 
die burgenländische Bevölkerung in erster Linie Sorge um aus Ungarn kommende 
illegale Übertritte.  
 
Etwas verwunderlich stimmt die Sorge darüber, es könnten irrtümliche 
Grenzübertritte geschehen, namentlich durch die dort beschäftigten Grenzwach-
leute oder auch durch die nahe der Grenze (vor allem landwirtschaftlich) tätige Be-
völkerung. Das ist schwerlich vorstellbar. Es könnte sich hier eher um eine 
propagandistische untermauerte Formulierung einer anderen Realität handeln: Die 
Grenzwachen hatten eine bessere Chance die Flucht über die Grenze zu wagen, 
alleine schon aufgrund der bei der Arbeit erworbenen Kenntnisse über die 
Grenzsicherung. Aus einem ähnlichen Grund heraus waren ja auch bei der 
Errichtung der „technischen Sperren“ zunächst die Wachtürme errichtet worden: 
Weil schon damals die Gefahr eines Übertritts durch die an den Aufbauarbeiten 
beschäftigten Soldaten ganz realistisch gegeben war. Eines der wenigen Beispiele 
die einen „zufäliigen Grenzübertritt“ möglich erscheinen ließen, war ein 
Grenzoffizier in volltrunkenem Zustand der angeblich „unabsichtlich“ über die 
Grenze gelangt war. Er verbrachte die Nacht zur Ausnüchterung in einer Zelle der 
österreichischen Grenzgendarmerie und wurde am folgenden Tag wieder nach 
Ungarn überstellt. Aber solche „Zufälle“ waren an sich kein Regelfall.  
 
Angesichts der besseren Zugänglichkeit der Grenze, so befürchtete das 
Innenministerium, würde zudem die Gefahr bestehen, dass die eigenen Grenz-
schutzorgane vermehrt pöbelhaften Angriffen oder auch propagandistischen 
Aktionen ausgesetzt sein würden. Daher erschien es als dringend notwendig, das 
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„Selbstbewusstsein“ der Offiziere zu stärken. Ihnen sollten weiters die Bedeutung 
und die zu erwartenden Folgen der Räumung der technischen Grenzsperren 
deutlich vor Augen geführt werden. Sie müssten darauf vorbereitet werden, dass 
von ihnen mehr Aufmerksamkeit und mehr Anstrengung erfordert werden. Das 
„Training“ für diese neuen Anforderungen sollten daher geschulte Offiziere und 
Kommandanten übernehmen, die extra für zwei Wochen an die Grenze geschickt 
wurden. Parallel zu den Vorkehrungen innerhalb des Personals sollte das Gelände 
neuerlich überprüft werden, wo Grenzübertritte möglich sein könnten und häufige 
Schmugglertätigkeiten festzustellen seien. Grenzübertritte hatten, der Ideologie 
der kommunistischen Führung entsprechend, nach Auffassung des 
Innenministeriums immer nur den Grund von Verwandtschaftsbesuchen. Die 
Möglichkeit, den Wunsch zu haben, das Land an sich verlassen zu wollen, durfte 
nicht existieren.190  
 
7.6.2 Vom Politbüro der MDP am 31. Mai 1956 abgesegnete Vorgangsweise zur 
Verstärkung des westlichen Grenzabschnitts 
 
Am 31. Mai 1956 bestätigte das Politbüro der MDP im Wesentlichen die Vorlage 
des Innenministeriums über die zukünftige Vorgehensweise an der Westgrenze 
der Volksrepublik. Die zur Installierung der neuen Schutzmechanismen 
erforderlichen Maßnahmen wurden auf vier große Kompetenzbereiche aufgeteilt:  
1. Organe des Innenministeriums und der Grenzschutz 
2. Staatliche Organe  
3. Parteiorgane 
4. Massenorganisationen 
 
In das Ressort des Innenministeriums und der Grenzschutztruppe fiel 
selbstverständlich alles, was mit dem direkten Grenzgeschehen zusammenhing. 
Dabei ging es in erster Linie um eine ideologische Arbeit und war daher 
vergleichsweise schwierig umzusetzen: „Die moralische und politische Einheit des 
Personals der Grenztruppe ist weiter zu verbessern, ebenso wie seine Disziplin, 
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sein Selbstbewusstsein ist zu vermehren, wie auch die Treue zu Volk und Partei.“ 
Neben diesen eher ideologischen Ansätzen galt auch die fachliche Ausbildung der 
Grenzsoldaten als verbesserungswürdig. Die Vorgesetzten sollten in Zukunft nicht 
mehr rein für die Durchsetzung ihrer Befehle sorgen, sondern unter ihrer eigenen 
Mithilfe bei gleichzeitigem Verzicht auf zu grobe Behandlung ihrer Angestellten ein 
konstruktives Arbeitsverhältnis herstellen.191 Zu diesem Zweck mussten auch 
sämtlichen Mitarbeitern zuallererst die neue Situation erklärt und die Gründe für 
den Entscheid zum Abbau der Sperren bekannt gegeben werden. Sie sollten, so 
der stellvertretende Kommandant des Grenzschutzes, János Szalvi, Aufklärung 
erhalten über die aufgrund der Anstrengungen der Sowjetunion und ihrer 
Verbündeten allgemein verbesserte internationale Lage. Aufgrund des neuen 
Verhältnisses zur Jugoslawischen Föderalen Volksrepublik könnten die 
technischen Sperren entlang der gemeinsamen Grenze nicht mehr gerechtfertigt 
werden. Ähnliches galt für das westliche Nachbarland Österreich, das 
kapitalistisch orientiert war: Aufgrund des steigenden Vertrauensverhältnisses 
konnte dieses „Überbleibsel des Kalten Krieges“ nicht bestehen bleiben. Damit 
verbunden wäre ein Schlag gegen die westliche Propaganda, welche die Existenz 
der technischen Sperren für Verleumdungskampagnen gegen Ungarn nützte.192   
 
Im Sinne des weiteren Verständnisses von „Grenzraum“ gehörte es auch zur 
Aufgabe der Grenzoffiziere, den Austausch mit der grenznah lebenden 
Bevölkerung zu intensivieren. Mit ihrer Beteiligung sollte künftig eine effizientere 
Aufklärungsarbeit gewährleistet werden. Um dies zu erreichen, sah das Politbüro 
der MDP eine Verbesserung des „Belohnungssystems“ für die Mithilfe bei der 
Gefangennahme von Grenzverletzern vor. Gleichzeitig sollten die Verbindungen 
der dortigen Bevölkerung zu den lokalen Parteigremien weiter intensiviert 
werden.193 
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Der Grenzschutz sollte im Weiteren dafür sorgen, dass als Ersatz für die 
„technischen Hindernisse“ versteckte Sperranlagen angelegt werden. Außerdem 
sollte das Hinterland noch mehr in die Überlegungen mit einbezogen werden. 
Dafür war auch eine personelle Verstärkung vorgesehen. Zur Verstärkung der 
Grenzoffiziere in ihrem Umgang mit dem westlichen Nachbarn bis Ende des 
Jahres sollte vor allem deutschsprachiges Personal an die Westgrenze entsandt 
werden.194 
 
Das Politbüro fügte dem Vorschlag des Innenministers hier interessanterweise 
noch eine Vorkehrungsmaßnahme hinzu, nämlich dass mittels der Ausgabe von 
entsprechenden Reisedokumenten gelegentliche Verwandtenbesuche möglich zu 
machen seien. Das Innenministerium erhielt weiters den Auftrag, zu prüfen, ob die 
strengen Auswanderungsbestimmungen in absehbarer Zeit eine Erleichterung 
erfahren könnten.195 
 
Von staatlicher Seite wurden zur Absicherung der Grenze neben 
Landesplanungsamt und der für die Hauptzahl der Flüchtlinge zuständigen 
Jugendorganisation DISZ (Dolgozó Ifjúság Szövetsége), auch einige Minister in 
die Verantwortung gezogen. Darunter beispielsweise der Unterrichtsminister wie 
auch die Minister für Handel und Verkehr.  Es wurde eine flächendeckende 
Abwehrstruktur gegen Fluchtversuche organisiert, die alle nur möglichen Lebens-
bereiche der Menschen – vor allem in den „Krisenregionen“ mit den häufigsten 
Fluchtvorkommen - erreichen sollte.  
 
Das Landesplanungsamt hatte die Aufgabe, die direkten Lebensverhältnisse in 
den westlichen Komitaten, besonders in den grenznahen Ortschaften, zu 
untersuchen. In sein Wirkungsfeld fielen ja von Haus aus Bereiche wie etwa das 
Bauwesen, die Elektrizitätsversorgung etc. Bis zum September 1956 sollten hier 
Optimierungsvorschläge ausgearbeitet werden. Zu bevorzugen waren dabei 
neuerlich die Komitate Györ und Vas. Selbiges galt für die Versorgung mit Waren 
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aller Art, für deren Ausweitung der Minister für Binnenhandel schon innerhalb 
eines Monats  zu sorgen hatte.196  
 
Einen besonders wichtigen Aufgabenbereich teilte sich das Ministerium für 
Volksbildung mit dem Jugendverband DISZ. Warum es sich bei dem Thema 
„Jugend“ um einen besonders relevanten Aspekt in den Überlegungen des 
Grenzschutzes handelte, sei hier kurz erklärt: Den Unterlagen des 
Innenministeriums zufolge hatte der österreichische Staatsvertrag eine große 
Auswirkung auf die stetig steigende Anzahl von Grenzverletzungen. Bis zum Ende 
des Jahres 1955 hatte es 629 versuchte Grenzübertritte gegeben. Auch bereits für 
das Frühjahr 1956 verzeichnete das Innenministerium 367 Fälle. Dabei stellte sich 
heraus, dass ein bemerkenswert großer Anteil, nämlich 80%, aus den großen 
Städten - allen voran Budapest - sowie aus den Grenzgegenden stammte. Die 
Mehrheit der Fluchtwilligen waren Jugendliche im Alter zwischen 14 und 16 
Jahren.197 
 
Das neue Programm der Staatssicherheit schloss daher eine Verstärkung der 
Überzeugungsarbeit in jugendlichen Kreisen in die Überlegungen ein. Gleichzeitig 
versuchte man in der Öffentlichkeit durch entsprechende Propaganda den 
Eindruck zu erwecken, dass der Sozialismus gerade in der Jugend großen 
Widerhall fände. Die Kritik am bisherigen Umgang mit dieser Altersgruppe kam 
auch aus den eigenen Reihen: Die kommunistische Jugendorganisation Ungarns 
„DISZ“ beklagte sich über zu wenig Unterstützung seitens der Partei. Westliche 
Trends verbreiteten sich unter den Jugendlichen mehr und mehr; ein Dorn im 
Auge waren amerikanische Mode, Kaugummi, Jazzmusik, Westernfilme und –
bücher sowie der gleichzeitig äußerst geringe Anklang der Kurse in Marxismus-
Leninismus und der kommunistischen Jugendaktivitäten seitens der ungarischen 
Teenager. Der starke Jugendanteil unter den Fluchtwilligen hatte sicherlich 
vielerlei Gründe, de facto hatten sie wahrscheinlich auch besonders gute 
Chancen. Sie waren zumindest materiell weniger gebunden, etwa an Haus und 
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Hof. Sie waren die mobilere, vielleicht auch fortschrittsgläubigere Klasse, und sie 
glaubten an den Westen und wollten ihr Glück einmal dort versuchen. Und nicht 
zuletzt hatten sie vielleicht auch eher den Mut, den Schritt zu wagen, über den 
viele nachdachten. 
 
Das Innenministerium befasste sich daher mit den Möglichkeiten, diese Zielgruppe 
vermehrt zum Bleiben zu bewegen. Es war den regionalen Parteibehörden ganz 
offensichtlich, so die dortige Ansicht, noch zuwenig gelungen, die Jugend ent-
sprechend zu begeistern. Als mangelhaft wurden die vorhandenen Angebote für 
sportliche, kulturelle und soziale Aktivitäten eingestuft. Die mit dem 
Österreichischen Staatsvertrag einhergegangene Aufbruchsstimmung war nicht 
durch ein Mehrangebot für die heimische Jugend kompensiert worden, resultierte 
man im Innenministerium.198 
 
Schulen und Lehrlingsheime sollten mit vertrauenswürdigem Personal besetzt 
werden, die sich um eine „systemkonforme“ Erziehung bemühen sollten. Um das 
Freizeitleben lebendiger gestalten zu können, wurde an der zahlenmäßigen 
Verstärkung von Film- und Theatervorführungen sowie von Ausstellungen und 
Vorträgen gearbeitet. Auch die sportlichen Aktivitäten und Veranstaltungen 
gerieten in das Blickfeld der Organisatoren und erfuhren Verbesserungen sowohl 
in punkto Einrichtungen als auch den dazu gehörigen Geräten. All diese Vor-
kehrungsmaßnahmen galten im Besonderen für die Aktivitäten der DISZ, die 
ebenfalls durch geschulte Kader verstärkt und unterstützt werden sollten. Ihre 
Arbeit mit den Jugendlichen sollte sich noch mehr mit deren offenkundigen 
Problemen und Unzufriedenheiten befassen. Die Leitung der DISZ hatte alle 
möglichen Bemühungen anzustellen, die Gründe für den enormen Anteil an 
jugendlichen Fluchtwilligen herauszufinden und diese auszuräumen. Auch sie 
sollten speziell mit dem Grenzschutz direkt zusammenarbeiten, und alle 
möglichen Versuche der Grenzverletzung diesem umgehend melden. Zur 
Betonung dieser Zusammenarbeit schlug das Innenministerium die gemeinsame 
Abhaltung von verschiedensten Veranstaltungen vor. Im Sinne der organisierten 
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Abschreckung sollte das DISZ dafür sorgen, dass möglichst viele der jugendlichen 
„Grenztäter“ vor zivile Gerichte gestellt würden. Um anderen Fluchtwilligen 
rechtzeitig den Glauben an die „bessere Welt“ im Westen zu rauben, sollten die 
Rückkehrer noch öffentlich Zeugnis ablegen.199 Typisch auch hier wieder die 
ideologisch untermauerte Annahme des Innenministeriums, welche Gründe die 
Jugendlichen womöglich dazu bewegen könnten, das Land zu verlassen: „Unter 
dem Einfluss feindlicher Propaganda sich auf diese Weise der Wehrpflicht 
entziehen oder aus Abenteuerlust oder anderen Gründen das Land verlassen 
wollten“200. 
 
Abseits der Jugendfrage sollten von staatlicher Seite alle Institutionen in den 
grenznahen Gebieten, vor allem die industriellen und landwirtschaftlichen 
Betriebe, von der Infiltration durch „feindliche Elemente“ befreit werden. 
Besondere Vorsicht galt auch bei der Aufnahme neuer Mitarbeiter.  
 
Der Verkehrs- und Postminister hatte im Speziellen für eine Wiederinstandsetzung 
und Verschönerung der Grenzübergangsstellen zu sorgen, die in absehbarer Zeit 
mit der Wiedereinführung des „Kleinen Grenzverkehres“ vermehrt genützt werden 
würden. Bei diesen Überlegungen im Mai 1956 plante das Politbüro der MDP 
Verhandlungen mit Österreich ein, um ein Abkommen über die Rückstellung von 
Grenzverletzern zu erarbeiten.201  
 
Ebenfalls betroffen von den neuen Vorkehrungsmaßnahmen waren die 
unterschiedlichen Parteiorgane. Sie sollten die Arbeit des Grenzschutzes so gut 
wie nur möglich unterstützen. Bis zum Sommer 1956 war es daher ihre Aufgabe, 
Vorschläge für das Ausmaß dieser Zusammenarbeit vorzubereiten. Im gleichen 
Zeitraum waren zur Unterstützung der lokalen Parteigremien in den grenznahen 
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Komitaten verstärkte Aktionen der Propagandaabteilungen sowie der Kultur-
abteilungen des Zentralkomitees vorgesehen. Zur Unterstützung der Partei-
organisationen in dieser Phase sollten erfahrene Kader in die Region entsandt 
werden. Eine besondere Aufforderung zur Tätigwerdung erhielten, aufgrund der 
hohen Flüchtlingsraten aus diesen Gebieten, die Komitate Budapest, Vas, Györ, 
Veszprém, Borsod und Baranya. Auch größere Betriebe wurden aufgerufen, die 
Propagandatätigkeit unter ihren Angestellten zu fördern und feindliche Pro-
paganda herauszufiltern. Dazu gehörten etwa die RM-Werke [Inhaber: Mátyás 
Rákosi] sowie die Ganz Waggonfabrik in Budapest.202 
 
In Bezug auf die Massenorganisationen hebt das Protokoll der Politbürositzung 
vom 18. Mai 1956 neben der bereits ausführlich angesprochenen Jugend-
bewegung DISZ nur noch die Gewerkschaften sowie die landwirtschaftlichen 
Genossenschaften und den Landesverband der Ungarischen Freiwilligen 
Landesverteidigung hervor. Sie und auch all die anderen Massenorganisationen 
sollten im Zuge ihrer gesellschaftlichen Aktivitäten ihren grenznahen Organen eine 
entsprechende Aufmerksamkeit widmen und sie in jeder Hinsicht unterstützen.203 
Der ungarische Grenzschutz rechnete bereits im Mai 1956 mit Gegenstimmen aus 
dem Ausland, mit missgünstigen Wortmeldungen, welche den Abbau der tech-
nischen Sperren als rein propagandistische Aktion darstellen würden. Diese 
sollten auch tatsächlich nicht lange auf sich warten lassen, wie hier später noch 
gezeigt werden wird. Eine noch größere Sorge seitens des ungarischen 
Grenzschutzes betraf die Befürchtung, dass feindliche Agenten versuchen 
würden, die ungarischen Grenzsoldaten mit fadenscheinigen Methoden nach 
Österreich zu locken. Als Beispiel wurde angegeben, dass Frauen an die Grenze 
geschickt werden könnten, um die Soldaten zu „bezirzen“ und mit falschen Ver-
sprechungen hinüberzulocken, aber auch mögliche Geldangebote waren im 
Gespräch. Nicht zuletzt aus diesen Gründen sollten sowohl das Grenz-
schutzpersonal als auch die grenznah lebende Bevölkerung ja die bereits 
angesprochenen Privilegien, gemeinsam mit dem „Belohnungssystem“ für „Mithilfe 
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bei der Aufklärung“ erhalten. Zumindest räumte der ungarische Grenzschutz bei 
seinen Verleumdungen ein, dass es durchaus auch die Soldaten selbst sein 
könnten, die angetan von einer in Grenznähe befindlichen Österreicherin – ohne 
schlechte verführerische Absichten -, die Grenze von sich aus überschreiten 
könnten. Es wurde daher nochmals festgehalten: „Die Behandlung der Kämpfer 
und der Unteroffiziere muss ebenso radikal verbessert werden wie ihre materielle 
und moralische Betreuung. Die materiellen Leistungen haben zur rechten Zeit und 
in guter Qualität zu geschehen“.204  
 
Gleichzeitig wurden Anstrengungen seitens der Grenzschutzkommandanten 
unternommen, Treue zu Staat und Partei sowie den Patriotismus weiter zu 
verstärken und dabei Rücksicht auf die Vorschläge ihrer Untergebenen zu 
nehmen. Im Laufe des Frühjahrs wurden die Grenzschutzsoldaten mit den neuen 
„verdeckten technischen Mitteln“ vertraut gemacht und auf die Notwendigkeit 
höchster Wachsamkeit bei den Patrouillengängen hingewiesen, die ja nunmehr 
beinahe die Grundlage der Grenzüberwachung darstellten.205   
 
7.6.3 Parallele Neuausstattung der Grenze mit technischen Mitteln 
 
Angesichts der Räumung von Stacheldraht und Minenfeldern sah sich die 
Ungarische Staatssicherheit gezwungen, den nunmehr von diesen technischen 
Sperren frei gewordenen Grenzraum auf andere Weise undurchlässig zu machen. 
Die zu diesem Zweck getroffenen Vorkehrungen sind verheerend und zum Teil 
noch gefährlicher als ihre Vorgänger, weil sie nicht mehr sichtbar waren. Im 
Folgenden sind einige Beispiele aus den entsprechenden Anordnungen des 
Innenministeriums herausgegriffen, die im Allgemeinen alle spätestens bis zum 
Sommer 1956 durchgeführt werden mussten:  
 
                                                 
204 MOL, 0359/Tól-1956, Belügyminisztérium Határõrség Politikai Csoportfõnöksége - Intézkedés a 
müszaki zár megszüntetésével kapcsolatos  politikai munkára (Bericht der politischen 
Gruppenabteilung des Grenzschutzes im Innenministerium - Maßnahmen betreffend die politische 
Arbeit im Zusammenhang mit dem Abbau der Sperre), 19.5.1956. 
205 MOL, 0359/Tól-1956, Bericht der politischen Gruppenabteilung des Grenzschutzes im Innen-
ministerium - Maßnahmen betreffend die politische Arbeit im Zusammenhang mit dem Abbau der 
Sperre, 19.5.1956. 
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Die eben angesprochenen landwirtschaftlichen Betriebe wurden ab Sommer 1956 
regelmäßig durch die lokalen Grenzkommandanten „visitiert“, wobei die 
Personaldokumente der Mitarbeiter, vor allem auch der Saisonarbeiter, überprüft 
wurden.206 Diese Angst vor einer möglichen Behinderung der dort lebenden 
Bevölkerung lässt sich dadurch begründen, dass sie als einer der größten 
Risikofaktoren für illegale Grenzübertritte galt. Sie erhielt in dieser Zeit des 
Umbruchs eine Menge Privilegien, wie es im Vorhergehenden ja schon kurz 
angemerkt wurde: Annehmlichkeiten in der Nahversorgung, in der Wohnungs-
situation, Energieversorgung usw. All diese Vergünstigungen sollten in erster Linie 
einem Zweck dienen: der grenznah lebenden Bevölkerung die angesichts 
verstärkter Kontrollen im Landesinneren, einer größeren Präsenz von Wacht-
personal und dem organisierten Denunziationswesen erschwerten Lebens-
umstände annehmbarer zu gestalten und sie dadurch für sich zu gewinnen. 
 
Nun zurück zu den geplanten Vorkehrungen: Wege außerhalb der normalen 
Verkehrsstraßen, welche sich direkt im rechten Winkel auf die Grenze hin 
bewegten, waren in einem Abstand von 50 bis zu 100 Metern Entfernung von der 
Grenze mittels Gräben zu unterbrechen. Sie wurden außerdem von Patrouillen 
bewacht, die mittels modernster Signaltechnik auf mögliche Zwischenfälle auf-
merksam machen konnten. Des Weiteren wurden auf den Straßen, die parallel zur 
Grenze verliefen, ständige Patrouillen eingerichtet, die, versehen mit Fahrrädern, 
ihre Tätigkeit bewältigen sollten. Um die bereits angesprochenen irrtümlichen 
Grenzverletzungen aufgrund von schlechten Sichtverhältnissen bei Nacht oder bei 
Schlechtwetter zu vermeiden, wurden entlang des verbliebenen Spurenstreifens 
weiß angestrichene Holzpflöcke angebracht.  
 
Die Grenzlinie durchbrechende Flüsse oder Kanäle wurden weiterhin während 
Tag und Nacht bewacht, wobei dieselben Signalapparate zur Verwendung kamen 
wie bei den Zufahrtsstraßen. Während der Nacht waren jedoch neuerdings 
„verdeckte Patrouillen“ im Einsatz. Völlig neu waren in diesem Zusammenhang 
allerdings die im Flussbett angebrachten – unsichtbaren – Stacheldrähte, die ein 
Durchwaten verhindern oder zumindest erschweren sollten.  
                                                 
206 MOL, 36-186/1956, Belügyminiszter I. Helyettesének 12. számu Parancsa (Befehl Nr. 12 des 
Ersten Stellvertretenden Innenministers), 29.5.1956. 
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In Waldstücken und gebirgigem, unwegsamen Gelände sollten Drahthindernisse 
und damit verbundene Signalanlagen die Arbeit der Patrouillen ersetzen oder 
zumindest erleichtern. Auf größeren Waldwegkreuzungen wurden zusätzlich 
Hochsitze zur Beobachtung, ähnlich den Wachtürmen entlang der Grenze, 
errichtet. Um ein Überqueren des regelmäßig frisch gerächten, unberührten 
Spurenstreifens durch Wildtiere zu verhindern, wurden die entsprechenden 
lokalen Organe in die Pflicht genommen.  
 
Die Grenzschutzkommandanten wiederum mussten Sorge tragen, dass die 
Wartung dieses Spurenstreifens ordnungsgemäß durchgeführt wurde, die 
nunmehr nach Abbau der „technischen Sperren“ ein „fundamentales Mittel zur 
Entdeckung von Grenzverletzungen“207 darstellten. Für die Überquerung eines 
solchen Spurenstreifens musste ein Grenzoffizier die Erlaubnis des zuständigen 
Bezirkskommandanten einholen und selbstverständlich dabei darauf achten, die 
Grenze selbst nicht zu übertreten. Nach seiner Begehung mussten die von ihm 
hinterlassenen Spuren umgehend wieder beseitigt werden.  
 
In Grenznähe beschäftigte Personen waren der ständigen Kontrolle durch 
verdeckte Patrouillen zu unterziehen, um bei allfälligen Gesprächen, dem 
Nachrichtenaustausch oder auch dem Hinüberwerfen von Briefen oder Paketen 
über die Grenze sofort reagieren zu können. Zur Sicherung des weiteren 
Hinterlandes und zur Abwehr von möglichen Grenzgängen lange vor der 
eigentlichen Grenzzone wurden kleinere Posten aus 20 bis 30 Personen 
zusammengestellt. Besonders „anfällige“ Bezirke wurden sogar um 54 oder 81 
Personen verstärkt. Die Urlaubsregelungen für die an der West-Grenze tätigen 
Offiziere wurden beschränkt. Innerhalb des Personalstandes sollten unnötige 
Rochaden vermieden werden, da die Länge der Zusammenarbeit auch 
entscheidend für einen entsprechenden Zusammenhalt war. Besonders an dieser 
Stelle wird, so finde ich, deutlich, wie die ungarische Staatssicherheit alles auf das 
Kleinste durchgeplant hatte und wirklich auch gar nichts dem Zufall überließ. Für 
alle galt: „Die Organisation des Grenzschutzes und des Systems des Dienstes ist 
ein staatswichtiges Geheimnis“.208  Ähnlich der Bevorzugung der Grenzbe-
                                                 
207 MOL, 36-186/1956, Befehl Nr. 12 des Ersten Stellvertretenden Innenministers, 29.5.1956. 
208 Ebd. 
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völkerung, sollten die Offiziere auch darauf achten, dass es ihren direkt 
Untergebenen an nichts fehlte, schließlich war auch die Stimmung der Wachleute 
entscheidend für ein gutes Funktionieren des Systems. Und nicht zuletzt gehörten 
auch die Grenzsoldaten zu einer ganz besonders „gefährdeten“ Gruppe im 
Hinblick auf mögliche Grenzübertritte.  
 
Wie es schon der Chauffeur von Ministerpräsident András Hegedüs beiläufig 
erwähnt hatte, wurden entlang der Westgrenze zur Verstärkung der Soldaten 
Diensthunde eingesetzt. Ihre Tätigkeit wurde pro Tag auf sechs Stunden 
anberaumt. Bis zum Sommer sollten in jedem der vier Grenzbezirke zusätzliche 
Hunde zum Einsatz kommen, im Zweiten am meisten, nämlich ganze 42 Stück.209 
 
Die Erfahrungen mit all diesen neuen Methoden sollten von jedem der Beteiligten 
gesammelt und weitergegeben werden, so dass das System hinsichtlich seiner 
Aufgabe, die Grenze vollständig abzusichern ständig verbessert und optimiert 
werden könnte.   
 
7.7 Die Regierung macht „auf“ 
 
Wann erfuhr die Öffentlichkeit davon? - Am 8. Mai 1956 beschloss der ungarische 
Ministerrat offiziell den Abbau der technischen Grenzsperren entlang der 
österreichisch-ungarischen Grenze. Es dürfte im Vorfeld keine Gespräche oder 
auch nur einfache Unterrichtungen gegenüber den sozialistischen „Bruderländern“ 
gegeben haben, was nicht besonders goutiert wurde. Vor allem seitens der 
Tschechoslowakei kam in diesem Fall scharfe Kritik.210 Es sollte allerdings nur 
mehr wenige Wochen dauern, bis auch die Tschechoslowakei mit den ersten 
Anstrengungen begann, den technischen Teil des „Eisernen Vorhangs“ fallen zu 
lassen.  
 
 
 
                                                 
209 MOL, 36-186/1956, Befehl Nr. 12 des Ersten Stellvertretenden Innenministers, 29.5.1956. 
210 Gecsényi, An der Grenze zweier Machtblöcke. Zu den ungarisch-österreichischen Beziehungen 
1945-1965, S. 276. 
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7.7.1 Zwei Zeitungen – Ein Gedanke. Die Artikelserie der Österreichischen 
Volksstimme und der Szabad Nép 
 
Als Folge dieses Beschlusses erschien in der Zeit zwischen 8. und 10. Mai 1956 
die geplante Artikelserie der Österreichischen Volksstimme und ihres ungarischen 
Schwesterorgans, der Szabad Nép. Sie dienten einerseits zur Kundmachung der 
Räumungspläne am „Eisernen Vorhang“, andererseits gleichzeitig auch als 
günstige „Werbeplattform“ für eigene kommunistische Politik im Zusammenhang 
mit aktuellen Themen. 
 
Den Anfang machte die Volksstimme mit der Schlagzeile „Jetzt kann der 
Stacheldraht fallen“. Auf die Berichterstattung über die kommende neue 
Grenzsituation folgte anknüpfend eine Auseinandersetzung mit der Bedeutung des 
gerade im Entstehen begriffenen Österreichischen Bundesheeres. Diese Wieder-
Installierung des Bundesheeres, die eine Investition von rund drei Milliarden 
Schilling bedeuten sollte, wurde darin von der KPÖ stark kritisiert. Eine derartige 
finanzielle Belastung sei stark überhöht für ein noch im Wiederaufbau begriffenes 
Land, daher sollten die Gelder viel eher anderweitig verwendet werden. Die 
Aufstellung des Bundesheeres, so die Stimme der KPÖ in diesem Artikel weiter, 
könne angesichts der Tatsache, dass Österreich von keiner Seite unter 
Bedrohung stand - am Wenigsten von seinen östlichen Nachbarn - ohnehin 
problemlos noch einige Jahre verschoben werden. Das Fazit des Artikels „Und wo 
es noch Stacheldraht an der Grenze gibt, als Überbleibsel des Kalten Krieges, soll 
auch er verschwinden!“211 wurde als Anknüpfungspunkt am nächsten Tag von der 
Szabad Nép wieder aufgegriffen.  
 
Im Sinne der „Friedlichen Koexistenz“ der 50er Jahre sollten die 
freundschaftlichen Kontakte zum Nachbarland Österreich weiter ausgebaut 
werden. Vor allem im wirtschaftlichen und kulturellen Bereich signalisierte Ungarn 
im Zuge dieses Artikels dabei großes Interesse. Ein von der Zeitung 
herausgegriffenes Beispiel war die Notwendigkeit einer möglichst raschen 
Förderung des Fremdenverkehres – in Anspielung auf die herrschende 
                                                 
211 Österreichische Volksstimme, 8.5.1956, „Jetzt kann der Stacheldraht fallen“, S. 1. 
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Grenzsituation. Beinahe wortgleich wie in der Österreichischen Volksstimme am 
Vortag wurde hier hervorgehoben, dass sich zwei Staaten trotz so 
unterschiedlicher Politsysteme in vielen Bereichen einig werden könnten. Diese 
dürften in keiner Weise – wie es im öffentlichen Diskurs ja oftmals geschah – als 
Hinderungsgrund für zwischenstaatliche Kontakte angeführt werden. Die 
ungarische Seite nützte das Sprachrohr dieser Zeitung, um der Öffentlichkeit im 
Westen zu verdeutlichen, auf welchem Fundament diese Entscheidung basierte: 
„Nachdem die Entfernung der technischen Sperre von der österreichisch-
ungarischen Grenze die Stärkung des Vertrauens und der Freundschaft zwischen 
den beiden Ländern fördern würde, ist diese Sperre auch unserer Meinung nach 
zu entfernen. Mit Rücksicht darauf, dass die internationale Spannung 
nachgelassen hat, und bei Berücksichtigung der Neutralität Österreichs stimmen 
wir mit jener Meinung unserer österreichischen Blattgenossen überein, dass die 
technische Sperre auf der Grenze einen Überrest des Kalten Krieges darstelle und 
es nicht am Platze sei, dass sie auch weiterhin bestehe.“212  
 
Die Bedeutung der österreichischen Neutralität als Wendepunkt für die 
österreichisch-ungarischen Beziehungen wurde im weiteren Verlauf des Artikels 
wiederholt hervorgehoben. Der Gesandte Peinsipp schickte ein Exemplar nach 
Wien mit der Bemerkung, dass es sich in der Koppelung dieser beiden Artikel wohl 
um „Propagandamaterial“ handle. Im Zuge dessen, so schrieb er weiter, würden 
die beiden kommunistischen Presseorgane wohl versuchen, den Beschluss des 
Abbaus der Grenzsperren politisch für sich zu nutzen. Die Österreichische 
Volksstimme im Speziellen habe dabei wohl die bevorstehenden 
Nationalratswahlen in Österreich vor Augen.213  
 
Am folgenden Tag, dem 10. Mai, erschien der letzte Teil der vom Politbüro 
geplanten Artikelserie in der Ausgabe der Österreichischen Volksstimme. Die 
Schlagzeile lautete kurz und klar: „Der Stacheldraht fällt“. An dieser Stelle sollte 
gesagt sein, dass sich selbstverständlich auch die meisten anderen Medien mit 
diesen Ereignissen auseinander setzten. Die Österreichische Volksstimme und die 
                                                 
212 Österreichische Volksstimme, 8.5.1956, „Jetzt kann der Stacheldraht fallen“, S. 1. 
213 ÖstA, AdR, BKA/AA, II-Pol, GZ. 94-Pol/56, Zl. 514.507-Pol/56, „Beseitigung der technischen 
Sperre; Zwischenspiel der kommunistischen Schwesternorgane“, 11.5.1956, S. 1. 
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Szabad Nép allerdings gaben das Propaganda-Programm des Politbüros im 
Wesentlichen wieder und sind daher gesondert zu betrachten. Im Hinblick auf die 
kommenden Nationalratswahlen lautete allerdings der Untertitel der 
„Österreichischen Volksstimme“ am 10. Mai: „Beschluss des ungarischen 
Ministerrats unserem Gesandten mitgeteilt – Voller Erfolg der Initiative der 
Volksstimme“.214 
 
Der österreichische Botschafter selbst wurde offiziell erst am Abend des 9. Mai 
über den ungarischen Beschluss informiert. Der Zufall wollte es, dass bereits seit 
einiger Zeit ein Gesprächstermin mit dem Außenminister für diesen Nachmittag 
um 16 Uhr fixiert war, um dessen neuen Stellvertreter kennen zu lernen. Aus 
diesem Grund, so wurde ihm versichert, habe man davon Abstand gehalten, die 
österreichische Gesandtschaft früher zu informieren. Interessanterweise machte 
der neue Stellvertreter im Außenamt, Kállay, die angekündigte Räumung der 
Grenzsperren noch einmal von der Bildung einer gemeinsamen Grenzkommission 
nach ungarisch-jugoslawischem Vorbild abhängig. Der Gesandte Peinsipp 
versprach hier zwar, diese Information weiterzuleiten, kündigte aber gleichzeitig 
an, dass die strikte Trennung dieser beiden Fragen auch weiterhin der 
österreichische Standpunkt bleiben werde.215  
 
Ab diesem Zeitpunkt befassten sich auch die anderen Zeitungen Österreichs mit 
dem Entscheid des Ministerrates, doch waren sie weit kritischer und vorsichtiger in 
der Freudensbekundung als die Österreichische Volksstimme und die Szabad 
Nép. Ein erstes Beispiel dafür ist die Presse in ihrer Ausgabe vom 9. Mai 1956: 
„Inwieweit es sich bei diesem Beschluss der ungarischen Regierung nur um ein 
nach Westen gezieltes Propagandamanöver oder um einen tatsächlichen Abbau 
des „Eisernen Vorhanges“ handelt, wird sich in den nächsten Wochen bei 
Beobachtung der Sperr- und Sicherheitsmaßnahmen auf ungarischer Seite 
herausstellen.“216 
 
                                                 
214 Österreichische Volksstimme, „Der Stacheldraht fällt. Beschluß des ungarischen Ministerrats 
unserem Gesandten mitgeteilt – Voller Erfolg der Initiative der Volksstimme“, 10.5.1956, S. 1. 
215 ÖstA, AdR, BKA/AA, II-Pol, GZ. 93-Pol/56, Zl. 514.781-Pol/56, „Beseitigung der technischen 
Sperre“, 11.5.1956, S. 7. 
216 Die Presse, 10.5.1956, „Ungarn will seinen Eisernen Vorhang abbauen“, S. 1. 
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Die symbolische Tragweite dieser „Grenzöffnung“ im Sinne einer besseren 
Nachbarschaft schien dadurch getrübt zu werden. Ob sie vielleicht sogar drohte zu 
scheitern? Zumindest fand das Problem in kürzester Zeit Beachtung: Das Büro 
des ungarischen Ministerpräsidenten Hegedüs bat um ein Vier-Augen-Gespräch 
mit Peinsipp im Rahmen eines Empfangs an der tschechoslowakischen Botschaft, 
der noch am selben Abend stattfand. Um etwa 22 Uhr kam es dann tatsächlich 
dazu. Der Regierungschef informierte sein Gegenüber zunächst noch einmal 
darüber, dass der Ministerrat – unter seinem Vorsitz – Innenminister Piros 
beauftragt hatte, die Entfernung von Stacheldraht und Minen entlang der 
österreichisch-ungarischen Grenze zu organisieren. Er rechnete mit einer 
Arbeitsdauer von rund zwei Monaten. Auf die Frage Peinsipps nach der Rolle der 
Gemischten Grenzkommission in diesem Zusammenhang, antwortete er: „Die 
technische Sperre ist eine rein innerungarische Angelegenheit, die nicht 
Gegenstand von Verhandlungen sein kann. Die Grenzkommission dagegen ist 
Angelegenheit zwischenstaatlicher Vereinbarungen.“217 Damit hatte er zwar 
einerseits die Informationen vom Nachmittag relativiert, verabsäumte es aber 
andererseits nicht, darauf hinzuweisen, dass eine möglichst rasche Einsetzung 
einer Ständigen Gemischten Grenzkommission dennoch wünschenswert wäre. 
Ihre Funktion zur Vermeidung von Grenzzwischenfällen wie auch zur Förderung 
der Kontakte und Zusammenarbeit zwischen den Behörden der beiden Nachbar-
länder wollte er gewahrt wissen. 
 
7.7.2. Erleichterungen im weiteren Umfeld der Räumungsarbeiten 
 
Mit den Lockerungen an der technischen Grenze schienen sich im Frühjahr 1956 
noch weitere Barrieren zu lösen. Sollte dies ein Anzeichen sein, dass die 
ungarische Führung doch an einer größer angelegten Entspannung arbeitete? 
War es nur eine Frage der Zeit, bis sich die Lage gemeinsam mit dem Abbau von 
Misstrauen und Vorurteilen langsam tatsächlich änderte? Im Mai hatte es 
jedenfalls den Anschein. Nur einen Tag nach dem Ministerratsbeschluss 
betreffend die Räumung der Sperren wurde die Frage der bis dahin rigide 
überbewachten Sperrzonen überdacht: Botschafter Peinsipp erhielt die einmalige 
                                                 
217 ÖstA, AdR, BKA/AA, II-Pol, GZ. 514.781-Pol/56, „Beseitigung der technischen Sperre“ , 
11.5.1956, S. 7. 
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Gelegenheit, am 9. Mai an der Aufführung des Mozart-Requiems in Fünfkirchen 
(Pécs) in Südungarn teilzunehmen. Die Stadt war Teil einer Sperrzone, die bis zu 
diesem Zeitpunkt von der internationalen Diplomatie nicht betreten werden durfte. 
Die neue Situation überraschte auch seine westlichen Kollegen im diplomatischen 
Corps. Es handelte sich dabei um ein deutliches Signal für die Wertschätzung des 
westlichen Nachbarlandes.218 Der Ausflug nach Fünfkirchen war von den 
ungarischen Behörden genauestens vorbereitet worden. Der Botschafter bekam 
eigene „Betreuer“ zur Seite gestellt, welche für die möglichst strikte Einhaltung der 
vorgesehenen Programmpunkte zu sorgen hatten. Sie gehörten einer 
unpolitischen ungarischen Friedensbewegung an und wurden regelmäßig bei 
offiziellen Besuchen außerhalb des Hauptstadt Budapest eingesetzt. In 
Fünfkirchen lernte Botschafter Peinsipp auch einige ansässige Österreicher 
kennen. Seine Gespräche mit ihnen – selbstverständlich in Deutsch – brachten 
seine Begleiter jedes Mal in äußerste Unruhe. Die Stimmung war daher, seinen 
Berichten zufolge, trotz der Würdigung seiner Person weiterhin sehr angespannt.  
 
Peinsipp, der sich selbst einige Freiheiten bei diesem Besuch schaffen wollte, 
sorgte damit wiederholt für schnelle Rückfragen seiner Begleiter. Dazu gehörte 
etwa sein Wunsch, sich mit dem Fünfkirchner Bürgermeister zu treffen, um ihm 
persönlich für seine Gastfreundschaft zu danken. Er spürte ein deutliches 
Misstrauen darüber, was er damit eigentlich wirklich bezwecken wollte. Aufgrund 
dieser Erfahrungen erklärte sich Peinsipp auch die relativ strenge Umgangsweise 
mit individuellem Reiseverkehr innerhalb Ungarns und die Bevorzugung von 
Gruppenreisen, die sich weitaus leichter lenken ließen.219 Der „Test“-Ausflug nach 
Fünfkirchen zeigte letztlich ein äußerst positives Ergebnis, nur vierzehn Tage 
später wurde das gesamte diplomatische Corps dorthin eingeladen. Die 
Bevölkerung freute sich sichtlich über den internationalen Besuch und äußerte 
Peinsipp gegenüber, dass die verbesserten Beziehungen zu Österreich auch für 
sie eine große Bedeutung hätten.  
 
 
                                                 
218 ÖstA, AdR, BKA/AA, II-Pol, GZ. 103-Pol/56, Zl. 516.277-Pol/56, „Das Misstrauen den Ange-
hörigen des Korps gegenüber – Einladung nach Fünfkirchen – Eröffnung der Mozart-Ausstellung“, 
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219 Ebd., S. 2-4. 
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7.8 Organisatorischer Ablauf der Räumungsarbeiten 
 
Die rund 270 Kilometer lange österreichisch-ungarische Grenze wird seit den 
Friedensregelungen nach dem 1. Weltkrieg in drei Abschnitte – A bis C -, 
unterteilt. Der Bereich „A“, der nördlichste, reicht von der Ortschaft Deutsch-
Jahrndorf bis zum Neusiedlersee, daran anschließend der Bereich „B“ bis zum 
Geschriebenstein. Bereich „C“ schließlich, bildete das südliche Drittel der Grenze 
bis hin zum „Dreiländereck“ Österreich-Slowenien/bzw. Jugoslawien-Ungarn.220 
 
Über die Räumungsarbeiten sind von österreichischer Seite in erster Linie die 
direkten Beobachtungen von Gendarmeriebeamten und Journalisten vorhanden. 
Diese Quellen beschreiben oftmals sehr detailliert, in welcher Art und Weise die 
Ungarn dabei vorgegangen sind. Und doch blieben ihnen in vielerlei Hinsicht die 
Hintergründe dabei natürlich verborgen, etwa warum bei der Auswahl der 
abgebauten Strecken so scheinbar wahllos und unsystematisch vorgegangen 
worden war.  
 
Die Räumung der Minen begann im südlichsten Teil. Im Zuge der Arbeiten stellte 
sich allerdings heraus, dass nicht abschnittsweise vorgegangen werden sollte: 
Noch lange bevor die Räumung in Abschnitt C abgeschlossen war, wurde mit der 
Demontage in A und B begonnen. Einer der ersten Bereiche war der Raum 
Nickelsdorf entlang der Straße nach Budapest. Darauf folgte der Raum Seewinkel, 
Deutsch-Jahrndorf und Klingenbach. Erst mit einiger Verzögerung begannen die 
Arbeiten im Bereich des Grenzabschnittes „B“, insbesondere bei Lutz-
mannsburg.221 Der Beginn im Raum Nickelsdorf könnte möglicherweise auch den 
Grund gehabt haben, um ein möglichst breites Medienecho angesichts der 
zentralen Bedeutung des Grenzüberganges Nickelsdorf/Hegyeshalom zu er-
reichen. Tatsächlich wurde auch genau an dieser Stelle sehr schnell bemerkt, 
dass sich etwas tat. Besonders engagierten sich an dieser Stelle die 
amerikanischen Journalisten. Den rund 150 dort beschäftigten ungarischen 
Soldaten, deren Uniformen dem sowjetischen Typ sehr genau nachempfunden 
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221 Österreichische Neue Tageszeitung, 25.7.1956, „Ein Drittel des „Eisernen“ gefallen“, S. 5. 
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waren, gefiel die Aufmerksamkeit, die sie hervorriefen, und sie lächelten daher 
bereitwillig in jede Kamera, die auf sie gerichtet wurde.222 
 
Etwa drei Tage nachdem die Artikelserie der Österreichischen Volksstimme und 
der Szabad Nép veröffentlicht worden war, wurden von österreichischer Seite 
erste Bewegungen an der Grenze beobachtet. Die ersten Meldungen kamen aus 
dem in der Zeit vorher durch Minenexplosionen und Schusswechsel bekannt 
gewordenen Grenzabschnitt nahe der Ortschaft Luising im Südburgenland. Hier 
begann am Freitag, den 11. Mai 1956 die Räumung des Minenfeldes. Mit einer 
Pioniereinheit von rund 180 Soldaten wurde auf eine scheinbar – technisch 
gesehen - recht einfache Weise das Gelände nach möglichen Tretminen 
abgesucht. Dazu dienten lange Holzstangen mit Eisenspitzen am Ende – ver-
gleichbar vielleicht mit Spazierstöcken -, die zum Abtasten des Bodens verwendet 
wurden. Ganz in der Nähe hielten sich Beobachtungen zufolge Rettungswägen 
auf, um im Notfall sofort einschreiten zu können. Zur Bezeichnung der bereits 
untersuchten Gebiete und der darauf befindlichen Minen waren rote und blaue 
Fähnchen positioniert worden. Wachtürme und Stacheldraht blieben zunächst hier 
noch unberührt.223 Die Fähnchen sollten dem später ankommenden Sprengtrupp 
als Wegweiser dienen. An diesem Abend fanden sich die ersten Fotografen, 
namentlich von den Zeitungen Österreichische Volksstimme und Der Abend im 
Besitz gültiger Reisevisa und einer schriftlichen Genehmigung der ungarischen 
Behörden beim Grenzübergang Straß-Sommerein (Hegyeshalom) ein, um sich 
dort auf ungarisches Staatsgebiet zu begeben. Dabei entstanden die ersten „Vor-
Ort“-Aufnahmen.224 In den folgenden Tagen und Wochen dann erschienen zahl-
reiche Bilder von ungarischen Grenzsoldaten beim Abbau der Sperranlagen in den 
österreichischen Medien. 
 
Auch am nächsten Tag, Samstag den 12. Mai, waren die Räumungskommandos 
im Einsatz. Rund 100 ungarische Soldaten waren im Grenzbereich nahe der Ort-
                                                 
222 Österreichische Neue Tageszeitung, 31.5.1956, „Der Eiserne Vorhang hat ausgedient“, S. 5. 
223 Die Presse, Freitag 11.5.1956, „Minensucher“ am Eisernen Vorhang. Bisher von den Ungarn 
ein kleines Minenfeld an der Grenze des südlichen Burgenlandes geräumt – Drahtverhaue und 
MG-Türme wie bisher, S.  
224 ÖstA, AdR, BKA/AA, II-Pol, GZ. 514.388-Pol/56, „Information des Innenministeriums“, 
11.5.1956, S.1. 
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schaft Nickelsdorf und ebenso viele bei Schachendorf gesichtet worden. Auch sie 
konzentrierten sich ausschließlich auf die Suche nach Tretminen, deren Fundort 
mit roten Fähnchen markiert wurde. Kurz darauf begannen die ungarischen Militär-
einheiten mit den Räumungsarbeiten im Raum Hegyeshalom, der ungarischen 
Grenzstation auf der Eisenbahn-Linie Wien-Budapest. Aufgrund der Tatsache, 
dass die Arbeiten in einem derart rasanten Tempo vorangetrieben wurden, gingen 
außerhalb Ungarns viele davon aus, dass zu propagandistischen Zwecken der 
vom Ministerrat auf drei Monate anberaumte Plan unterboten werden sollte.225 
Abermals kamen hier zwischen 170 und 180 Soldaten zum Einsatz und bereiteten 
die Sprengung des dortigen Minengürtels vor. Vom 12. bis zum 14. Mai entfernten 
ungarische Soldaten bei Lutzmannsburg (Bezirk Oberpullendorf) drei Wachtürme, 
acht weitere blieben bestehen. Zur selben Zeit wurde ein Wachturm im Gr-
enzgebiet zu Eisenberg (Bezirk Oberwart) entfernt.226 Doch ein Blick auf die Karte 
zeigt, dass diese Gebiete recht weit auseinander liegen, und man fragt sich, wa-
rum so stichprobenartig vorgegangen wurde. Offensichtlich hing es auch davon 
ab, wie weit die Errichtung der neuen Sperren bereits fortgeschritten war. Je nach-
dem konnte an der einen Stelle der Zaun schon abgebaut werden, an der anderen 
noch nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
225 Die Presse, 13.5.1956, „Budapest propagiert den Abbau des Eisernen Vorhangs“, S. 2. 
226 Die Presse, 19.5.1956, „Am „Eisernen Vorhang werden Minen gesprengt“, S. 4. 
(Abb. 2: Österreichische Volksstimme, Sonntag  
13.5.1956, „Mit dem Drahtverhau geht es zu Ende“, S.3.) 
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Am Montag, den 14. Mai, gingen die Arbeiten bei Schachendorf weiter, wobei sich 
den Reportern abermals das Bild eines wahren „Himmelfahrtskommandos“ bot. 
Die Soldaten, welche mit langen Stangen die Minenfelder absuchten, auf der 
einen Seite und die mit Maschinenpistolen bewaffneten Offiziere, die zu ihrer 
Bewachung abkommandiert waren, auf der anderen Seite. Die Angst vor einer 
Flucht der Mitglieder der Räumungskommandos war offensichtlich so groß, dass 
speziell für sie Wachpersonal eingesetzt wurde. Nicht zuletzt erklärt auch dieser 
Umstand, dass während der Räumung der Minen vielerorts noch die Wachtürme 
sowie die Zaunvorrichtungen gewartet wurden, um ein geschlossenes 
Davonlaufen der Soldaten zu verhindern und ihre Arbeiten zu überwachen. Wie 
hier später noch gezeigt werden wird, machte sich die burgenländische 
Bevölkerung vor allem aber viele andere Sorgen über die Ernsthaftigkeit dieser 
Arbeiten. Trotz der angespannten Situation zeigten sich Wachposten und 
Minensucher publikumswirksam und posierten auch noch am Montag immer 
wieder gerne für ein Foto der westlichen Medien. Die Tatsache, dass sie einander 
verstanden, legt die Vermutung nahe, dass bereits deutschsprachige Offiziere 
eingeschleust worden waren – nach den Vorgaben des Innenministeriums -, denn 
die bisherige Nähe von österreichischer Gendarmerie und ungarischen 
Wachtposten hatte noch wenig dazu beigetragen. Bei Schachendorf erhielten sie 
dafür als Dankeschön ein Paket österreichischer Zigaretten, welche von einem der 
Journalisten an einen Stein gebunden und so auf die andere Seite geworfen 
wurde. Der Offizier der das Geschenk aufhob, salutierte zum Dank.227  
 
Die österreichischen Grenzgendarmen wiederum verfolgten mittels Ferngläser die 
Entwicklungen am Eisernen Vorhang. Da von offizieller ungarischer Seite keine 
oder nur wenige Berichte über die Fortschritte der Räumungsarbeiten nach 
Österreich gelangten, waren die Behörden auf die Berichte der Grenzgendarmerie 
angewiesen. Für die Beobachtung des zweiten Schritts waren allerdings keine 
Ferngläser mehr notwendig, denn es kam zu den ersten Explosionen. Um bei den 
Beobachtungen im Raum Schachendorf zu bleiben: Nachdem die Such-
kommandos das Gebiet abgegangen und alle Minenfunde mit entsprechenden 
Fähnchen versehen hatten, verlegte ein Sprengmeister die Zündschnur und 
                                                 
227 Die Presse, 16.5.1956, „Eiserner Vorhang: Auch Wachtürme fallen“, S. 3. 
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brachte die Minen damit zur Explosion. Spätestens in diesem Augenblick wurde 
den westlichen Beobachtern klar deutlich, welche enorme Stärke und Kraft diese 
Minen in der ungarischen „Todesgrenze“ gehabt haben mussten. Sich ihrer 
Popularität bewusst, ließen sich die Sprengmeister bei Schachendorf sogar dazu 
überreden, eine solche Explosion nachzustellen, um den Reportern besonders 
gute Fotoaufnahmen zu ermöglichen. An einer anderen Stelle wurden einige 
österreichische Journalisten eingeladen, Aufnahmen von der Grenzstation zu 
machen, und bekamen das Zollhaus gezeigt. Dort prangte immer noch ein 
Stalinbild an der Wand. Offensichtlich war der 20. Parteitag 1956 noch nicht bis in 
die Stuben der Grenzer vorgedrungen. Als Dankeschön erhielten die Ungarn eine 
Flasche österreichischen Sliwowitz und ließen sich bereitwillig beim Leeren der 
Flasche fotografieren.228  
 
Am Mittwoch, den 16. Mai, gingen die Arbeiten durch die ungarischen 
Pioniereinheiten ab sechs Uhr morgens weiter, wo sie bei Luising (Bezirk Güssing) 
mit der Minensuche fortfuhren. Bis zum Abend waren dort etwa 40 Explosionen zu 
hören. Zur gleichen Zeit wurde etwas weiter nördlich auf beiden Seiten des 
Pinkaflusses das Minensuchgebiet um je 100 Meter erweitert.229 Die 
Räumungsarbeiten entlang des Grenzflusses Pinka hatten dank eines 
entsprechenden zwischenstaatlichen Abkommens ein sehr genaues Enddatum, 
nämlich den 22. Mai. Denn dieser war für den Beginn der ohnehin dringend not-
wendigen Flussregulierungen festgesetzt worden. Zu diesem Zweck mussten 
beide Seiten im Vorfeld die notwendigen Bedingungen schaffen, um durch die 
Begradigung des Flussbettes die häufig gewordenen Überschwemmungen 
einzudämmen. „[...] Hunderte ungarische Soldaten sind an der österreichischen 
Grenze dabei, den Stacheldraht zu entfernen. An den Ufern der Pinka, die in der 
Nähe von Güssing die Grenze bildet, wurde mit den Arbeiten unmittelbar nach 
dem Beschluss des ungarischen Ministerrates begonnen“.230 Mitte Mai bat das 
ungarische Außenministerium um österreichische Mithilfe im Zusammenhang mit 
der Grenzräumung an der Pinka. Es war jener Punkt erreicht worden, an dem der 
Fluss die Grenzlinie kreuzte. Hier und dann weiter entlang des gemeinsamen 
                                                 
228 Die Presse, 16.5.1956, „Eiserner Vorhang: Auch Wachtürme fallen“, S. 3. 
229 Die Presse, 19.5.1956, „Am „Eisernen Vorhang werden Minen gesprengt“, S. 4. 
230 Österreichische Volksstimme, 12.5.1956, „Fähnchen flattern statt des Stacheldrahtes“, S.1. 
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Ufers sollten die Demontagen fortgesetzt werden. Zu diesem Zweck sollten auf 
österreichischer Seite die entsprechenden Vorkehrungen getroffen werden, um 
eine störungsfreie Arbeit zu ermöglichen.231 Am 26. Juli 1956 kam es dann zu 
einer Besichtigung der Pinkaräumung und Strembachregulierung durch drei 
ungarische Wasserbaufachleute. Sie wurden dabei von Mitgliedern der 
burgenländischen Landesregierung begleitet.232 
 
Am Samstag den 19. Mai wurden Berichten der Presse zufolge bei Klingenbach 
(Bezirk Eisenstadt) über 100 Meter Grenzsperren entfernt. Die Fortsetzung folgte 
am Montag durch rund 120 Soldaten in der Nähe der Grenzstation Straß-
Sommerein (Hegyeshalom).233 
 
 
(Abb. 3: Ernö Déak/Zoltán Fonágy (Hgg.), Revolution-Flucht-Integration. Ungarn-Österreich 1956, Wien 2006, S. 6) 
 
7.8.1. Die Stimme der Karikaturisten 
 
Die allgemeine Abbau- bzw Aufbruchstimmung, die von diesen Entwicklungen 
ausgelöst wurde, fand ihren Niederschlag auch in entsprechenden Karikaturen. So 
wurde beispielsweise von „Ironimus“ [Gustav Peichl] in der Presse eine sehr 
                                                 
231 ÖstA, AdR, BKA/AA, II-Pol, GZ. 514.614-Pol/56, „Beseitigung des technischen Sperrgürtels an 
der ungarischen Grenze“, 18.5.1956, S.1. 
232 Sicherheitsdirektion für das Burgenland, Lagebericht für den Monat Juli 1956, Eisenstadt (1. August) 
1956, S.6. 
233 Die Presse, 23.5.1956, „Abbau der Drahtverhaue“, S. 3. 
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freundliche Darstellung gebracht, wo die Bemühungen einiger helfender Hände zu 
sehen sind, die sich an dem Abbau beteiligten.  
 
Tatsächlich war ja ein Durchschnitt 
von etwa 100 bis 120 Soldaten pro zu 
bearbeitenden Grenzabschnitt im 
Einsatz. Der interessierte österreich-
ische Beobachter auf der anderen Sei-
te blickt etwas verwundert und beo-
bachtet die Vorgänge an der Grenze. 
Man sieht ihm an, die Freude ist 
geteilt, ein gewisses Quantum Skepsis 
ist vorhanden. Er scheint abzuwarten, 
wie sich die Situation entwickeln 
könnte. Gleichzeitig wird bereits an 
dieser Darstellung ersichtlich, dass 
sich außerhalb Ungarns viele Gedanken über die Absichten der ungarischen 
Kommunisten machen. Wie man sieht, entstehen zwar einige Löcher im Eisernen 
Vorhang - der hier mehr als Mauer dargestellt wird - und er wird verschönert, aber man 
gewinnt bei der Betrachtung des Bildes nicht den Eindruck, dass es sich dabei 
tatsächlich um eine vollständigen Abbau handelt. Der Verdacht ist gerechtfertigt, nur 
sollten sich die Befürchtungen nicht voll bewahrheiten: Der Eiserne Vorhang wurde 
tatsächlich komplett abgebaut, was aber passierte, war ja parallel dazu der Aufbau der 
neuen Grenzsperren weiter im Landesinneren, wie es hier ja schon beschrieben 
wurde.   
 
7.8.2 Erste Zweifel werden laut – Entsteht ein neuer „Eiserner“? 
 
Die Reaktionen auf die Räumungsmeldungen waren in der internationalen 
Öffentlichkeit von Anfang an gespalten. Während die ungarische Bevölkerung die 
Nachricht zunächst überwiegend freudig aufnahm, zweifelten einige westliche 
Diplomaten – vor allem der amerikanische und der britische Botschafter in 
Budapest – an dieser plötzlichen „Öffnung“ in Richtung Westen. Interess-
anterweise trug zur allgemeinen Verunsicherung auch der Chauffeur des 
 
(Abb. 4: Die Presse, „Alles neu macht der Mai... auch am 
Eisernen Vorhang“, (Mittwoch 23. Mai 1956, S. 1) 
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ungarischen Ministerpräsidenten Hegedüs mit seiner Aussage bei: „Es soll 
niemand glauben, dass er jetzt leichter hinüber kommt, denn es sind schon 400 
Polizeihunde an die Grenzwache abgegangen, die den Leuten das Davonlaufen 
unmöglich machen werden, wie die Minen“234, bei. Er hatte recht, und es waren 
bekanntlich nicht nur die Hunde, welche die Minen adäquat ersetzen und ein 
Durchkommen unmöglich machen sollten.  
 
Dem Nachbarland Österreich machten in der Zwischenzeit die nicht enden 
wollenden Grenzzwischenfälle Sorgen, welche durch ungarische Soldaten 
verursacht wurden. Die Befürchtung bestand, dass sich diese Vorkommnisse auch 
nach Abbau der Grenzsperren nicht einstellen würden, sogar trotz 
anderslautender Befehle der Regierung. Botschafter Peinsipp drückte daher in 
einem Bericht am 12. Mai die Vermutung aus, dass das ungarische Bemühen um 
eine Gemischte Grenzkonferenz als Zeichen des politischen Willens zur 
Verbesserung dieser Situation zu verstehen sei. Er plädierte daher dafür, dieses 
Angebot von österreichischer Seite her auch anzunehmen.235    
 
Einen besonderen Zugang zu den Geschehnissen entlang der Grenze hatte die 
burgenländische Bevölkerung, besonders jene Leute, die in unmittelbarer 
Grenznähe lebten. Sie kannten die Zustände dort aus der unmittelbaren, täglichen 
Lebenserfahrung und ihren eigenen Beobachtungen. Für die bäuerliche 
Bevölkerung, deren Felder bis in die Grenzzone hinein und früher noch darüber 
hinaus gereicht hatten, war der „Eiserne Vorhang“ bitterste Lebensrealität. Es kam 
nicht selten vor, dass sie Gefahr liefen, durch Minenexplosionen oder 
Warnschüsse ungarischer Grenzsoldaten verletzt zu werden. Zudem hatten die 
meisten von ihnen Verwandte und Bekannte jenseits der Grenze. Der Kontakt zu 
diesen war seit 1949 beinahe vollständig unterbrochen worden.  
 
Umso genauer wurden von dieser Seite aus auch seit dem Zeitpunkt der 
Bekanntgabe die Öffnungsarbeiten entlang der Grenze beobachtet. Unter den 
Beobachtern herrschte ein besonderes Misstrauen gegenüber den „wahren 
Absichten“. Sie waren es auch, die beobachteten, dass parallel zum Abbau von 
                                                 
234 ÖstA, AdR, BKA/AA, II-Pol, GZ. 514.781-Pol/56, „Beseitigung der technischen Sperre“. 
235 Ebd. 
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Drahtverhau und Minenfeldern selbige an anderen Stellen wieder errichtet oder 
sogar neuerlich in Stand gesetzt wurden. Obwohl vor allem in den südlichen 
Bezirken, Oberwart und Güssing, sichtbare Erfolge erzielt wurden, kam es gerade 
im Raum Güssing zu neuerlichen Abriegelungen durch die Aufstellung von 
Wachtürmen und Stacheldraht. Dies geschah meist nur wenige Meter weiter im 
Landesinneren. Aus diesen Beobachtungen heraus kam die burgenländische 
Bevölkerung zu der Auffassung, dass „es sich beim Abtragen des Drahtverhaus 
um ein Scheinmanöver handelt und dass dieser weiter landeinwärts auf 
ungarischem Gebiet neu errichtet wird“.236 In der folgenden Tabelle sind einige 
Beispiele aus dem Lagebericht für den Monat Mai 1956 der burgenländischen 
Sicherheitsdirektion herausgegriffen, welche die genannten Befürchtungen mit 
einigen Beispielen untermauern. Aus der damaligen Zeit heraus gesehen, ohne 
das Hintergrundwissen über die ungarischen - respective sowjetischen – Über-
legungen, ist das leicht verständlich:237 
 
Datum Sachverhalt 
17.5.1956 frische Tarnung eines in der Nähe des Grenzsteines C 8 
(Gemeindegebiet Luising, Bezirk Güssing) aufgestellten Wachturmes 
17.5.1956 Neueggen des kulturlosen Streifens zwischen den Grenzsteinen C 9 und 
C 10 (Gemeindegebiet Luising, Bezirk Güssing) 
17.5.1956 Wiederaufstellung eines am 15.5.1956 beim Grenzstein C 99 
(Gemeindegebiet Heiligenkreuz i.L., Bezirk Jennersdorf) abgetragenen 
Beobachtungsturmes beim Grenzstein C98/4, ca. 100 Meter hinter den 
gewesenen Stacheldrahtverhau 
18.5.1956 Errichtung eines neuen Wachturmes beim Grenzstein C 33 
(Gemeindegebiet Deutsch-Schützen, Bezirk Oberwart) 
18.5.1956 Zurückverlegung des Stacheldrahtverhaues von der Straße des 
ehemaligen Grenzüberganges Moschendorf, Bezirk Güssing, - Postrum 
(Ungarn) um ca. 5m links und rechts von der Straße 
18.5.1956 Errichtung eines neuen Wachturmes südöstlich von Moschendorf, Bezirk 
Güssing, ca. 500m von der Staatsgrenze entfernt 
18.5.1956 Wiedererrichtung eines am 14.5.1956 abgetragenen Wachturmes im 
Gemeindegebiet Deutsch-Bieling, Bezirk Güssing, ca. 200m südlich 
davon. 
18.5.1956 Errichtung eines neuen Stacheldrahtverhaues zwischen den 
Grenzsteinen 66 bis 72 (Gemeindegebiet Luising, Bezirk Güssing), 10 
bis 500 m landeinwärts 
 
Wie aus dieser Tabelle wohl ersichtlich wird, waren die Arbeiten an der Grenze 
Mitte Mai voll im Gange. Und die Beobachtung der burgenländischen Bevölkerung 
leuchtet in gewisser Weise ein. Während „vorne“ der Eiserne Vorhang entfernt 
                                                 
236 ÖStA, AdR, BMI, 12 U, Sicherheitsdirektion für das Burgenland, „Lagebericht für den Monat Mai 
1956“, Eisenstadt 30. Mai, S. 2-4. 
237 Ebd. 
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wurde, errichteten die ungarischen Grenzsoldaten seinen jüngeren Bruder nur 
wenige Meter dahinter anscheinend neu. Viel mehr noch restaurierten sie den 
bereits vorhandenen Zaun wie auch die übrigen Grenzsperren weiterhin gründlich. 
Nur zu leicht erweckten diese Bewegungen den Eindruck „Alles nur ein Traum, 
ausgeträumt“. Die Entwicklungen sollten jedoch zeigen, dass es anders kam.238 
 
Die Meinungen über die jüngst entschiedene Öffnung waren ohnehin auf 
österreichischer Seite gespalten. Die Grenzbevölkerung sah sich auch einigen 
negativen Folgen gegenüber, die sie unruhig schlafen ließen. Sie erhoffte sich 
entsprechende Maßnahmen seitens der Bundesregierung, etwa durch eine 
besondere zusätzliche Verriegelung der eigenen Grenze, derlei Übel abzuwenden. 
Angst machten mögliche „zwielichtige“ Personen, denen mit dem Abbau der 
Grenzsperren ebenfalls der Übertritt erleichtert wurde. Das österreichische 
Innenministerium versuchte zu beruhigen und versicherte, es seien bereits 
Maßnahmen getroffen worden, so dass sich Gendarmerie und  Bundesheer nach 
der Öffnung gemeinsam um die Bewachung der Grenze gegenüber solchen 
Verbrecherbanden kümmern würden. Größere Sorgen machte man sich dort um 
den enormen Flüchtlingsstrom, der erwartet wurde. Dennoch ging auch das 
österreichische Innenministerium nicht davon aus, dass mit dem Abbau der 
technischen Sperren keine andersgeartete Verriegelung kommen würde. Zunächst 
wollten die Behörden jeden Fluchtfall einzeln genau untersuchen, um die von der 
Grenzbevölkerung angesprochene Sorge vor einem stärkeren Eindringen 
verbrecherischer Banden ernst zu nehmen.239 
 
Neben der Zivilbevölkerung machten die österreichischen Grenzgendarmen im 
Zuge ihrer Arbeit ähnliche Beobachtungen. In einem Artikel der Presse vom 20. 
Mai heißt es daher: „Während an manchen Stellen der österreichisch-ungarischen 
Grenze ungarische Minenräumkommandos die „Entrümpelung“ des Eisernen 
Vorhanges fortsetzen und auch die Entfernung der Stacheldrahtverhaue und 
Wachtürme weitere Fortschritte macht, konnten die österreichischen Grenzorgane 
Freitag und Samstag feststellen, dass die Ungarn an anderen Orten neue 
                                                 
238 ÖStA, AdR, BMI, 12 U, Sicherheitsdirektion für das Burgenland, Lagebericht für den Monat Mai 
1956, Eisenstadt (30. Mai), S. 3-4. 
239 Die Presse, 16.5.1956, „Eiserner Vorhang: Auch Wachtürme fallen“, S. 3. 
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Hindernisse bauen, Wachtürme wieder errichten und alte neu mit Tarnfarbe 
überstreichen. Vereinzelt konnte beobachtet werden, dass einige hundert Meter 
von der Grenze entfernt vierzig Zentimeter hohe Pfosten in den Boden geschlagen 
wurden, die die Ungarn dann mit sogenannten „Stolperdrähten“ verbanden.“240 
 
Damit hatte sich ein Begriff fest im öffentlichen Diskurs verankert, nämlich 
„Verschiebung“. Die Befürchtung, dass der „Eiserne Vorhang“ nur nach hinten 
verschoben und keineswegs gelüftet werden sollte, griff in diesen Maitagen mehr 
und mehr um sich. Sollte es sich wirklich nur um eine spektakulär medial 
inszenierte aber dennoch eher halbherzige Antwort auf die langzeitigen 
Bemühungen um „Entschärfung“ der Grenzsituation sein? Damit schwanden 
zunächst auch die Hoffnungen auf eine Möglichkeit, Verwandte und Bekannte 
jenseits der Grenze wiederzusehen, bzw. ungestört und vor allem ungefährdet die 
eigenen Ländereien im direkten Grenzgebiet zu bestellen. Zumindest würde die 
Verlegung der Sperren weiter ins Landesinnere eine positive Wirkung haben: 
nämlich dass die Minenfelder weit genug entfernt waren und für die 
österreichische Grenzbevölkerung nicht mehr gefährlich werden konnten. Der 
Grundtenor im Mai 1956 lautete nunmehr: „Dass Ungarn seine Grenze nach 
Österreich völlig „entblößen“ werde, glaubt jetzt niemand mehr.“241 Dem allerdings 
widersprach der Sicherheitsdirektor des Burgendlandes, Dr. Schwarz. Er stellte 
gegenüber der Österreichischen Neuen Tageszeitung fest: „Wenn die Ungarn die 
Stacheldrahtverhaue und Minensperren nur ins Landesinnere verlegen und auf 
diese Weise ein „Vorfeld“ für Flüchtlinge schaffen, so kann man nicht mehr sagen, 
dass sie den Eisernen Vorhang wieder aufbauen.“242 Seiner Meinung nach also – 
ähnlich übrigens wie auch Ministerpräsident Hegedüs immer wieder argumentierte 
-, handelte es sich in diesem Fall nur mehr um eine rein inner-ungarische 
Angelegenheit und keine neuerliche Verriegelung gegen den Westen. 
 
Ende Mai drangen die ersten Gerüchte über die neuen Sicherheitsvorkehrungen 
der Ungarn an die Öffentlichkeit. Am 27. Mai titelte die Österreichische Zeitung 
ihren Beitrag: „Ungarn stoppen Flüchtlingsstrom. Lebende Sperren ersetzen 
                                                 
240 Die Presse, 20.5.1956, „Wird die „Todesgrenze“ nur verschoben? Neue Hindernisse und 
Wachtürme im ungarischen Grenzgebiet, S.6. 
241 Ebd. 
242 Österreichische Neue Tageszeitung, 25. Mai 1956, „Eiserner Vorhang“ – Ja oder Nein?, S. 5. 
 133 
Minen. Truppen füllen Lücken im Grenzverhau – Einzelgänger verweigern Aus-
kunft“.243 Ein wesentliches Zeichen, dass es neue und höchstwahrscheinlich auch 
effektivere Formen der Absperrung geben musste, war der massive und eigentlich 
abrupte Rückgang des Flüchtlingsstromes nach Österreich. Das zeigen wiederum 
die Aufzeichnungen der burgenländischen Sicherheitsdirektion Eisenstadt ganz 
deutlich. Was aber war geschehen? Lag es daran, dass die Menschen der neuen 
Situation noch nicht trauten, lag es an einer mit Vorsicht begründeten 
abwartenden Haltung? Hofften sie, nach Ende der Abbauarbeiten leichter über die 
Grenze zu kommen? Oder aber waren Gerüchte über eine parallel entstandene, 
verschärfte Grenzsicherung durchgedrungen? Das lässt sich schwer 
verallgemeinern, aber es ist doch wahrscheinlich, dass die neuen Formen der 
Abriegelung einen wesentlichen Anteil an dem Rückgang der Flüchtlingszahlen 
seit dem Monat Mai hatten.  
 
Sicher aber ist, dass es sich bis Ende Mai bei den wenigen Fluchtversuchen vor 
allem um Einzelpersonen und dabei in erster Linie um junge ungarische 
Grenzsoldaten handelte. Auf die Frage nach den wahren Beweggründen hinter 
der ungarischen Entscheidung gaben sie durchwegs keine Auskunft. Wie es 
allerdings der Titel des Zeitungsartikels „Lebende Sperren“ beweist, ging man 
zumindest in der österreichischen Öffentlichkeit davon aus, dass die im Zuge der 
Abbauarbeiten entstandenen Sicherheitslücken durch ein Vielfaches an 
Wachsoldaten bereits wieder ausgefüllt waren.  
 
Die Räumungsarbeiten schienen im Mai 1956 –  aus der Sicht des außen-
stehenden Beobachters – keinen klaren Richtlinien zu folgen. Es wurde an 
mehreren Stellen gleichzeitig mit dem Abbau begonnen, jedoch oftmals nach nur 
wenigen 100 Metern die Arbeiten wieder eingestellt. Daraus ergaben sich 
Gerüchte, dass nur jene Streckenteile geräumt werden würden, welche aufgrund 
bestehender Unebenheiten des Geländes mittels der technischen Sperren nicht 
mehr zureichend abgesichert werden konnten. Demnach orientierte sich der 
ungarische Sicherheitsdienst an den Flüchtlingsstatistiken der vergangenen Jahre 
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und filterte dabei jene Abschnitte heraus, wo in diesem Zeitraum die meisten 
Menschen die Grenze übertreten hatten. Dieses und andere Merkmale des 
bestehenden gegenseitigen Misstrauens ließen sich im Laufe des Monats Mai 
noch nicht aus dem Weg räumen.244  
 
In der ersten Euphorie über die Öffnungsmeldung war außerdem oftmals 
vergessen worden, dass es sich dabei nicht um die Schaffung einer grünen 
Grenze handeln würde. So hatten sich beispielsweise zwei Pariser Presse-
fotografen am Grenzübergang Schattendorf  offenbar zu weit auf ungarisches 
Staatsgebiet vorgewagt: Bei ihren Aufnahmen stießen sie rund 30 Meter weit vor, 
worauf sie von ungarischen Grenzsoldaten festgenommen wurden. Nach etwa 
drei Stunden wurden sie wieder zum Grenzübergang Schattendorf zurückgebracht 
– wohl auch Dank der Unterstützung des französischen Botschafters in 
Budapest.245  
 
7.8.3. Ungarische Politiker dementieren 
 
Angesichts dieser eher skeptischen Reaktionen blieben die ungarischen Politiker 
nicht untätig. Es folgten Dementis von den verschiedensten Seiten, auch die 
Szabad Nép wurde dabei eingesetzt. Nicht minder engagiert war übrigens die 
Österreichische Volksstimme. Sie alle bemühten sich, das Bild zurechtzurücken. 
Der Gesandte Puja ließ die österreichische Regierung mittels eines Presse-
Communiques wissen, dass im Sinne des Ministerratsbeschlusses vom 8. Mai „die 
technische Grenzsperre z u r  G ä n z e  entfernt werde“.246 Er selbst war allerdings 
mit der zur Veröffentlichung der Räumungsabsichten gewählten Vorgangsweise 
auch nicht einverstanden. In einem Brief an Außenminister János Boldoczki vom 
23. Mai, kritisierte er die seiner Meinung nach misslungene Propagierungs-
Strategie. Die ungarische Regierung hatte die enorme Symbolwirkung scheinbar 
unterschätzt und sie daher nicht in dem Ausmaß für die eigenen Interessen 
genützt, wie es vielleicht möglich gewesen wäre. Da er zu diesem Zeitpunkt ja 
selbst in Wien lebte, kam er in direkten Kontakt mit den Reaktionen auf die 
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ungarischen Meldungen. Zu seiner Enttäuschung war allerdings der Eindruck 
entstanden, die Kommunistische Partei Österreichs habe letztendlich mit ihrem 
Artikel den Ausschlag gegeben. Es wäre seiner Ansicht nach daher wesentlich 
ertragreicher gewesen, hätte eine ungarische Zeitung die Chance zur 
Erstveröffentlichung erhalten. Wie es dem Brief zu entnehmen ist, hat er dem 
Außenminister im Vorfeld die Abhaltung einer Pressekonferenz vorgeschlagen. 
Dem wurde offensichtlich nicht nachgekommen.247 Frigyes Puja dürfte in seinen 
Einschätzungen wohl richtig gelegen sein, es wäre aus ungarischer Sicht wahr-
scheinlich zielführender gewesen, diese Entwicklungen außenpolitisch besser für 
sich zu nutzen. Auf diese Weise aber blieben Misstrauen und ständig wechselnde 
Gerüchte über lange Zeit erhalten und ließen sich nur schwer ausräumen. 
 
Am 29. Mai zitierte die Österreichische Volksstimme ihr ungarisches 
Schwesterorgan Szabad Nép und dürfte hier wahrscheinlich erneut als Sprachrohr 
politisch eingesetzt worden sein. Sie strich hervor, dass „die Beseitigung der 
‘technischen Grenze’ zwischen Österreich und Ungarn endgültig sei und den 
‘kulturellen und wirtschaftlichen Beziehungen dienen solle’.“248 Diese und ähnliche 
Bemühungen um eine positivere Aufnahme der Geschehnisse an der Grenze 
zeigten Ende Mai, Anfang Juni langsam ihre Wirkung. Dazu kam, dass in diesem 
Zeitraum auch die Arbeiten selbst soweit fortgeschritten waren, dass sie die 
Aussagen der ungarischen Politik und Medienwelt unterstreichen konnten. Der 
Ton in den österreichischen Medien schwenkte um, und die ersten freudigen 
Artikel erschienen. Am 31. Mai beispielsweise veröffentlichte die Neue 
Österreichische Tageszeitung einen entsprechenden Beitrag unter dem Titel „Der 
Eiserne Vorhang hat ausgedient“. Der Verfasser berief sich dabei auf die 
Vermutung, dass angesichts des miserablen Zustandes des „Eisernen Vorhanges“ 
dieser seine Aufgabe nicht mehr erfüllen konnte. Aus diesem Grund waren 
mittlerweile andere Vorkehrungen zur Absicherung der Grenzlinie zum Einsatz 
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gekommen.249 Diese Ansicht dürfte schlussendlich auch am ehesten der Wahrheit 
entsprochen haben.  
 
Ein Grund für die schwierige Anlaufsphase der Räumungsarbeiten mag wohl darin 
gelegen sein, dass die dabei zum Einsatz kommenden Kräfte zuvor – entgegen 
anderslautenden Vermutungen - entsprechende Instruktionen erhalten haben. In 
den grenznahen Ortschaften wurden von den regionalen kommunistischen 
Parteigremien Hilfspolizisten rekrutiert. In Frage kamen ausschließlich 
Parteimitglieder, wahrscheinlich um - aufbauend auf ihre Loyalität - mögliche 
Fluchthilfeaktionen weitestgehend ausschließen zu können. Die so entstandenen 
Grenzschutzeinheiten wurden als „Patriotische Gruppen“ (S.C.S) bezeichnet. Am 
Ende ihrer Ausbildung erhielten sie Handfeuerwaffen und Leuchtpistolen für ihren 
Einsatz an der Grenze, der täglich eine Dauer von rund vier Stunden in Anspruch 
nehmen sollte. Ihre spezielle Aufgabe war es, alle im direkten Grenzraum 
befindlichen Personen, die ihnen persönlich nicht bekannt waren, sofort 
festzunehmen. Damit war die erste Phase des vom Innenministerium entworfenen 
neuen Sicherheitsplanes bereits voll im Gange, nämlich die Einbeziehung lokaler 
Parteizentren und der unmittelbaren Zivilbevölkerung zur Fluchtbekämpfung an 
der Westgrenze. Für diesen Dienst erhielten die Mitglieder der „S.C.S“ täglich 
fünfzig Forint, das entsprach damals einem Wert von etwa 30 Schilling. Bei einem 
Nachtdienst wurde die doppelte Entlohnung bezahlt. Es ist also anzunehmen, 
dass die Abbauarbeiten erst dann so richtig in Schwung kamen, als die ersten 
Einheiten ihre Ausbildung beendet hatten und ihren Grenzdienst antreten 
konnten.250 
 
In den ersten Junitagen wurde Botschafter Peinsipp auf einem Empfang der 
britischen Botschaft von Ministerpräsident Hegedüs erneut auf die Vorwürfe hin 
angesprochen. Er nützte die Gelegenheit, um noch einmal zu versichern, dass 
Ungarn entgegen anderslautenden Meldungen gedenke, die Sperren 
v o l l s t ä n d i g  zu räumen. Er dementierte die Vermutungen, dass weiter im 
Landesinneren ein neuer „Eiserner Vorhang“ errichtet werden würde. Um dies 
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noch zu untermauern, stellte er seinem Gegenüber in Aussicht, dass es in Kürze 
die Möglichkeit geben werde, selbst Augenschein zu nehmen.  
 
Das Vorhandensein gegenseitigen Misstrauens wurde an diesem Abend aber 
ebenso klar angesprochen. Von ungarischer Seite wurde neben der steigenden 
Zahl von Fluchtversuchen vor allem das verstärkte Eindringen „feindlicher“, also 
westlicher, Propaganda befürchtet. Ministerpräsident Hegedüs warnte davor, dass 
der Abbau des gegenseitigen Misstrauens wohl mehr Zeit in Anspruch nehmen 
würde als jener des materiellen „Eisernen Vorhanges“. Er betonte aber gleichzeitig 
den enormen symbolischen Wert dieser Vorgänge und zeigte sich überzeugt 
davon, dass es eines Tages auch zu einem vollständigen Abbau der Vorurteile 
kommen werde.251  
 
Hegedüs äußerte sich an diesem Abend bewusst nicht über die laufende 
Verstärkung der Grenzschutztruppen, sondern stellte klar, dass es sich dabei um 
rein „innerungarische Angelegenheiten“ handelte. Mit der Bitte um Diskretion 
kündigte er gegenüber Peinsipp allerdings eine absehbare Erleichterung im 
Umgang mit den Sperrzonen an. Eine erste Realisierung dieser Pläne durfte der 
österreichische Diplomat ja bereits Anfang Mai anlässlich seines Besuches in 
Fünfkirchen erfahren. Außerdem wurde an Verbesserungen für den „Kleinen 
Grenzverkehr“ gearbeitet, wodurch sowohl die grenznah lebende Bevölkerung als 
auch die eigenen Sicherheitskräfte die Möglichkeit für einen direkten Kontakt mit 
den Nachbarn bekommen sollten. In diesem Zusammenhang, so Hegedüs, hatte 
auch das Angebot der österreichischen Bundesfeuerwehr für eine 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit Anklang gefunden.252  
 
Wie schon in vielen Gesprächen mit ungarischen Persönlichkeiten aus dem 
politischen Leben davor wurde auch in diesem Fall die Frage nach einer 
Ständigen Gemischten Grenzkommission besonders betont. Neben der 
Möglichkeit, dadurch eine geordnetere und raschere Behandlung von 
Grenzzwischenfällen zu gewährleisten, versprach sich Hegedüs davon auch 
diplomatische Erfolge in anderen Fragen. Es sollte damit so etwas wie ein Forum 
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zur Diskussion über noch vorhandene Konfliktfelder entstehen, um diese 
möglichst rasch lösen zu können. Die Bedeutung der Kommission hatte sich also 
seit ihrer geistigen Entstehung gewandelt; war sie ursprünglich eine 
österreichische Initiative gewesen, so wurde sie seit Beginn der Abbauarbeiten 
umso mehr von ungarischer Seite gefordert – wenn auch unter leicht anderen 
Vorzeichen eben.253 Dieses Gespräch der beiden auf dem Empfang der britischen 
Botschaft war auffallend ausführlich und sehr aussagekräftig ausgefallen. Wenn 
man den Rahmen dessen bedenkt, scheint die Unterhaltung dem 
Ministerpräsidenten ein wichtiges und auch dringliches Anliegen gewesen zu sein. 
Er hat zumindest dem österreichischen Gesandten sehr viel Zeit gewidmet. 
 
7.9 Rákosi muss gehen – die Partei-Krise bleibt 
 
Das Ende der Ära Rákosi war in den letzten Junitagen 1956 erreicht. Zunächst 
aber nützte er die Ereignisse rund um den Arbeiteraufstand in Posen vom 28. 
Juni, um seine Politik noch einmal durchzusetzen. Den polnischen Arbeitern war 
es nicht gelungen, die staatliche Obrigkeit an den Verhandlungstisch zu bringen, 
die schließlich hart gegen die immer lauter werdenden Stimmen auf der Straße 
durchgriff. Das Resultat waren rund 100 Tote und mehr als zehnmal so viel 
Verletzte. Mátyás Rákosi nahm diese Vorfälle zum Anlass, um quasi „präventiv“ 
noch härter gegen die sich bildenden oder bereits aktiven 
Oppositionsbewegungen in Ungarn vorzugehen. Als einen ersten Schritt 
veröffentlichte das Zentralkomitee der MDP nur zwei Tage nach der blutigen 
Niederschlagung des Posener Aufstandes umfangreiche Anschuldigungen gegen 
Imre Nagy und seine Anhänger. Vor dem Politbüro sprach Rákosi sogar von der 
„vollständigen Liquidierung der Nagy-Verschwörung“.  
 
In Anbetracht seiner krisengeschüttelten politischen Position versuchte er durch 
eine noch radikalere Gangart wieder eine gewisse Stabilität zu erreichen. Diese 
neuerliche Verschärfung seines Kurses stieß jedoch nicht nur innerhalb seines 
eigenen Landes auf heftige Kritik. Jugoslawiens Präsident Tito versuchte im 
Rahmen eines Moskauaufenthaltes die sowjetische Führungselite von der 
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Unhaltbarkeit Rákosis als Generalsekretär in Ungarn zu überzeugen. Er konnte 
sich mit seinen Anregungen durchsetzen, nicht zuletzt auch aufgrund der gerade 
erst kurz zuvor neu entstandenen sowjetisch-jugoslawischen Freundschaft.254  
 
Das Zentralkomitee der KPdSU beschloss daher am 17. Juli 1956, den 
stellvertretenden Ministerpräsidenten Anastas Mikoyan nach Budapest zu 
entsenden, um die politische Stellung Rákosis in der ungarischen Volksrepublik zu 
überprüfen. Er sollte anhand seiner Eindrücke die Entscheidung über das weitere 
Vorgehen treffen. Zur gleichen Zeit wurde der italienische KP-Chef Palmiro 
Togliatti dazu angehalten, in einem Interview der Szabad Nép Rákosi den Rücken 
zu stärken. Schon am darauffolgenden Tag brach Mikoyan nach Budapest auf, wo 
er sich umgehend mit Rákosi, Gerö, Hegedüs und Parteisekretär Béla Vég traf. Im 
Zuge seines Aufenthaltes musste er feststellen, dass die Position Rákosis und mit 
ihm das Prestige der Kommunistischen Partei Ungarns von Tag zu Tag an 
Einfluss verlor. In einem Vier-Augen-Gespräch musste Rákosi schließlich 
einräumen, dass ihm angesichts der ständig wachsenden Anzahl oppositioneller 
Kräfte – auch innerhalb der eigenen Reihen – immer mehr die Hände gebunden 
waren. Trotz laufender Verhaftungen, so Rákosi, sei dieser Entwicklung nicht 
mehr Herr zu werden. Mikoyan meldete daraufhin nach Moskau, dass es für 
Rákosi an der Zeit sei, den Platz zu räumen. Seinen Einschätzungen wurde auch 
sofort Folge geleistet. Auch Togliatti wurde informiert, dass eine „Ver-
teidigungsrede“ für Rákosi bei der Zeitung obsolet geworden war.255 
 
Rákosi trat unter dem Vorwand bereits langanhaltender gesundheitlicher 
Probleme von seinem Amt zurück und kam der Aufforderung nach, Budapest zu 
verlassen und nach Moskau zu kommen. Entgegen seinem Willen und seinen 
ursprünglichen Ambitionen konnte er bis zu seinem Tod 1971 nicht mehr nach 
Ungarn zurückkehren. Sein Nachfolger an der Spitze der Partei wurde sein 
ehemaliger Stellvertreter Ernö Gerö. János Kádár, der spätere Generalsekretär, 
stieg „nur“ zum ZK-Sekretär auf. Diese Umstellung brachte jedoch nicht den 
erwünschten Erfolg. Gerö folgte ausgesprochen treu dem Weg seines 
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Vorgängers. Aus biographischen Gründen war er selbst ein enger Verbündeter 
Moskaus, ein Grund, der wahrscheinlich auch seine Wahl mitbeeinflusst hat. An 
den Lebensumständen in Ungarn änderte sich durch seine Einsetzung nichts, und 
die Opposition kämpfte weiter um Gehör.256  
 
Ernö Gerö konnte die erhofften Veränderungen nicht bringen und fand aufgrund 
seiner politischen Herkunft kaum Gehör in der Opposition. Er war wie viele zuvor 
seit Jahrzehnten General des sowjetischen Geheimdienstes und fuhr im 
Wesentlichen den Kurs Rákosis weiter. Aus Sicht der Opposition unternahm er 
nicht genug gegen die „ungarische Variante“ des Stalinismus, um eine 
Modernisierung nach jugoslawischem Vorbild voranzutreiben. Treibendes Motiv 
unter seinen Gegnern war auch weiterhin das frei und neutral gewordene 
Österreich. Sowohl das jugoslawische als auch das österreichische Modell bargen 
die Möglichkeit eines eigenen politischen Weges mit eigenen Entscheidungen. 
Über die Zukunft Ungarns wurden 1956 viele zum Teil auch öffentliche 
Diskussionen geführt, einen ganz wichtigen Anteil daran hatten die Begründer des 
„Petöfi Kreises“ und ihre Anhänger, die in die Tausende gingen.257 Auch Tito hielt 
diese Entscheidung Moskaus nicht für sinnvoll. Er beeilte sich daher auch nicht mit 
einer Reaktion auf die Einladung Gerös, die beiden Parteien könnten engere 
Kontakte knüpfen. Chruschtschow erkannte die Unstimmigkeiten und lud Tito und 
Gerö gemeinsam nach Moskau ein. Mühsam konnte er sich dabei durchsetzen, 
dass ein Besuch Gerös in Belgrad vorbereitet wurde. Dieser kam am 15. Oktober 
1956 zustande, konnte die bilateralen Beziehungen allerdings nicht mehr 
verbessern. Aus jugoslawischer Sicht war der ungarische und auch sowjetische 
Versuch gescheitert, die Krise in Ungarn mit der Demonstration freundschaftlichen 
Interesses gegenüber Jugoslawien zu meistern.258  
 
Rákosi selbst hatte, trotz persönlicher Animositäten, Kádár als seinen Nachfolger 
vorgeschlagen, konnte sich damit allerdings nicht durchsetzen. Sein Ein-
verständnis zum Rückzug aus der Politik war eng mit der Hoffnung verbunden, in 
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Budapest bleiben zu können und so die Fäden weiterhin in der Hand zu behalten. 
Um dies zu verhindern, wurde er nach Moskau beordert. Noch vor Ausbruch der 
Revolution im Oktober baten Gerö und Hegedüs darum, dass die sowjetische 
Führung davon absehe, Rákosi nach Ungarn zurückzuschicken. Sie befürchteten 
eine weitere Verschlechterung der ohnehin schon äußerst angespannten 
innenpolitischen Lage. Rákosi musste weiterhin von außen zusehen. Er hielt 
während der ganzen Zeit Kontakt mit Gerö, seinem jüngeren Bruder und 
Vorsitzenden der Partei-Akademie, Zoltán Biró, sowie dem damals nicht mehr als 
Außenminister aktiven János Boldoczki. Letzterer war zu dieser Zeit als 
ungarischer Botschafter in Moskau tätig.259  
 
Es sollte nicht lange dauern, und der Kreml musste erkennen, dass mit der 
Besetzung Gerös als Parteichef in Ungarn nicht die rettende Lösung gefunden 
worden war. Die in Ungarn stationierten sowjetischen Geheimagenten meldeten 
wenige Tage nach dessen Amtsantritt, dass die Lage weiterhin kritisch sei. Der 
damalige Vorsitzende des KGB, Iwan Serow selbst, hatte bei den Schriftstellern 
und Journalisten sowie einigen im Untergrund organisierten Kleinparteien fest-
gestellt, dass der Abzug Rákosis ihre Bemühungen mehr beflügelt hatte, als das 
Gegenteil zu bewirken. Sie feierten das mehr als ersten kleinen Sieg und fühlten 
sich bestärkt. Serow ging daher davon aus, dass die Amtszeit Gerös nicht länger 
als etwa ein Jahr andauern würde. Nur rund vier Monate später, am 3. November, 
dem Vorabend der 2. sowjetischen Invasion, gab Chruschtschow vor dem 
Politbüro zu: „Mikoyan und ich müssen dafür verantwortlich gemacht werden, dass 
wir Gerö Kádár vorgezogen haben.“260 Nach der blutigen Niederschlagung der 
Revolution folgte tatsächlich János Kádár ins Amt des Parteichefs der 
nunmehrigen Ungarischen Sozialistischen Arbeiterpartei (Magyar Szocialista 
Munkáspárt - MSZMP) und begann neuerlich ein Regime der Unterdrückung und 
Gewalt. 
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7.10 Die Räumungsarbeiten gehen weiter ... 
 
Trotz dieser innenpolitisch unruhigen Lage gingen die Arbeiten entlang der 
Westgrenze in den Sommermonaten 1956 weiter. Allerdings blieb die 
burgenländische Grenzbevölkerung angesichts der von ihr beobachteten 
Fortschritte auch im Juni noch weiterhin skeptisch. Wenn auch die Zweifel an der 
Wahrheit der Ambitionen scheinbar mittlerweile tatsächlich weitgehend 
ausgeräumt waren, kamen nunmehr neue auf: Angesichts des Arbeitstempos und 
der bisher gemachten Fortschritte wurde vielerorts befürchtet, dass die 
Abbauarbeiten wohl noch einige Jahre in Anspruch nehmen könnten. Das 
Vertrauen auf den neuen politischen Kurs der „gutnachbarlichen Beziehungen“ 
schwand im Laufe des Monats Juni weiter.261 Entgegen den Befürchtungen 
beendeten die Ungarn jedoch zeitgerecht nach den vorgesehenen drei Monaten 
im September die Arbeiten an der Grenze.  
 
Die Hoffnung der Menschen, in absehbarer Zeit Verwandte und Bekannte jenseits 
der Grenze wieder in die Arme schließen zu können, war auch ein wichtiger Faktor 
für die wachsende Ungeduld. Im Laufe des Junimonats nahm der Flüchtlingsstrom 
allmählich wieder zu. Die Sicherheitsdirektion für das Burgenland verzeichnete 29 
Personen, die über die ungarische Grenze nach Österreich gekommen waren. 
Grund zur Hoffnung gab parallel dazu der Anstieg von „legalen Grenzübertritten“ 
im Juni: Ungarische Staatsbürger die im Zuge eines Bekannten- oder Ver-
wandtenbesuches mit gültigen Papieren in das Land einreisen konnten. Die 
ungarische Regierung schien demnach die Ankündigung wahr zu machen, 
Erleichterungen in der Visa- und Passpraxis vorzunehmen.262 Von außen 
betrachtet bekam der „Kleine Grenzverkehr“ im Juni neues Leben eingehaucht, 
die Ausgabe entsprechender Dokumente schien erleichtert worden zu sein.  
 
Im Juli erfuhr Botschafter Peinsipp von dem britischen Journalisten Gordon 
Shepherd vom Daily Telegraph über dessen Unterhaltung mit Ministerpräsident 
Hegedüs. Dabei wurden unter anderem auch die Räumungsarbeiten entlang der 
                                                 
261 ÖStA, AdR, BMI, 12 U, Sicherheitsdirektion Burgenland, „Lagebericht für den Monat Juni 1956“, 
Eisenstadt 30. Juni, S. 2. 
262 Ebd., S. 4. 
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österreichisch-ungarischen Grenze thematisiert. Shepherd konfrontierte den 
Ministerpräsidenten direkt mit den Sorgen der österreichischen Bevölkerung und 
ihren Zweifeln an der Nachhaltigkeit der Vorgänge. Neben den bekannten 
Versicherungen, dass den Ungarn Ernst mit ihren Bemühungen um ein 
freundschaftliches Miteinander mit ihrem westlichen Nachbarn sei, stellte Hegedüs 
hier ein wenig genauer die beabsichtigte neue Grenzsicherung vor: Die Kontrollen 
sollten in Zukunft in die Kompetenz von Polizei, Gendarmerie und Militär aufgeteilt 
werden, wobei eine verschärfte Kontrolle im Landesinneren in Vorbereitung sei.263 
Demnach äußerte sich Hegedüs in diesem Gespräch vergleichsweise offen über 
die ungarischen Pläne. Selbstverständlich unterließ er es aber, Genaueres über 
die von Innenministerium und Politbüro gefassten Vorschläge zur weiteren 
Grenzabsicherung darzulegen. Er gab aber doch den Hinweis, dass eine 
wesentliche Stütze des neuen Grenzschutzes eine verstärkte Aufklärungsarbeit 
weiter im Landesinneren sein werde. 
 
Nähere Informationen blieben aus. Dass der neue Grenzschutz aber nicht alleine 
auf menschlichen Kapazitäten basieren sollte, wurde bald öffentlich. Am 28. Juli 
erhielt das österreichische Verteidigungsministerium eine entsprechende Meldung 
aus Ungarn: Nachdem der Abbau der Drahthindernisse und die Räumung der 
Minenfelder zu diesem Zeitpunkt bereits relativ weit fortgeschritten waren, sollten 
nunmehr die neuen, technischen Absperrungen zum Einsatz kommen. Dazu 
gehörte in erster Linie eine neue Signalanlage, die in Abständen von etwa 100 bis 
200 Metern in den Boden eingelassen wurde. Die ungarische Kundmachung 
schilderte diese Vorrichtungen folgendermaßen: „In einer dem Terrain 
angepassten Entfernung von 100-200m werden eiserne Rohre mit einem 
Durchmesser von 80mm derart in die Erde versenkt, dass etwa 40-50cm  oberhalb 
des Erdbodens verbleiben. Im Eisenrohr ist – 20cm vom oberen Ende gerechnet – 
ein Stütznagel, an dessen äußerem Ende sich ein Ring befindet. Dieser Ring ist 
mit einem dünnen blanken Draht mit dem Ring des nächsten Eisenrohres 
verbunden. Im Rohr selbst ruht auf diesem Eisennagel eine Leuchtrakete. Wenn 
der Draht durch illegale Grenzgänger – egal, von welcher Seite kommend – 
gespannt wird, verschiebt sich der Stütznagel in horizontaler Richtung und die 
                                                 
263 ÖstA, AdR, BKA/AA, II-Pol, GZ. 516.977-Pol/56, “Mr. G. Shepherd´s über Wegräumung des 
Eisernen Vorhanges an der ungarischen Grenze”, 30.7.1956, S.1. 
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Leuchtrakete verliert ihre Stütze. Sie fällt infolgedessen nach unten in das Rohr 
und wird wie eine Mine abgefeuert. Dadurch wird der betreffende Grenzabschnitt 
alarmiert und beleuchtet.“264 
 
Auf die Initiative des Staatssekretärs aus dem österreichischen Innenministerium 
Franz Grubhofer hin, kamen er und Innenminister Oskar Helmer am 26. Juli zu 
einer Inspektionstour ins Burgenland. Von besonderem Interesse waren dabei die 
Vorgänge an der Grenze. Auf ihrer Reise wurden sie vom Generaldirektor für die 
öffentliche Sicherheit, Sektionschef Krechler, sowie dem Gendarmeriegeneral 
Kimmel begleitet. Ihre erste Station führte sie nach Berg bei Hainburg im nörd-
lichsten Burgenland, wo sie vom Sicherheitsdirektor für das Burgenland, Dr. 
Schwarz, sowie dem Landesgendarmeriekommandanten des Burgenlandes, 
Oberstleutnant Krivka in Empfang genommen wurden. Diese Delegation brach 
dann zu einer ersten Inspektion zu den Grenzsperren bei Kittsee auf. Hier war 
Anfang August der Stacheldraht auf einer Seite der Straße erst zum Teil beseitigt, 
die aufgerollten Überreste waren auf dem Feld zurückgeblieben. Die Besucher 
konnten ein Stück weiter im Landesinneren einige Wachtürme ausmachen. Die 
Reise führte auch nach Klingenbach, wo die politische Abordnung die 
Grenzübertrittstelle besichtigte, an der jedoch nur wenige, in der Regel 
ausländische Fahrzeuge nach Österreich herüberkamen. An dieser Stelle konnten 
die Herren keine Anzeichen für einen Abbau der Grenzsperren erkennen. Dafür 
aber den hinter dem Stacheldraht liegenden, mehrere Meter breiten Streifen 
offener Erde, der sich für seine Funktion als Spurensicherung frisch geeggt vor 
ihnen ausbreitete. Ein weiterer Grenzübergang bei Schattendorf zeigte auch keine 
Merkmale eines bevorstehenden Abbaus. Im Bereich Heiligenkreuz, im 
südlichsten Teil des Burgenlandes allerdings konnten Räumungsarbeiten 
beobachtet werden. Genauer gesagt waren hier, wo der Fluss Pinka die Grenze 
kreuzte oder selbst den Grenzverlauf bildet, rund 25 Männer an der Arbeit den 
Stacheldraht zu entfernen und die Minen zu sprengen. In seiner Abschlussrede 
bei der Verabschiedung würdigte der Minister die Burgenländer angesichts ihrer 
                                                 
264 ÖStA, AdR, BKA/AA, II-Pol, GZ. 158-II/56, 18.10.1956, „Information des Bundesministeriums für 
Landesverteidigung – Nachrichtengruppe“, S. 1. 
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krisenbehafteten Situation und ermunterte sie, angesichts der laufenden 
Verbesserungen und Abbauarbeiten positiv in die Zukunft zu blicken.265 
 
7.11 Das neue Grenzschutzprogramm weist Anlaufschwierigkeiten auf 
 
Grenzschutzkommandant János Valencsák musste Ende Juli wichtige Mängel im 
neuen Grenzsicherheitsprogramm feststellen. In den Monaten Mai und Juni, den 
ersten beiden also in denen die Abbauarbeiten ins Laufen gekommen sind, waren 
einige Grenzverletzungen unbestraft geblieben. Die Gründe dafür lagen seiner 
Auffassung nach in der Schlamperei der patrouillierenden Einheiten. Die 
Grundlage der neuen Absicherung, der Spurenstreifen, erfuhr an vielen Stellen 
keine nötige Beachtung, so dass er entweder zu wenig regelmäßig gepflegt, bzw. 
deutlich sichtbare Spuren zu spät erkannt wurden. In seinem Bericht lässt er eine 
Reihe von Beispielen folgen, die seine Theorie untermauern sollen. Das Bild war 
immer wieder das Gleiche, obwohl eine große Anzahl an Soldaten in dem 
jeweiligen Abschnitt, in dem es zu einer Grenzverletzung gekommen war, Dienst 
taten, wurden die Spuren erst Stunden bzw. Tage später entdeckt.  
 
Ein weiterer Kritikpunkt ist die Unaufmerksamkeit der Grenzschutzeinheiten 
während ihres gesamten Dienstes. Seinem Bericht zufolge hielten sie sich nicht 
mehr an die strengstens vorgeschriebenen Patrouillenwege, legten Pausen ein, 
um ein Buch zu lesen oder gar zu schlafen. Seiner Meinung nach sei diese 
„fehlende Disziplin“ auf ein Übergreifen der „Friedensstimmung“ durch die offene 
Grenze zurückzuführen, so dass die Beamten lasch geworden waren und keine 
Motivation mehr zeigten. Diese Entwicklung war bereits zuvor befürchtet worden, 
auch im Zusammenhang mit der besseren Behandlung und der Privilegienvergabe 
an die Beamten. Es handelte sich um dasselbe Missverständnis, das sich auch im 
Westen ausbreitete: Es fand keine Öffnung der Grenze statt, wenn es die 
Soldaten sicherlich auch gerne so gehabt hätten. Aus diesen Gründen erging 
folgende Anweisung aus dem Innenministerium: „Die Bezirksstellen haben 
deshalb bei den Grenzschutzeinheiten unverzüglich gegen die Theorie der 
„friedlichen Grenze“ einzutreten und dafür zu sorgen, dass die Staatsgrenze – 
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unabhängig von der Entwicklung der internationalen Situation [sic !] – immer und 
überall streng bewacht wird“.266  
 
Mitte August äußerte sich der sowjetische Botschafter in Budapest, Juri 
Andropow, in einem Bericht nach Moskau sehr besorgt über die aktuellen 
Zustände im Land: „Die feindlichen Elemente beginnen nun die 
Unentschlossenheit unserer Genossen für ihre Zwecke zu missbrauchen“.267 Er 
hatte beobachtet, dass anscheinend „angestachelt“ von der Opposition, die 
ungarischen Arbeiter neuerdings Forderungen nach besseren Lebensstandards 
stellten und sich immer mehr für das politische Leben interessierten. In der 
jüngsten Vergangenheit hatte es daher einige Arbeiterversammlungen gegeben, in 
denen Fragen wie Steuersenkungen, Lohnerhöhungen, die Öffnung der 
österreichisch-ungarischen Grenze und das Ende der Kollektivierung in der 
Landwirtschaft debattiert worden waren. Mit diesen Veranstaltung und der 
„Aufwiegelung“ der Arbeiter war die Partei in eine noch problematischere Lage 
gebracht worden als zuvor. 
 
In den letzten Augusttagen kam der ungarische Ministerpräsident Hegedüs nach 
Ödenburg (Sopron), um vor der Patriotischen Volksfront eine Rede zu halten. Er 
kam dabei auch auf die Beziehungen zum Nachbarland Österreich und besonders 
die laufenden Abbauarbeiten entlang der Grenze zu sprechen. Diese hob er als 
besondere Marke auf dem Weg zu einem verbesserten Miteinander hervor. Er 
kam dabei selbstverständlich nicht auf die bis zu diesem Tag registrierten 
Grenzzwischenfälle mit teilweise tödlichem Ausgang zu sprechen und erwähnte 
auch keines der österreichischen zivilen Unfallopfer. Er meinte allerdings, dass der 
Westen die österreichische Neutralität verletzen würde und dass „die 
Machenschaften gegen Ungarn nicht aufgehört hätten“. Von burgenländischer 
Seite aber mit besonderer Ironie aufgefasst wurde sein Vorschlag, Ödenburg mö-
ge ein Kurort für das Burgenland werden. Diese Stadt, die einmal Landeshaupt-
stadt hätte sein sollen, war bis 1956 zu heruntergekommen, als dass man sich 
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Grenzverletzungen), 19.7.1956. 
267 Békés (u.a.), The 1956 Hungarian Revolution, S. 160. 
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wirklich einen Kurort dort hätte vorstellen können. Hegedüs gab in seiner Rede 
den Anschein, als wäre es auch für die ungarische Bevölkerung möglich, ohne 
Probleme Urlaube im „westlichen“ Ausland zu verbringen. War das ein Signal? Die 
Burgenländer wollten es nicht recht glauben. Sie forderten zunächst ein 
zufriedenstellendes Ergebnis der Vermögensverhandlungen, der Frage des 
Doppelbesitzes, die endgültige Beseitigung des Minengürtels sowie die Einführung 
des Kleinen Grenzverkehrs.268 
 
Anfang September erschien der erste Bericht des ungarischen Grenzschutzes 
über die unmittelbaren Folgen der Arbeiten an der Grenze. Die Anzahl der 
versuchten Grenzübertritte war seit dem Monat Mai bis zum August von 133 auf 
363 angestiegen. Damit hatten die Fluchtversuche eine Häufigkeit erreicht, wie sie 
seit 1950 nicht mehr verzeichnet worden war.269 Diese von ungarischer Seite 
angegebenen Zahlen, verglichen mit denen der burgenländischen Sicherheits-
direktion, machen eines deutlich: die neue Grenzsicherung hatte ihr Ziel erreicht 
und war wesentlich undurchdringlicher geworden als der „Eiserne Vorhang“. Ihre 
umgreifende Funktionsweise, beginnend bei der Bevölkerung, über speziell 
geschulte Wachleute und die technischen Anlagen noch dazu, machten die 
Grenze schier unüberwindlich. Als Fazit würde sich hieraus ergeben, dass es sich 
1956 also keineswegs um eine Öffnung in dem Sinne wie 1989 handelte, sondern 
viel mehr um eine Modernisierung der Absperrungssysteme, die ein besseres und 
vor allem konfliktfreieres Miteinander mit dem westlichen Nachbarstaat erlaubten 
und gewährleisteten.  
 
Angesichts der unmittelbar bevorstehenden Fertigstellung der Abbauarbeiten 
drängte der ungarische Gesandte in Wien, Frigyes Puja, darauf, dass die vorge-
sehene Einladung an Bundeskanzler Julius Raab verschoben werde. Zuvor hielt 
er es für wichtiger, eine entsprechende Einladung an Außenminister Figl auszu-
sprechen, dessen Ressort hier ja direkt betroffen war. Außerdem schlug er vor, 
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eine Wiener und auch eine burgenländische Delegation einzuladen.270 Im Zuge 
dessen sollte wohl auch das von Hegedüs einst gegebene Versprechen einer 
Augenscheinnahme erfüllt werden. Auch der sowjetische Botschafter in Wien, 
Sergej Lapin, äußerte sich auf Rückfrage seines ungarischen Kollegen eher 
skeptisch gegenüber einer Einladung an den Bundeskanzler. Er zweifelte daran, 
dass dieser auch angesichts seines dichten Reise-Programmes einen doch eher 
kurzfristigen Termin würde wahrnehmen können. Neben einer geplanten Reise 
nach Westdeutschland und in die skandinavischen Länder, waren Ziele wie 
Jugoslawien, Polen und die Tschechoslowakei bereits eingeplant. Lapin warnte 
auch davor, einen derartigen, „hohen Besuch“ zu kurzfristig vorzubereiten.271  
 
Die beinahe zu Ende gegangenen Räumungsarbeiten hatten einen wesentlichen 
Aspekt der miserablen Grenzsituation nicht beenden können, und das waren die 
Jagden auf Flüchtlinge durch ungarische Grenzsoldaten, die auch über 
ungarisches Staatsgebiet hinausgingen. So fiel noch am 23. September ein 
Flüchtling einer derartigen Aktion zum Opfer. Bei Deutsch-Schützen im 
südlicheren Burgenland versuchte ein Mann mit einem Lastwagen die Grenze 
Richtung Österreich zu überqueren. Unglücklicherweise blieb das Auto im 
Grenzgraben stecken. Der Mann stieg aus und flüchtete zu Fuß, wurde allerdings 
sofort beschossen. Etwa 160 Meter weit auf österreichischem Boden brach er 
getroffen zusammen. Zwei ungarische Soldaten überquerten wiederum ihrerseits 
die Grenze, um ihn zurück auf die ungarische Seite zu schleppen. Sowohl 
Drahtverhau als auch Minenfeld im Raum Deutsch-Schützen waren bereits einige 
Zeit zuvor vollständig geräumt worden. An ihrer statt war quer über Felder, Wiesen 
und Straßen ein tiefer Graben entstanden. Damit sollte verhindert werden, dass 
wie bereits des Öfteren vorgekommen, mit Fahrzeugen ganze Gruppen von 
Flüchtlingen über die Grenze geschafft werden. Damit war Eines klar geworden: 
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das offizielle Ende der Abbauarbeiten vom 20. Oktober bedeutete nicht, dass die 
Grenzübertritte bei der Verfolgung von Flüchtenden ein Ende nehmen würde.272 
 
7.12 Offizieller Abschluss der Räumungsarbeiten 
 
Noch am 3. Oktober 1956 erließen das Verteidigungs- und das Innenministerium 
gemeinsam eine Verfügung über die genaue Vorgangsweise bei der Entminung in 
der Grenzregion. Budgetär waren 16,214.617 Forint dafür vorgesehen worden, 
allerdings auch die allfälligen Ehrungen wurden bereits zu diesem Zeitpunkt 
festgelegt: 51 Personen aus dem Bereich der technischen Gruppen der 
Ungarischen Volksarmee, insgesamt 57 aus dem Innenministerium sowie 185 aus 
dem Verteidigungsministerium sollten ausgezeichnet werden.273  
 
Die eben angesprochene Ehrenverleihung wurde, um diesem Ereignis auch eine 
größere Publizität zu geben, veröffentlicht: „dass sich am letzten Samstag im 
Zentraloffizierskasino in feierlichster Form ein Ordensregen des Präsidialrates, 
des Verteidigungsministers und des Innenministers auf Angehörige der Exekutive 
herabgelassen habe, die sich bei der Entfernung der technischen Sperre 
besonders bewährten.“274 Die Bedeutung dieses Anlasses wurde weiters auch 
dadurch noch unterstrichen, dass es Präsident Dobi war, der den Vorsitz der 
Veranstaltung übernahm, sowie durch die ungewöhnlich große Anzahl der 
verliehenen Auszeichnungen an sich.275  
 
Wie bereits in der Einleitung angesprochen, sollte jedoch die Freude über diesen 
politischen Erfolg nicht lange halten. Die noch geplanten weitergehenden 
Vertiefungen der österreichisch-ungarischen Freundschaft und Zusammenarbeit 
konnten vor dem 23. Oktober 1956 nicht mehr realisiert werden.  
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8. Schlusswort 
 
Die Geschichte von der Räumung der Grenzsperren entlang der österreichisch-
ungarischen Grenze 1956 ist äußerst ambivalent. Die Hintergründe, seien es die 
von ungarischer oder jene von sowjetischer Seite, sind vielschichtig und 
wahrscheinlich bis heute auch noch nicht alle bekannt. Eines ist jedoch im Zuge 
der Auseinandersetzung mit dem Thema klar geworden, nämlich was es nicht war; 
es war keine Öffnung im Sinne der Ereignisse von 1989. Die ungarische komm-
unistische Regierung und mit ihr die sowjetische Führung wollten mit dem Abbau 
des Stacheldrahtzauns und der Räumung der Minenfelder keine Durchlässigkeit in 
den Grenzverhältnissen schaffen. Vielmehr wurde ein veraltetes, für viele Konflikte 
verantwortliches Sperrsystem durch ein anderes ersetzt, das nicht weniger streng 
kontrolliert wurde.  
 
Dennoch wurde damit einiges bewirkt, die Beziehungen zu Österreich etwa 
erfuhren enormen Auftrieb. Ungarn hatte 1956 ein wichtiges Signal setzen kön-
nen, dass die Fronten zwischen den beiden Ländern nicht mehr unauflöslich 
waren. Mit dem Stacheldraht wurde der „Stein des Anstoßes“ weggerollt und 
Raum geschaffen für eine Fortführung der bilateralen Verhandlungen auf ganz 
anderen Ebenen. Eine Einigung in möglichst vielen Konfliktfeldern stand im 
Interesse beider Länder, so zum Beispiel die Vermögensfragen, Besitzansprüche 
jenseits der Grenzen, Doppelbürgertum oder auch Wiedereinführung des Kleinen 
Grenzverkehrs.  
 
Gleichzeitig - und hier steckt die Ambivalenz der Situation - konnte Ungarn ein 
neues Grenzschutzsystem einrichten, das moderner, sicherer und vor allem 
effizienter war als das vorige. Die „Technischen Sperranlagen“ hatten 1956 allein 
schon aufgrund materieller Ermüdung aufgehört wirksam zu sein. Der neue 
Grenzschutz orientierte sich mehr an der möglichst starken Beteiligung der 
Bevölkerung, um so bereits weiter im Landesinneren agieren zu können. Die 
Hoffnung war, dass mögliche Grenzzwischenfälle auf diese Art und Weise bereits 
sehr früh erkannt und aufgehalten werden konnten. Das Hauptaugenmerk lag 
daher vor allem auf ideologischer Basis; die Überzeugungsarbeit, damit die Men-
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schen zukünftig mehr für Parteiinteressen eintreten, wurde gefördert. Eine 
besondere Verantwortung kam dabei der kommunistischen Jugendorganisation 
DISZ zu, da sie sich um die Bevölkerungsgruppe mit dem statistisch höchsten 
Anteil an „illegalen Grenzübertritten“ kümmerte.  
 
Und schließlich spielten die außenpolitischen Interessen der Sowjetunion gerade 
in der damaligen Zeit für Ungarn eine entscheidende Rolle. Im Gegensatz 
vielleicht zu den Überlegungen der ungarischen Regierung 1989 – in denen die 
Reaktion der Sowjetunion ohnehin keine zu kleine Rolle spielte - war die Bindung 
an die Großmacht 1956 noch stärker. Das hatte vor allem etwas damit zu tun, 
dass die Führungsspitze der MDP aus „Moskowitern“ bestand. Nach der 
Absetzung Mátyás Rákosis war Ernö Gerö mehr ein Garant für die Fortführung der 
„alten“ Moskauer Politik als für die von Chruschtschow verlangten Reformen. Hier 
bestand nicht der Wille, sich gegenüber dem Westen zu öffnen und damit 
eventuell sogar einen Schritt weiter zu gehen, als es den sowjetischen Interessen 
entsprach. Um so mehr muss also davon ausgegangen werden, dass die Sowjet-
union und damit auch die in Ungarn stationierten Teile der Roten Armee den 
Abbau der Sperren tatsächlich befürworteten bzw. sogar anordneten. In diesem 
Zusammenhang lohnt sich daher ein Blick über die ungarischen Grenzen hinweg 
auf die internationale Lage des Kalten Krieges Anfang bis Mitte der 50er Jahre: 
Die „deutsche Frage“ war noch nicht gelöst, die alliierten Mächte standen mitten in 
den Verhandlungen, der Österreichische Staatsvertrag musste in die Wege 
geleitet werden. Möglicherweise stellt man sich hier berechtigt die Frage, ob die 
Sowjetunion mit dem Abbau des Eisernen Vorhanges den Westalliierten etwas 
demonstrieren wollte. Im Gedanken an eine Neutralisierung Deutschlands könnte 
Moskau daher versucht haben, über Österreich zu signalisieren: „Gegenüber 
einem neutralen Land hat die Sowjetunion nur freundschaftliche Ambitionen. Hier 
werden die hermetischen Abriegelungsvorrichtungen abgebaut  und wirtschaftliche 
Kontakte hergestellt“. 
 
Interessant ist die Parallelität zu den Ambitionen in Richtung Jugoslawien, die mit 
noch größerer Sicherheit von der Sowjetunion ausgegangen sind. Anfang der 50er 
Jahre begannen sich die sowjetisch-jugoslawischen Beziehungen sukzessive 
wieder  zu verbessern, und aus diesem Grund waren alle sozialistischen 
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Bruderstaaten angehalten, dem nachzukommen. Die Spannungen zwischen 
Mátyás Rákosi und Tito waren allerdings so groß, dass eine Wiederannäherung 
beinahe nicht möglich erschien. Dennoch leitete der ungarische Parteichef auch 
an der Südgrenze des Landes den Abbau der Grenzsperren ein. Dieser Umstand 
kam den österreichischen Diplomaten zur Hilfe, da sie über ihren jugoslawischen 
Kollegen regelmäßig Informationen über den Fortgang der Entwicklungen erhalten 
konnten. Wahrscheinlich kann auch die Räumung an der ungarisch-
jugoslawischen Grenze als sowjetisches Signal an den Westen gewertet werden, 
wie es auch zum Teil die Wiederannäherung an das Ende der 40er Jahre durch 
Stalin abgewertete Land war.  
 
So lange allerdings die Vorbereitungen gedauert hatten, so kurz nur konnten die 
neuen Verhältnisse Wirkung tragen. Mit der blutigen Niederschlagung der 
ungarischen Revolution kam das Ende dieser Freundschaftsgesten. Im Frühjahr 
1957 wurde der Eiserne Vorhang wieder errichtet. Die Stimmung im Kalten Krieg 
war merklich abgekühlt, die Kontakte zu Österreich neuerlich eingefroren. 
Verdächtigungen über Unterstützung der Revolutionäre durch westliche – darunter 
auch österreichische - Kräfte traten an Stelle der Bemühungen um gutnachbar-
schaftliche Kontakte. Aber die kurze Zeit, in der die Grenze von den technischen 
Sperren befreit war, hatte zur Folge, dass rund 180.000 Menschen das Land ver-
lassen konnten. Und das ist ein bleibendes Erlebnis in der Erinnerung einer noch 
weit größeren Anzahl bis heute. 
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10. Abstract 
 
Das „Jubiläumsjahr“ 2009 führte uns noch einmal die Bedeutung jener Ereignisse 
in Osteuropa 1989 vor Augen, die eine grundlegende Veränderung in der 
geopolitischen Situation Europas hervorgerufen haben. Die vorliegende 
Diplomarbeit möchte in Anlehnung daran an ein Ereignis erinnern, dass man als 
den „kleinen Bruder“ bezeichnen könnte: Vergleichsweise selten wird erwähnt, 
dass der „Eiserne Vorhang“ in seiner Gestalt als umfassendes Grenzsperrsystem 
bereits 33 Jahre zuvor – 1956 - erstmals abgebaut wurde. So etwa an der 
österreichisch-ungarischen Grenze. Die Ereignisse rund um die Niederschlagung 
der im selben Jahr ausgebrochenen ungarischen Revolution durch die sowjetische 
Armee, haben seither diesen Räumungsentscheid vom 8. Mai 1956 und seine 
Durchführung überschattet.  
 
Der Kalte Krieg befand sich Mitte der 50er Jahre nach dem Tod Stalins in einer 
gewissen Entspannungsphase, die auch als „Tauwetterperiode“ bekannt ist. Am 
20. Parteitag der KPdSU im Februar 1956 schaffte Nikita Chruschtschow im Zuge 
seiner „Geheimrede“ mit der Kritik am stalinistischen Terrorregime einen 
entscheidenden Tabubruch und machte damit den Weg frei für vorsichtige 
Reformbestrebungen innerhalb des Systems. Ein weiteres wichtiges Signal setzte 
er durch die Aussöhnung mit dem jugoslawischen Parteichef Tito, die gerade für 
die „Elite“ der ungarischen kommunistischen Partei zunächst einmal ein 
schwerwiegendes Problem darstellte.  
 
Für das Thema dieser Arbeit sind die sich – beeinflusst durch die allgemeine 
Entspannung - wieder langsam etablierenden österreichisch-ungarischen 
Nachbarschaftsbeziehungen von besonderer Bedeutung. Mit sowjetischem Ein-
verständnis wurden nach und nach bilaterale Konflikte – zu denen in großem 
Maße auch die Grenzsperranlagen gehörten – angesprochen und aus dem Weg 
geräumt. Einen wichtigen Antrieb erhielten diese Bemühungen durch die 
Vorbereitungen und den Abschluss des Österreichischen Staatsvertrages im Mai 
und dem Bundesverfassungsgesetz über die Neutralität Österreichs im Oktober 
1955.   
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Der ungarische Parteichef Mátyás Rákosi versuchte diese - zumindest auch - von 
sowjetischer Seite her angeordnete Verbesserung der zwischenstaatlichen 
Beziehungen Ungarns mit den beiden Nachbarländern Österreich und 
Jugoslawien zur Festigung seiner machtpolitischen Position im eigenen Land zu 
verwenden. Der Druck seitens des österreichischen Nachbars betreffend der 
Räumung der technischen Sperren und einem baldigen Ende der 
„Grenzzwischenfälle“ wurde indes auch immer stärker. Mit dem Beschluss des 
ungarischen Ministerrates am 8. Mai 1956 begannen die Abbauarbeiten, die im 
Oktober 1956 ihren offiziellen Abschluss in einer Festveranstaltung im Zentral-
offizierskasino unter dem Vorsitz des Staatspräsidenten Dobi in Budapest fanden.  
 
In der näheren Auseinandersetzung mit dem Abbau des Eisernen Vorhangs 1956 
fallen selbstverständlich sehr schnell auch eine Reihe grundlegender 
Unterschiede zu den Vorgängen des Wendejahres 1989 auf; nicht zuletzt etwa 
was die innenpolitischen Voraussetzungen in Ungarn und die Rolle der 
Sowjetunion angeht, aber eben auch einige Gemeinsamkeiten. Im Gegensatz zu 
den Ereignissen 1989, handelte es sich bei diesem Abbau um keine Öffnung der 
Grenze im eigentlichen Sinne, sondern eher noch um eine symbolische Handlung: 
Angesichts der sich verbessernden Beziehungen zum nunmehr neutralen 
Österreich war die bestehende Grenzsituation nicht mehr zu halten. Gemeinsam 
mit weiteren Erleichterungen, etwa betreffend den „Kleinen Grenzverkehr“, sollte 
hier eine gewisse Form der Normalisierung geschaffen werden. Zur selben Zeit 
liefen jedoch die Planungen und Vorbereitungen für eine neuerliche, modernere 
Absperrung der Grenze, denn eines stand von Beginn der Bestrebungen an fest: 
Die neue Grenzsituation durfte in keinem Fall „durchlässiger“ werden als die 
vorherige. Neue, modernere Sperrvorrichtungen – bei gleichzeitigem Versuch der 
Einbeziehung der eigenen Bevölkerung in die Aufklärungsarbeit – sollten dies 
gewährleisten. 
 
Das Ende dieser „Normalisierungen“ kam jedoch ebenso schnell wie die vorher-
gehende Aufbruchstimmung. Mit der Niederschlagung der Revolution durch die 
sowjetische Armee und der folgenden Wiederherstellung der „alten Ordnung“ 
wurde der „Eiserne Vorhang“ gegenüber Österreich wieder errichtet, die 
nachbarschaftlichen Kontakte erneut eingefroren. Das Fehlen der technischen 
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Grenzsperren und vor allen Dingen der Minenfelder allerdings hatten es rund 
180.000 Menschen ermöglicht, die Grenze weitestgehend unbeschadet zu über-
queren und in den Westen zu fliehen. 
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